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Temers Blitzkrieg 

Die Losung „Weg mit Temer“ eint den Kampf ge¬ 
gen die brasilianische Regierung. Die neue rechte 
Regierung ist instabil. 
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Wechsel bei unserer Zeitung 

Lucas Zeise löst Nina Hager als Chefredakteur der 
UZ ab. Ein Gespräch kommunistischer Zeitungs¬ 
macher. 
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Meinst du, die Russen wollen Krieg? 

Die Friedensbewegung mobilisiert zu neuen Protesten gegen die NATO 


E s wird derzeit weiter massiv Stim¬ 
mung gemacht. Provoziert. Russ¬ 
land plane eine Aggression, heißt 
es immer wieder aus NATO-Kreisen. 
Vor allem mit Verweis auf die Krim 
und die Ostukraine. Aktuell gilt die 
Ankündigung als nun schon gar nicht 
hinnehmbar, Russland wolle als Ant¬ 
wort auf die NATO-Absichten, in Po¬ 
len und in den baltischen Staaten die 
militärische Anwesenheit des Bünd¬ 
nisses auszubauen und Raketen in Po¬ 
len zu stationieren, die eigene Präsenz 
in der russischen Enklave Kaliningrad 
verstärken. 

Russlands Präsident Wladimir 
Putin hatte am Donnerstag der ver¬ 
gangenen Woche der NATO antirus¬ 
sische Aktivitäten in Osteuropa vor¬ 
geworfen. „Die Allianz unternimmt 
konfrontative Schritte gegen uns“, 
erklärte er, und auch, Russland wer¬ 
de auf Übungen und Truppenver¬ 
stärkungen der NATO in ihren öst¬ 
lichen Bündnisstaaten angemessen 
reagieren. „Wir werden aber nicht 
in einen militaristischen Rausch ver¬ 
fallen“ 

Die bisherigen russischen Bemü¬ 
hungen um Konfliktlösung und die 
russischen Verhandlungsangebote 
waren für die Kriegstreiber in der 
NATO offenbar völlig uninteressant. 
Sie passen nicht in ihr Konzept. Sie 
wollen offenbar eine weitere Zuspit¬ 
zung. Und deshalb wurde auch in den 
vergangenen Tagen in Warschau, in 
Brüssel usw. noch einmal Stimmung 
gemacht. 

Eine Woche vor dem NATO-Gip- 
fel in Warschau am 8. und 9. Juli hat¬ 
te NATO-Generalsekretär Jens Stol¬ 
tenberg gegenüber „Bild am Sonntag“ 
erklärt: „Der Nato-Gipfel in War¬ 
schau findet zu einem Zeitpunkt statt, 
der entscheidend für unsere Sicher¬ 


heit ist.“ Und meinte dann weiter - 
ohne irgendwelche Belege: „Wir ste¬ 
hen vor unvorhersehbaren Gefahren 
und komplexen Herausforderungen, 
einschließlich eines Russlands, das 
bereit ist, Gewalt anzuwenden, um 
Grenzen zu verändern.“ Die NATO 
will auf dem Gipfel in Warschau be¬ 
schließen, ab dem kommenden Jahr 
zusätzlich 4 000 Soldaten in die balti¬ 
schen Staaten und nach Polen zu ver¬ 
legen - zur Abschreckung Russlands. 
Die Bundeswehr ist dabei. Nicht nur 
mit Fliegern im Baltikum. Doch die 
polnischen Partner, die PiS-Regie- 
rung, wie die NATO-Partner in Est¬ 
land, Litauen und Lettland drängen 
auf mehr. 

Wer sich in der Geschichte aus¬ 
kennt, weiß: So etwas gehörte in der 
Vergangenheit stets zur Kriegsvorbe¬ 
reitung: Forderungen stellen, Druck 
aufbauen, diesen Druck Schritt für 
Schritt erhöhen. Und wer nicht klein 
beigab, sich erpressen ließ, der hat¬ 
te ... So etwas gehörte immer auch 
zur Kriegsvorbereitung nach Innen. 
Hierzulande hakt das derzeit aber 
offenbar. 

Die NATO teilte zudem am Mon¬ 
tag auch mit, sie gehe derzeit bei den 
Verteidigungsausgaben der Mitglie¬ 
der von einem Plus von fast drei Pro¬ 
zent (ohne die USA und Kanada) aus. 
Für Generalsekretär Stoltenberg ist 
das ein Trend „in die richtige Rich¬ 
tung“, auch wenn nicht alle europä¬ 
ischen Partner im Bündnis schon so 
aufrüstungswillig sind wie Griechen¬ 
land (plus 2,38 Prozent), Großbri¬ 
tannien (2,21 Prozent), Estland (2,16 
Prozent) und Polen (2,0 Prozent). Die 
Rüstungsindustrie wird ein wenig zu¬ 
friedener sein und es mag sein, dass 
nach dem NATO-Gipfel ihre Zufrie¬ 
denheit weiter zunimmt. 


Stoltenberg erklärte aber auch: 
Eine Konfrontation mit Russland 
suche die NATO nicht. Als jedoch 
der deutsche Außenminister Walter 
Steinmeier vor zwei Wochen vor dem 
„Säbelrasseln“ gegenüber Russland 
warnte, wurde er von den „Falken“ in 
den NATO-Staaten und von Stolten¬ 
berg sofort brüsk zurückgewiesen. 

Wir brauchen ein „Stoppsignal“ hat 
nun aber auch der Russlandbeauftrag¬ 
te der Bundesregierung, Gernot Erler 
(SPD), gefordert. In einem Gespräch 
mit der „Passauer Neuen Presse“ ver¬ 
teidigte der SPD-Politiker in der ver¬ 
gangenen Woche Steinmeiers Aussa¬ 
gen zur Russland-Politik der NATO. 

„Stationierungsentscheidungen 
und Militär-Operationen schaukeln 
sich wechselseitig hoch. Das ist ge¬ 
fährlich“, so Erler. „Es ist gut, dass 
Außenminister Steinmeier darauf 
hinweist. Der Aufschrei zeigt, dass er 
da einen Punkt getroffen hat.“ Erler 
forderte, die Eskalation zu stoppen: 
„Genau aus solchen Entwicklungen 
heraus entstehen unkontrollierte Si¬ 
tuationen bis hin zum Krieg.“ 

Doch was wird Merkel auf dem 
NATO-Gipfel äußern? 

„Meinst du, die Russen wollen 
Krieg?“ Auch mit diesem Lied (Text 
von Jewgeni Jewtuschenko) gedach¬ 
ten viele Menschen in den vergange¬ 
nen Wochen des 75. Jahrestages des 
Überfalls Hitlerdeutschlands und sei¬ 
ner Verbündeten auf die Sowjetunion. 
Niemand kann heute ermessen, wel¬ 
ches unglaubliche Leid die Menschen 
in diesem Vernichtungskrieg der Fa¬ 
schisten und bei der Abwehr der Ok¬ 
kupanten erfahren mussten. 

In diesen Tagen musste die Frie¬ 
densbewegung nun nach Warschau 
mobilisieren. Skeptisch, ob die Pro¬ 
teste gegen das aggressive Bündnis 


und seine Kriege im von der PiS re¬ 
gierten Polen überhaupt möglich sein 
werden, welche Grundrechte da ein¬ 
geschränkt werden. 

Egal wie diese Proteste verlau¬ 
fen, wir sagen auch weiter „Nein“ zur 
NATO und ihrer aggressiven Politik, 
zu Aufrüstung und Bundeswehrein¬ 
sätzen in aller Welt. Wir sagen „Ja“ 
zu Verständigung, zu Gesprächen, zu 
politischen Lösungen. 

Und am 8. Oktober gehen wir alle 
in Berlin auf die Straße: Gegen die 
NATO und ihre Kriegspolitik, gegen 
die Kriegsbeteiligung Deutschlands. 
Und dazu gehören auch alle, die wie 
wir in der DKP die Entwicklung im 
heutigen kapitalistischen Russland 
mehr als nur kritisch sehen. 

In der Erklärung der Aktionskon¬ 
ferenz in Dortmund vom 2. Juli heißt 
es unter anderem: „Das Verhältnis 
von Deutschland und Russland war 
seit 1990 noch nie so schlecht wie heu¬ 
te. Die NATO hat ihr altes Feindbild 
wiederbelebt, schiebt ihren politi¬ 
schen Einfluss und ihren Militärappa¬ 
rat durch Stationierung schneller Ein¬ 
greiftruppen, Militärmanöver, dem 
sogenannten Raketenabwehrschirm - 
begleitet von verbaler Aufrüstung - 
an die Grenzen Russlands vor. Das ist 
ein Bruch der Zusagen zur deutschen 
Einigung. Russland antwortet mit po¬ 
litischen und militärischen Maßnah¬ 
men. Dieser Teufelskreis muss durch¬ 
brochen werden. Nicht zuletzt steigert 
die Modernisierung genannte Aufrüs¬ 
tung der US-Atomwaffen die Gefahr 
einer militärischen Konfrontation bis 
hin zu einem Atomkrieg. Sicherheit 
in Europa gibt es nur MIT und nicht 
GEGEN Russland.“ 

Auf nach Berlin! Nina Hager 

Aufruf zur Demonstration siehe Seite 5 


Er war der Lehrer von drei 
Generationen deutscher 
Kommunistinnen 
und Kommunisten. 

Robert Steigerwald 

ist am 30. Juni gestorben. 
Nachrufe und Erinnerungen 
auf den Seiten 9,12 und 13 



Das war 
unser Fest! 


Einige zehntausend Menschen 
haben an diesem Wochenende 
das UZ-Pressefest - Volksfest der 
DKP besucht. „Das UZ-Pressefest 
war ein Fest der Solidarität, ein 
Fest des Austausches, ein Fest 
des Kampfes gegen Faschismus 
und Krieg, es war das größte Fest 
der Linken in unserem Land“, 
sagte der Vorsitzende der Deut¬ 
schen Kommunistischen Partei, 
Patrik Köbele, am Sonntag. 


★ 

In 100 Diskussionsrunden 
tauschten sich Gewerkschafte- 
rlnnen über den Kampf für bes¬ 
sere Arbeitsbedingungen aus, 
Wissenschaftlerlnnen und Jour¬ 
nalistinnen stellten aktuelle 
marxistische Analysen vor, Ak¬ 
tivistinnen diskutierten, wie die 
Bewegungen für eine neue Ge¬ 
sellschaft gestärkt werden kön¬ 
nen. In 115 Konzerten zeigten fort¬ 
schrittliche Künstlerinnen, dass 
es eine Alternative zum Main¬ 
stream gibt: Eine Kultur des Wi¬ 
derstandes,eine Kulturder arbei¬ 
tenden Menschen. 


★ 


Am UZ-Pressefest beteilig¬ 
ten sich Organisationen und 
Gruppen aus den verschiedenen 
Spektren der Linken. Die Bundes¬ 
tagsfraktion der Partei „Die Lin¬ 
ke“ präsentierte sich mit einem 
eigenen Zelt. Unabhängige an¬ 
tifaschistische und antiimperia¬ 
listische Gruppen aus dem Bun¬ 
desgebiet hatten ihr „Rotes Zelt“ 
organisiert. Die SDAJ feierte in ih¬ 
rem Bereich mit einigen hundert 
Jugendlichen. Die Tageszeitung 
„Junge Welt“ war ebenso mit ei¬ 
genen Veranstaltungen vertreten 
wie Kuba-Solidaritätsinitiativen, 
Friedensgruppen und Umwelt¬ 
schutzaktivisten. Die DKP veran¬ 
staltet seit 1974 UZ-Pressefeste, 
in diesem Jahr zum 19. Mal. 

★ 


Beim „Internationalen An¬ 
tikriegsmeeting“ rief der Ver¬ 
treter der Syrischen Kommu¬ 
nistischen Partei, Zardasht 
Rashid, zu internationaler Soli¬ 
darität auf, um den Krieg in sei¬ 
nem Heimatland zu beenden. 
Siehe auch unsere Sonderseiten 
17 bis 20 


ln eigener Sache 

Am kommenden Freitag er¬ 
scheint die UZ nach dieser er¬ 
weiterten Ausgabe nicht. Die 
nächste UZ erscheint am Frei¬ 
tag, dem 22 Juli 2016. 




















Freitag, 8. Juli 2016 


Wirtschaft und Soziales 


unsere zeit m 


Guntram Hasselkamp zur Abstimmung über CETA 


Le EU c’est moi! 


Endlich. Die Gelegenheiten sich 
preiswert als Wahrer nationaler In¬ 
teressen zu profilieren sind rar. Ins¬ 
besondere im auf Europa-Domesti¬ 
zierung ausgerichteten Berliner Po- 
lititzirkus. Nun lieferte Jean-Claude 
Juncker die Steilvorlage und von 
Angela Merkel bis Frauke Petry gab 
sich das gutbürgerliche politische 
Personal „empört“ über das Vorha¬ 
ben Brüssels, das „Freihandels“-Ab- 
kommen mit Kanada gewissermaßen 
im Alleingang durchzuwinken. Die 
EU-Kommission ruderte am Diens¬ 
tag dieser Woche vorerst zurück, 
aber sie wissen, dass bei einer echt 
demokratischen Entscheidung über 
CETA das ganze Abkommen umge¬ 
hend eingestampft werden könnte. 

Die mit dem Brexit verbundene 
Erosion des imperialistischen Groß¬ 
projektes, Konzern-Europa unter 
deutscher Führung steckt dem Ber¬ 
liner und Brüsseler Establishment 
mächtig in den Knochen. Da ist po¬ 
pulistisches Kreidefressen angesagt, 
links blinken und das Demokratie¬ 
fähnchen hissen. Find da darf der 
Genosse der Bosse, Sigmar Gabri¬ 
el, auch wieder einmal - ganz poli- 
tically incorrect - das vormoderne 
Wort „Klassenkampf“ ins Mikrofon 
schimpfen. Sein Verein hat es mo¬ 
mentan besonders schwer. Wenn es 
so weitergeht, machen ihm die Da¬ 
men Petry oder Peter noch seinen 
Sitz neben der Kanzlerin streitig. 


(Oder vielleicht feiert Frau Roth 
an der Seite von Frau Merkel ein 
Comeback. Das wäre eine Freude). 

An der festen Absicht der Ber¬ 
lin/Brüsseler Strategen, CETA und 
TTIP auch gegen alle Widerstän¬ 
de durchzuziehen, sollte niemand 
Zweifel hegen. Insofern hat Jean- 
Claude Juncker natürlich nur ausge¬ 
sprochen, was alle denken. Je mehr 
mitentscheiden dürfen, umso gerin¬ 
ger die Chance, dass es klappt. Da¬ 
her ist auf die genaue Wortwahl zu 
achten. Da ist viel von Mitwirkung 
die Rede, selten von souveräner 
Entscheidung. Auf welcher Grund¬ 
lage denn auch? Wie kann ein Par¬ 
lament, repräsentative Demokratie 
einmal akzeptiert, auf Grundlage 
welchen Wählervotums souverän 
entscheiden, wenn niemand weiß 
worüber? Wenn überhaupt, dann 
entscheiden, wie immer, allenfalls 
die Fraktionsleitungen. Und dort 
wird Her Masters Voice wohl kaum 
überhört werden. 

Aus Konzern-Europa wird kei¬ 
ne demokratische Veranstaltung 
von Unten werden, da können sich 
„Merkbriel“ beruhigt in die Empö¬ 
rungspose werfen. Nebenbei hilfrei¬ 
che Munition für den von Schäub¬ 
le & Co. schon längst geplante Um¬ 
bau der EU-Spitze. Entweder dieses 
Europa oder keins. Das durfte schon 
Alexis Tsipras lernen. Es wird ande¬ 
ren nicht anders gehen. 


Gemeinwohl vor Freihandel 


Schneiders Kritik an CETA 

Ulrich Schneider, Hauptgeschäftsfüh¬ 
rer des Paritätischen Gesamtverban¬ 
des, hat seine Kritik am Freihandels¬ 
abkommen CETA erneuert. „Mit den 
geplanten Investitionsschutzregelun¬ 
gen werden Sonderrechte für Unter¬ 
nehmen geschaffen, rechtsstaatliche 
Demokratien vor privaten Schieds¬ 
gerichten zu verklagen, wenn sie ihre 
Profitinteressen durch Gesetze beein¬ 
trächtigt sehen. Das gefährdet nicht 
nur die Demokratie, sondern hebelt 
auch die Kontrollmöglichkeiten na¬ 
tionaler Gerichte aus“, so Schneider. 
Auch gemeinnützige Angebote, wie 
sie etwa Kindergärten, Pflegeeinrich¬ 
tungen, Krankenhäuser, Bildungs¬ 
und Beratungsdienste der Wohl¬ 


fahrtsverbände anbieten, seien bei 
CETA nicht ausreichend geschützt. 
„Es ist nicht auszuschließen, dass 
profitorientierte Unternehmen ge¬ 
gen die besondere Stellung gemein¬ 
wohlorientierter Dienste klagen, um 
eine weitere Kommerzialisierung 
und Ökonomisierung durchzuset¬ 
zen“, warnte er. Das Handelsabkom¬ 
men enthalte „keine Vorgaben für 
hohe soziale und ökologische Stan¬ 
dards, es zielt auf die Beseitigung 
von Standards, die in der Sprache der 
Verhandler als ,nichttarifäre Handels¬ 
hemmnisse 4 gelten“. Sozial- und Ge¬ 
sundheitsdienste seien jedoch keine 
Ware, sie dürften folglich nicht als sol¬ 
che behandelt werden. 


Es ist an der Zeit 

Am 17. September gegen CETA und TTIP 


Die Mobilisierung für die Demons¬ 
trationen gegen die Freihandelsab¬ 
kommen CETA und TTIP, die am 
17. September 2016 in sieben deut¬ 
schen Städten stattfinden werden, 
geht in die heiße Phase. Der DGB 
beteiligt sich an der Mobilisierung. 
Wie intensiv diese ausfallen wird, 
liegt auch an uns. Also fragt an, was in 
den Verwaltungsstellen des DGB und 
bei eurer Gewerkschaft geplant ist, 
ob und wie viele Busse aus eurer Re¬ 


gion fahren und signalisiert eure Un¬ 
terstützung bei der Mobilisierung für 
die Demonstrationen. Nur so nehmt 
ihr den Kolleginnen und Kollegen in 
den Verwaltungsstellen die Angst vor 
Leerfahrten. 

Die Erfahrung mit den Demonstrati¬ 
onen im letzten Jahr in Berlin und im 
April dieses Jahres in Hannover zei¬ 
gen: Wir werden wieder viele, sehr vie¬ 
le. 

Imö 


STOP 

CEIH 
TTIP 
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Kein Neuanfang bei VW 

Festnachlese: Volkswagen - Familienkrach nach Dieselgate? 


Auf dem UZ-Pressefest diskutierten am 
Samstag im Niedersachsen-Zelt Uwe 
Fritsch (Betriebsratsvorsitzender bei 
VW Braunschweig, Mitglied im Partei¬ 
vorstand der DKP), Stephan Krull (ehe¬ 
maliger Betriebsrat bei VW Wolfsburg) 
und Gerhard Schräder (stellvertreten¬ 
der Betriebsratsvorsitzender bei VW 
Osnabrück und Landesvorsitzender 
der Christlich-Demokratischen Arbeit¬ 
nehmerschaft Hannover) zur Zukunft 
des VW-Konzerns. Es moderierte Achim 
Bigus. Wir dokumentierten Auszüge aus 
der Podiumsdiskussion. 

Stephan Krull: „In Dresden ist eine Fa¬ 
brik zugemacht worden, 400 Beschäf¬ 
tigte sind nach Zwickau gegangen und 
700 Leiharbeiter hatten gestern in Zwi¬ 
ckau ihren letzten Tag. Das ist Realität 
und das stößt ganz vielen ganz bitter 
auf. 

Ich habe den Eindruck, dass um die 
VW-Werke herum ein kleiner Schutz¬ 
zaun gebaut wird und in der Periphe¬ 
rie - also das, was nicht zur VW AG 
unmittelbar gehört - da wird dann mit 
etwas anderen Herrschaftsmethoden 
gearbeitet. [...] 

Zum Thema Neustart bei VW will 
ich folgendes sagen: Entweder man 
macht weiter wie bisher oder es gibt 
tatsächlich einen Neuanfang. Die Idee 
des Vorstandes ist so weiterzumachen 
wie bisher: 40 000 Autos täglich in über 
100 Fabriken. 

Weiter machen wie bisher bedeutet: 
Subventionen zu kassieren, nicht nur 
in Deutschland; die Verschärfung der 
kapitalistischen Konkurrenz mit allen 
Konsequenzen, dazu gehört auch das 
Risiko, dass Volkswagen nicht als Ge¬ 
winner aus diesem Konkurrenzkampf 
hervorgeht; und weiter zu machen wie 
bisher heißt auch, Steigerung der Pro¬ 
duktivität, Personal einsparen usw.“ 



Stammen alle aus dem produktiven 
Teil der VW-Familie: Uwe Fritsch, 
Achim Bigus, Stephan Krull,Gerhard 
Schräder (von vorne nach hinten) 

Uwe Fritsch: „Es geht nicht um einen 
Neustart bei Volkswagen. Neustart 
würde für mich bedeuten: Gesellschaft¬ 
liche Veränderungen. Es geht um eine 
neue Etappe in der Auseinanderset¬ 
zung. Einen Neustart halte ich nicht 
für möglich, trotz der 96 Prozent IG- 
Metall-Mitglieder im Betrieb, trotz der 
85 Prozent IG-Metall-Mitglieder im 
Angestelltenbereich. [...] 

Wir sind am Beginn eines Transfor¬ 
mationsprozesses bei Volkswagen, der 
Schritt für Schritt umgesetzt wird. Das 
eigentliche Dilemma ist, wir sind ge¬ 
wählt als Betriebsräte von den Beschäf¬ 
tigten in den Standorten. Die IG Metall 
soll die Konkurrenz der Belegschaften 
untereinander verhindern. Und diese 
gesellschaftliche Klammer - die Orga¬ 
nisation IG Metall - findet nur rudi¬ 
mentär statt, manchmal gar nicht. 


Aber das hat doch nicht nur subjek¬ 
tive Ursachen - was die Führung der 
IG Metall betrifft - sondern auch ob¬ 
jektive. Wo liegt die Gestaltungsmacht? 
Wenn die Gestaltungsmacht im Betrieb 
bei der Gewerkschaftsorganisation, bei 
den Vertrauensleuten oder den Ver¬ 
trauenskörperleitungen liegen würde, 
dann wäre ich nicht Betriebsrats Vorsit¬ 
zender geworden, sondern hätte mich 
zum VK-Leiter wählen lassen. 

Die Umsetzung der Interessen der 
Kolleginnen und Kollegen findet bei 
Volkswagen im Wesentlichen durch die 
Fachausschüsse statt. [...] Das sind aber 
alles Betriebsratsgremien. Über einen 
schleichenden Prozess hat sich doch 
meine Organisation, die IG Metall, ent¬ 
wickelt von einer Gewerkschaftsorga¬ 
nisation, die die Vertrauensleute in den 
Mittelpunkt der Arbeit gestellt hat, zu 
einer Organisation, die sehr stark die 
Betriebsratsarbeit - die nach gesetzli¬ 
chen Grundlagen erfolgende gestalteri¬ 
sche Arbeit - in den Mittelpunkt stellt. 

Und das ist der Widerspruch, den 
wir gerade in der Organisation erle¬ 
ben und den wir beherrschen müssen - 
als Mitglieder der IG Metall und als 
Genossinnen und Genossen. Und da 
hilft es nichts, die IG-Metall-Führung 
in den Wind zu schießen, die nächste 
Führung wird die selbe Politik machen 
müssen. 

Weil, die Grundlage der Arbeit ist 
doch, dass wir bei Volkswagen zwar 
sehr starke, funktionierende Vertrau¬ 
ensleutestrukturen haben, aber in wie 
vielen Betrieben gibt es IG-Metall- 
Vertrauensleute? In kleinen und mitt¬ 
leren Betrieben gibt kaum funktionie¬ 
rende Organisationseinheiten. Also 
stützt sich unsere IG Metall sehr stark 
auf die funktionierende, gesetzlich ge¬ 
schützte Organisation, und das ist der 
Betriebsrat.“ 


„Macht unsere Eisenbahn 
nicht kaputt!“ 

Eisenbahner demonstrieren gegen bahnfeindliche Politik 



Demonstration der EVG am 4. Juli in Berlin vor dem Bundesverkehrsministerium 


Mehr als 1 000 Eisenbahnerinnen und 
Eisenbahner aus allen Teilen Deutsch¬ 
lands haben am vergangenen Dienstag 
in Berlin gegen die zunehmende Be¬ 
nachteiligung der Eisenbahn protes¬ 
tiert. Hintergrund ist die Absicht des 
Bundestages, noch in dieser Woche ein 
Gesetz zu Lasten des Schienenperso¬ 
nenfernverkehrs zu verabschieden. Da¬ 
nach sollen jene Preissteigerungen bei 
den Trassengebühren, die die Länder 
nicht tragen wollen, dem Fernverkehr 
der Deutschen Bahn zugeschlagen 
werden. Der ist aber, nach einem am 
vergangenen Wochenende bekannt ge¬ 
wordenen Gutachten, schon jetzt kaum 
noch in der Lage, alle seine Zugverbin¬ 
dungen in Deutschland wirtschaftlich 
zu betreiben. Intern werden Zeitungs¬ 
berichten zufolge bei weiteren Kosten¬ 
belastungen zwangsläufig Streckenstill¬ 
legungen und Leistungskürzungen an¬ 
gedroht. 

„Was das für die Mitarbeiterin¬ 
nen und Mitarbeiter bedeutet, ist uns 
allen klar“, machte der EVG-Vorsit¬ 
zende Alexander Kirchner als einer 
der ersten Redner auf der imposanten 
Demonstration vor dem Bundesver¬ 
kehrsministerium deutlich: „Die dro¬ 
hende Entscheidung des Bundestages 
wird auch Arbeitsplatzverluste zur Fol¬ 
ge haben; um das zu verhindern sind 
wir heute nach Berlin gekommen“, rief 
er den applaudierenden Eisenbahne¬ 
rinnen und Eisenbahnern zu. 

Kirchner widersprach Äußerungen 
von Bundesverkehrsminister Alexan¬ 
der Dobrindt (CSU), der sich gegen 
„eine Subventionierung des Fernver¬ 
kehrs durch den Bund“, ausgespro¬ 
chen hatte. „Solange der Verkehr auf 
der Straße durch Verzicht auf Mautein¬ 
nahmen subventioniert wird, ist es un¬ 
ser gutes Recht, eine solche Unterstüt¬ 


zung des Staates auch für die Schiene 
einzufordern“, machte Kirchner deut¬ 
lich. Es sei ein Irrglaube zu meinen, es 
werde durch das neue Gesetz schon al¬ 
les nicht so schlimm. „Die Realität ist 
eine andere, hier tobt ein harter Wett¬ 
bewerb und die Politik verschließt wie¬ 
der einmal die Augen vor den Folgen 
ihrer eigenen Beschlüsse“, so der EVG- 
Vorsitzende. 

„Wir brauchen Rahmenbedingun¬ 
gen für mehr und nicht für weniger Ei¬ 
senbahn“, stellte Alexander Kirchner 
fest. Nur so werde es der Bundesre¬ 
publik gelingen, den klimapolitischen 
Zielen, die diese sich auferlegt habe, 
gerecht zu werden. 

„Macht unsere Eisenbahn nicht 
kaputt“, forderten als Vertreter der 
Beschäftigten auch zahlreiche Be¬ 
triebsräte. Der Vorsitzende des Kon¬ 


zernbetriebsrates sowie die Vorsitzen¬ 
den der Gesamtbetriebsräte von DB 
Fernverkehr, DB Netz, DB Regio, DB 
Services und DB Cargo übten ebenso 
scharfe Kritik am Vorgehen der Politik 
wie ein Vertreter der NE-Bahnen. Die 
EVG-Jugend fürchtete um die Zukunft 
der Nachwuchskräfte bei der Bahn, ein 
Betriebsrat aus dem Werk Cottbus um 
die Perspektiven im Werkebereich. Die 
österreichische Gewerkschaft „vida“ 
schickte eine Solidaritätsadresse und 
auch der „Fahrgastverband pro Bahn“ 
protestierte. 

Der stellvertretende Vorsitzen¬ 
de der EVG, Klaus-Dieter Hommel, 
machte zum Abschluss der Kundge¬ 
bung deutlich: „Wir brauchen eine Hal¬ 
bierung der Schienenmaut und keine 
Halbierung der Belegschaft.“ 

■ler 
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Nur noch Werktage? 

Allianzen aus Gewerkschaften und Kirchen kämpfen für den freien Sonntag 


A ls Reaktion auf zunehmende 
sonntägliche Ladenöffnungen 
wird der Kampf um den freien 
Sonntag intensiver. Den Handelsket¬ 
ten und willfährigen Kommu¬ 
nalbehörden stellen sich zuneh¬ 
mend Gewerkschaften (ver.di 
und DGB) und Kirchen in den 
Weg, um den freien Sonntag als 
sozialpolitische Errungenschaft 
oder Geschenk des Himmels 
oder beides gemeinsam zu ver¬ 
teidigen. Von Gewerkschaften 
und Kirchen getragene Allianzen 
für den freien Sonntag obsiegen 
hier vermehrt vor den Gerich¬ 
ten. Spektakulär war das Verbot 
einer Sonntagsöffnung jüngst in 
Frankfurt. 

Während vor 30 Jahren die 
Geschäfte weniger als 60 Stun¬ 
den pro Woche öffneten, setzte 
mit dem „langen Donnerstag“ 
eine zunehmende Deregulierung 
ein. Die ist nach Bundesländern 
unterschiedlich, seit Ladenöff¬ 
nungszeiten keine Bundesange¬ 
legenheit mehr sind. In Rhein¬ 
land-Pfalz z.B. stiegen die er¬ 
laubten Zeiten um 67 Prozent auf 
96 Stunden wöchentlich, bundes¬ 
weit ein Mittelwert. Leidtragende sind 
überwiegend Frauen, die den Großteil 
der im Einzelhandel oft prekär Be¬ 
schäftigten stellen. 

Die verlängerten Öffnungszeiten 
hatten und haben auch die Funktion, 
Türöffner für andere Dienstleistungs¬ 
und Industriebereiche zu sein, um auch 
dort die Arbeit abends oder samstags 
durchzusetzen. Dem Ziel, 24 Stunden 
an sieben Tagen arbeiten zu lassen, um 
die Profitmaximierung zu beschleuni¬ 
gen, dienen Initiativen wie die des Me¬ 
tro-Konzerns. Der fordert seit Jahren 
allsonntägliche Geschäftsöffnungen. 
Leider sind es auch Beschäftigte ande¬ 
rer Branchen, oft von Montag bis Sams¬ 
tag im Stress, die Sonntagsöffnungen 
wollen, weil man dann mal „in Ruhe 
shoppen könne“. Dabei vergessen viele, 
dass ihr freier Samstagnachmittag oder 


Sind eigentlich gut bezahlte Finanzbe¬ 
amte aus den höheren Diensten dümmer 
bei der Anwendung von Steuergesetzen 
als die vielleicht noch besser bezahlten 
Knechte der Finanzindustrie? Oder sit¬ 
zen die wirklichen Experten in den Ban¬ 
ken und die Laien im Finanzministerium? 

Mitnichten! Das moderne Raub¬ 
rittertum heißt Kapitalismus. Hier die 
neue/alte Story: 

Eine Aktiengesellschaft zahlt pro 
Aktie eine Dividende von beispiels¬ 
weise 10 Euro. Ausgezahlt werden nur 

7.50 Euro, der Rest, also 2,50 Euro, geht 
als Steuer an das Finanzamt. Anders als 
an den privaten Besitzer - der von den 

2.50 Euro nichts mehr wiedersieht - 
zahlt das Finanzamt an den institutionel¬ 
len Anleger (Banken, Fonds, Heuschre¬ 
cken etc.) auf Antrag diese 2,50 Euro 
Kapitalertragsteuer zurück. Hier kom¬ 
men die sogenannte „Leerverkäufe“ ins 
Spiel, das war lang geübte Praxis. 

Vor dem Dividendenstichtag ver¬ 
kauften Banken (genannt werden u.a. 
Commerzbank, Hypo-Vereinsbank, 
HSH-Nordbank, Landesbank Baden- 
Württemberg und sicher noch viele 
mehr) Aktien mit (cum) und ohne (ex) 
Dividende, die sie gar nicht hatten, vor 
dem Dividendenstichtag an Finanz¬ 
haie wie den Besitzer einer großen 
Drogeriekette Erwin Müller, an Cars¬ 
ten Maschmeyer oder Schalke-04-Boss 
Clemens Tönnies (nur einige Beispie¬ 
le), denen diese Aktien aber erst nach 
dem Dividendenstichtag gutgeschrie¬ 
ben wurden. Das ist erst einmal legal. 

Doppelte Nicht-Besteuerung 

Bank A kauft nach der Dividendenzah¬ 
lung die betreffenden Aktien auf dem 
Markt, jedoch zu einem niedrigeren 


-abend auf diese Weise gekippt wurde 
und sie in der 7-mal-24-Welt sonntags 
großteils nicht shoppen, sondern auch 
arbeiten würden. Der Anteil der Sonn¬ 


tagsarbeiter nahm von 1991 bis 2012 
von 17,2 auf 26,2 Prozent zu, Samstags¬ 
arbeit gar von 32,7 auf 43,5 Prozent. 

Die Ausdehnung der Öffnungszei¬ 
ten ist Ausdruck der kapitalistischen 
Konkurrenz. Die Großen verdrängen 
die Kleinen, deren Kosten bei stagnie¬ 
renden oder gar sinkenden Umsätzen 
mit den Betriebszeiten steigen. Was 
viele der Kleinen aber nicht davon ab¬ 
hält, sich von lokalen Lobbygruppen 
unter Führung von Kaufhof, Media- 
Markt usw. sonntäglich in die vorgeb¬ 
liche Schlacht gegen den Internethan¬ 
del schicken zu lassen. Zugleich forciert 
z.B. der Kaufhof seinen Internethandel. 
Kommunalpolitiker, deren Denken nur 
noch um angeblich alternativlose Sach¬ 
zwänge kreist, wollen ihre Finanzen sa¬ 
nieren. Sie helfen deshalb dem lokalen 
Einzelhandel bei Versuchen, Kunden 


Preis, da sie nach der Ausschüttung zu 
„Ex-Aktien“ wurden, weil die nächs¬ 
te Dividendenzahlung ja erst in einem 
Jahr erfolgen wird. 

Bank A verkauft also Cum-Aktien 
(die sie nicht besitzt) an Finanzjongleur 
B, die Gutschrift der Aktien erfolgt z.B. 
drei Tage nach der Dividendenzahlung. 
Bank A bekommt 25 Prozent Steuerab¬ 
zug, also 2,50 Euro je Aktie, worüber 
sie eine Steuerbescheinigung erhält. 
Sie beantragt und erhält Steuerrück¬ 
zahlung (institutioneller Anleger). 

Auch Finanzdienstleister B erhält 
von seiner Depotbank eine Steuer¬ 
bescheinigung. Nun sind jedoch die 
„Cum-Aktien“ nach der Dividenden¬ 
auszahlung zu „Cum-Ex-Aktien“ ge¬ 
worden, da nach der Dividendenzah¬ 
lung der Preis einer Aktie fast immer 
sinkt, und die „Ex-Aktie“ jetzt nicht 
mehr 10 Euro wert ist, sondern nur 
noch 9 Euro. 

Bank A zahlt Käufer B einen Aus¬ 
gleich von 1 Euro je Aktie. Die restli¬ 
chen 1,50 Euro werden geteilt zwischen 
A und B. Und auch Finanzhai B erhält 
auf Antrag die Steuerrückerstattung 
vom 2,50 Euro, obwohl er keine Steu¬ 
ern gezahlt hat. Die Rückzahlung er¬ 
folgte also zweimal. 

Löchrige Regulierung 

Das waren keine Einzelfälle. Diese 
„Geschäftsmodelle“ waren seit Jahren 
und Jahrzehnten geübte Praxis. Und es 
geht nicht um ein paar hundert Aktien, 
sondern um Milliardenwerte. 

Das Karussell drehte sich im Lau¬ 
fe der Jahre immer schneller. Immer 
mehr Banken, immer mehr Leerver¬ 
käufe. Der Schaden für die Allgemein¬ 
heit: geschätzte ca. 12 Milliarden Euro. 


und Kaufkraft aus Nachbarstädten 
wegzulocken. Ihre Parteifreunde dort 
treiben dann dasselbe Spielchen, um ih¬ 
ren Einzelhandelsstandort zu stärken. 


in Bad Kreuznach die lokale Allianz re¬ 
gelmäßig an offenen Sonntagen auf die 
Straße mit Infoständen, Flugblättern 
und Unterschriftensammlungen. Selbst 
das musste durchgesetzt werden 
gegen Versuche, die öffentliche 
Hoheit über die Straßennutzung 
an verkaufsoffenen Sonntagen 
auf einen Interessenverband zu 
übertragen. Die Kirchenglocken 
läuteten mehrfach minutenlang 
aus Protest gegen den Shopping¬ 
rummel. Im Münster/Westfalen 
werden Unterschriften für ein 
Bürgerbegehren für den freien 
Sonntag gesammelt. Die dortige 
DKP unterstützt das. In Rhein¬ 
land-Pfalz machte die Landesal¬ 
lianz den Streit zum Wahlkampf¬ 
thema. 

Nicht das stärkste Ketten¬ 
glied sind die zumeist unorga¬ 
nisierten Beschäftigten des Ein¬ 
zelhandels und ihre Betriebs¬ 
räte. Die Betreiber sonntäglicher 
Shoppingrummel reden gerne 
von Freiwilligkeit. Aber jeder 
weiß, wie Freiwilligkeit dort zu¬ 
stande kommt, wo Angst um den 
Job herrscht und ein Niedriglohn 
durch Sonntagszuschläge aufge¬ 
bessert werden kann. Einzelne Be¬ 
triebsräte legten sich quer, konnten 
alleine dem Dauerdruck aber nicht 
standhalten. Selbst Ladeninhaber äu¬ 
ßern individuelle Ablehnung unter 
dem Druck lokaler Lobbyverbände 
selten öffentlich. Deshalb muss mit 
breiten Bündnissen um die Einhaltung 
der Gesetze und höchstrichterliche 
Rechtsprechung gerungen, ein volks¬ 
wirtschaftlich unsinniger Wettbewerb 
dieser Art unterbunden werden. 

Sonntagsschutz ist Arbeitsschutz. 
Und der muss immer zweimal er¬ 
kämpft werden, in der Gesetzgebung 
und dann in der alltäglichen Praxis. 
Der Kampf um den freien Sonntag ist 
auch Teil des Kampfes um humanere 
Arbeitszeiten, für mehr gemeinsame 
arbeitsfreie Zeiten. 

Volker Metzroth 


Cum-Cum-Geschäfte 

Doch das Märchen von 1001 Steuer¬ 
tricks ist noch nicht zu Ende. Jetzt geht 
es um „Cum-Cum-Geschäfte“, die zwar 
nicht so lukrativ für die Finanzdienst¬ 
leister sind, aber „Kleinvieh macht 
auch Mist“. 

Das geht so: Einem ausländischen 
Aktienbesitzer werden die 25 Prozent 
Kapitalertragsteuer, die von der aus¬ 
schüttenden AG einbehalten wurden, 
nicht zurückerstattet. Allenfalls teilwei¬ 
se. Kurz vor Auszahlung der Dividende 
„verleiht“ ein Aktienbesitzer aus wel¬ 
chem Ausland auch immer seine Aktien 
an eine deutsche Bank. Die muss dafür 
Steuern zahlen, bekommt sie aber erstat¬ 
tet. Diese 25 Prozent werden zwischen 
dem deutschen Geldinstitut und dem 
ausländischen Aktienbesitzer geteilt. 

Ist das nun legal? „Ja“ sagt Deutsch¬ 
lands Finanzminister Schäuble. Immer¬ 
hin versucht man, solche Geschäfte zu 
erschweren. Gerade ist ein Gesetzent¬ 
wurf „in der Mache“, der besagt, dass 
eine Rückzahlung der Kapitalertrag¬ 
steuer nur dann möglich ist, wenn die 
Aktie für mindestens 45 Tage vor und 
nach dem Dividendenstichtag vom 
Entleiher „gehalten“ wird. 

Die hinterzogenen Steuern wurden 
jedoch wegen Personalmangels nicht 
konsequent eingetrieben. Nur „Cum- 
Ex-Geschäfte“ über 75 000 Euro wur¬ 
den geprüft. 

Die „Experten“ der Banken sitzen 
sicher schon wieder in den Startlöchern, 
um neue Gesetze mit neuen Schlupflö¬ 
chern zu konstruieren. Schließlich ist 
die Gewinnung von Maximalprofiten 
im Kapitalismus Gesetz - kriminelle 
Methoden schrecken sie nicht. 

Christine Christofsky 


Gabriels Rüstungsboom 

Die Bundesregierung genehmigte im 
vergangenen Jahr Rüstungsexporte im 
Umfang von 7,8 Milliarden Euro. Das 
ist in etwa eine Verdoppelung im Ver¬ 
gleich zu 2014. 

Unter den Rüstungsexporten befin¬ 
den sich unter anderem eine Fregatte, 
die nach Algerien geliefert wird und 
mit mehr als einer Milliarde Euro zu 
Buche schlägt. Außerdem gehen vier 
Tankflugzeuge nach Großbritannien 
(1,1 Milliarden Euro) und Panzer in 
das Emirat Katar (rund 1,6 Milliarden 
Euro). Während die Lieferung von 
Panzern an Katar öffentlich kritisiert 
wird, gilt die Lieferung an das NATO- 
Mitglied Großbritannien als unproble¬ 
matisch. Britische Truppen führten und 
führen Kriege in Afghanistan und Irak. 

Das Wirtschaftsressort von Minis¬ 
ter Sigmar Gabriel informierte am 
Dienstagabend den Bundestag, dass 
der geheim tagende Bundessicher¬ 
heitsrat außerdem Waffengeschäfte 
mit Saudi-Arabien, Pakistan,Ägypten, 
den Vereinigten Arabischen Emiraten, 
Kuweit, Brunei und nach Mexiko abge¬ 
segnet habe. Saudi-Arabien erhält ins¬ 
gesamt 48 Patrouillenboote, Ägypten 
ein U-Boot samt Torpedos. Brunei darf 
900 000 Schuss für Maschinengewehre 
importieren, Kuweit, dem Oman und 
den Vereinigten Arabischen Emiraten 
werden Panzer geliefert und nach Me¬ 
xiko werden 1467 deutsche Panzerab¬ 
wehrwaffen geliefert. 

Tarifrunde Banken 

Die Vereinte Dienstleistungsgewerk¬ 
schaft (ver.di) ruft im privaten und 
öffentlichen Bankgewerbe zu Streiks 
vor der vierten Verhandlungsrunde mit 
den Vertretern der Banken auf. 

Gestreikt wird in Niedersachsen, 
Bremen, Nordrhein-Westfalen, Hes¬ 
sen, Saarland, Bayern, Baden-Würt¬ 
temberg, Berlin, Brandenburg und 
Hamburg. 

Die dritte Verhandlungsrunde wur¬ 
de am 29. Juni ohne Ergebnis vertagt. 
Ein von den Arbeitgebern vorgelegtes 
Angebot, das über eine Laufzeit von 
36 Monaten bei fünf Nullmonaten um¬ 
gerechnet nur minimale Lohnsteige¬ 
rungen von 0,85 Prozent pro Jahr vor¬ 
sah, hatte ver.di als „Mogelpackung“ 
zurückgewiesen. Die Verhandlungen 
sollen nun am 12. Juli 2016 in Wiesba¬ 
den fortgesetzt werden. 

ver.di fordert für die rund 230 000 
Beschäftigten des privaten und öffent¬ 
lichen Bankgewerbes 4,9 Prozent mehr 
Gehalt. Das Ergebnis soll auch für Be¬ 
schäftigte mit außertariflicher Bezah¬ 
lung übernommen werden. Für die 
Auszubildenden fordert ver.di neben 
einer Erhöhung der Ausbildungsvergü- 
tung um 80 Euro auch eine Übernah¬ 
megarantie im Anschluss an den er¬ 
folgreichen Abschluss der Ausbildung. 

AMEOS-Beschäftigte 
brauchen Unterstützung. 

Seit dem 24. Mai streiken Kolleginnen 
und Kollegen der AMEOS-Kliniken in 
Osnabrück, Hildesheim und Hameln - 
ehemaligen psychiatrischen Landes¬ 
krankenhäusern. Sie kämpfen für die 
weitere Anbindung an den Tarifvertrag 
des Öffentlichen Dienstes, die Begren¬ 
zung der Leiharbeit und für den Schutz 
vor betriebsbedingten Kündigungen. 

Statt ein verhandlungsfähiges An¬ 
gebot vorzulegen, hat Ameos langjäh¬ 
rig Beschäftigten gekündigt, weiteren 
wurde nahegelegt, einen Auflösungs¬ 
vertrag zu unterschreiben - also frei¬ 
willig zu gehen. „Was soll das anderes 
sein als die Androhung einer Kündi¬ 
gung?“, heißt es in einem Schreiben 
von Gisela Neunhöffer, die bei ver.di 
für den Fachbereich Gesundheit ver¬ 
antwortlich ist. ver.di bittet nun, die 
Kolleginnen und Kollegen bei Ameos 
zu unterstützen. Auf unsere-zeit.de 
stellen wir dazu eine ver.di-Informati- 
on zum Tarifkonflikt und den Text für 
ein Protestschreiben an den Vorstands¬ 
vorsitzenden von AMEOS, Herrn Dr. 
Axel Paeger, zur Verfügung. 

AMEOS ist ein in Deutschland tä¬ 
tiger privater Gesundheitskonzern mit 
Sitz in der Schweiz, der sich zu einem 
großen Prozentsatz in Eigentum von 
privaten Beteiligungsgesellschaften 
(Private Equity Fonds) befindet. Der 
Missbrauch von Leiharbeit im großen 
Stil gehört zum Geschäftsmodell. 



Auf der Homepage der Allianz für den freien Sonntag Rheinland-Pfalz finden Sie zahlreiche 
Informationen und Anregungen wie diese Postkarte zum Advent 2015. 
(www.sonntagsallianz-rlp.de) 


Plünderung der Staatskassen 

Rechenbeispiele moderner Raubritter 


Dabei nehmen es viele Kommunen 
mit den gesetzlichen Bestimmungen 
nicht so ernst. Das Bundesverwaltungs¬ 
gericht urteilte, dass der verfassungsun¬ 
mittelbare Sonntagsschutz nicht hinter 
dem reinen Umsatz- oder Shoppingin¬ 
teresse von Handel oder Kundschaft 
zurückstehen darf. Für Ausnahmen 
müssen Anlässe vorliegen, die auch 
ohne Geschäftsöffnung große Men¬ 
schenmengen in Städte locken wie tra¬ 
ditionelle Messen und Märkte. Kom¬ 
munen, die einen Bierstand und eine 
Schießbude als traditionelles Sommer¬ 
fest anerkennen und dann Sonntagsöff¬ 
nungen genehmigen, fallen zunehmend 
nach Klagen von Gewerkschaften, Kir¬ 
chen und Verbänden wie der KAB auf 
den Bauch. 

Klagen ist gut, ersetzt aber nicht 
das politische Eingreifen. So geht z.B. 


Die Rolle der Politik? Finanzmi¬ 
nister Eichel und Steinbrück sahen ta¬ 
tenlos zu. Jahrelang. Unfähig oder ab¬ 
sichtlich? Soll noch geklärt werden, ein 
Bundestagsausschuss ermittelt. 

2007 endlich wollte die Regierung 
etwas dagegen tun. Die Finanzlobby 
witterte Morgenluft. Deutsche Bank 
und Bundesverband der Deutschen 
Banken schrieben einen Gesetzent¬ 
wurf, um „Cum-Ex-Geschäfte“ zu un¬ 
terbinden - aber nur für den inländi¬ 
schen Markt. Dieser Entwurf wurde 
fast wörtlich als Gesetz beschlossen. 
Mehrere hohe Beamte im Bundesfi¬ 
nanzministerium sollen „Honorare“ 
von Kanzleien kassiert haben, die im 
„Cum-Ex-Geschäft“ fleißig mitmisch¬ 
ten (es wird noch ermittelt). 

Dann aber ging die Post erst rich¬ 
tig ab, denn mittlerweile hatte auch die 
eine oder andere Bankfiliale in Klein- 
kleckersdorf begriffen, wie man Milli- 
onen-Profite machen konnte. Das neue 
Schlupfloch? Für den Leerverkäufer 
Bank A einfach eine ausländische De¬ 
potbank Zwischenschalten. Die Akti¬ 
engesellschaft zahlte die volle Dividen¬ 
de von 10 Euro aus, die ausländische 
Depotbank muss ja keine deutschen 
Steuern eintreiben. Diese Depotbank 
stellt nun dem Anleger B eine Steu¬ 
erbescheinigung aus. Die Steuerrück¬ 
zahlung wurde eingestrichen, obwohl 
überhaupt keine Steuern gezahlt wur¬ 
den. 

Aber diesmal „schaltete“ der Ge¬ 
setzgeber sich schon nach fünf Jah¬ 
ren ein. 2012 wurde beschlossen, 
dass die Kapitalertragsteuer von der 
Depotbank des Verkäufers Bank A 
einbehalten und bescheinigt werden 
muss. 
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Bürgermeister holt AfD-Parteitag in die Stadt 

Bürger aus Werl stellen sich den Rechten entgegen 



W erl in Westfalen sollte schon 
einmal Schauplatz einer 
großen Nazi-Veranstaltung 
werden. Die NPD hatte 2009 bei der 
dortigen Stadthalle nachgefragt, ob sie 
an sechs Wochenenden für sie beleg¬ 
bar sei. Das hatten einige Bürger der 
Stadt spitz gekriegt. Sofort buchten sie 
die Halle für die von der NPD nach¬ 
gefragten Termine. Die NPD musste 
sich einen anderen Tagungsort suchen. 

Dieses Mal wollte sich der CDU- 
Bürgermeister das Heft des Handelns 
nicht aus der Hand nehmen lassen und 
wies die Geschäftsführung der Halle 
an, unverzüglich der AfD-NRW die 
Stadthalle für ihren Landesparteitag 
am 2. und 3. Juli 2016 zu vermieten. 

Nach Bekanntgabe des Tagungsor¬ 
tes und -Wochenendes des AfD-NRW- 
Parteitags fanden sich Werler Bürger - 
die meisten von ihnen waren bereits 
2009 erfolgreich bei der Verhinderung 
des NPD-Parteitages aktiv gewesen - 
und auch das Bündnis gegen Rassis¬ 
mus aus der Kreisstadt Soest (BgRS) 
zusammen, um Gegenmaßnahmen zu 
planen. Während die Werler Bürger 
ein Kulturfest im Kurpark der Stadt 
planten, stellte das BgRS Planungen 
für Kundgebungen und eine Demo in 
der Nähe des AfD-Tagungsortes auf. 

Im Aufruf zur Demonstration wur¬ 
de zwar aufgeführt, dass die AfD „ein 
reaktionäres Familienverständnis pro¬ 
pagiert, in dem „traditionelle“, d.h. pa¬ 
triarchale Rollenbilder Prinzipien wie 
Gleichberechtigung, Vielfalt und Frei¬ 
heit der Lebensgestaltung (wieder) 


ersetzen sollen. Auch zur Homosexu¬ 
alität stehen viele AfD-Mitglieder in 
offener Feindschaft. 


Die Politik der AfD ist nationalis¬ 
tisch, rassistisch und reaktionär. Sie 
stellt eine Bedrohung für unsere Vor¬ 


stellung einer pluralistischen, demo¬ 
kratischen, freien und sozial gerechten 
Gesellschaft dar.“ 


Es wurde aber nirgendwo auf die 
Bedingungen für die Entstehung 
dieser protofaschistischen Bewe¬ 
gung hingewiesen. Sowohl die Ver¬ 
antwortlichen für die weltweit von 
der BRD geführten Kriege, als auch 
der seit 40 Jahren praktizierte ver¬ 
schärfte Klassenkampf von oben als 
verantwortliches Element für die 
Prekarisierung großer Teile der Be¬ 
völkerung blieben unerwähnt. Und 
ebenso wurden die dazu gehörigen 
politischen Parteien, die für diese 
Entwicklungen verantwortlich sind, 
nicht genannt. 

Am Samstag, dem 2. Juli, fand die 
Demonstration mit den geplanten 
Kundgebungen und entsprechend 
den Kooperationsvereinbarungen 
mit der Polizei statt. Nach Anga¬ 
ben der Veranstalter beteiligten sich 
750 Menschen an den Aktionen. Es 
kam hier nicht zu Ausschreitungen 
von Seiten der Polizei, wie es in den 
letzten Wochen immer wieder bei 
Demonstrationen zu beobachten 
war. 

Die DKP Hamm/Hellweg liefer¬ 
te einen Redebeitrag, indem sie auf 
die wichtigen Inhalte des Aufrufs und 
auch auf die oben genannten Lücken 
in ihm hinwies. 

Weitere Redner wurden von der 
Partei „Die Linke“, den Grünen, einer 
Kölner anarchistischen Antifa, dem 
RLC Soester Börde, der VVN-BdA, 
der IG Metall und dem DGB-Bezirk 
Dortmund/Hamm gestellt. 

Paul Georg Lisztewink 


Ohne neuen Erkenntniswert 

Verfassungsschutz verharmlost weiterhin Rassismus 


Am vergangenen Montag stellte der 
nordrhein-westfälische Landesinnen¬ 
minister Ralf Jäger (SPD) den „Verfas¬ 
sungsschutzbericht 2015“ in Düsseldorf 
vor. Der SPD-Politiker warnte dabei vor 
einem weiteren Anstieg rechtsextremer 
Gewalt. Immer häufiger würden Über¬ 
griffe auf Flüchtlingsunterkünfte jedoch 
durch Täter verübt, „die zuvor nicht in 
der organisierten rechtsextremistischen 
Szene aufgefallen sind“. „Es gibt einen 
neuen Tätertyp, der sich schnell radika- 
lisiert und die Schwelle von der Ideolo¬ 
gie zum Anschlag ohne Zwischenschritte 
überspringt“, so der Innenminister. 
Ebenso wie im Bericht des Bundesamtes 
für Verfassungsschutz, welcher der Öf¬ 
fentlichkeit eine Woche zuvor vorgestellt 
wurde, finden sich auch im NRW-Bericht 
keine wirklich neuen Erkenntnisse. Viel¬ 
mehr kommt die Behörde aufgrund der 
von ihr betriebenen Gleichsetzung von 
Nazis mit ihren entschiedensten Geg¬ 
nern offensichtlich mittlerweile selbst 
durcheinander. So wird das antifaschis¬ 
tische Bündnis „Mönchengladbach 
stellt sich quer“ im neuen VS-Bericht 
für 2015 als Ableger der bundesweiten, 
rassistischen „Pegida“-Bewegung dar¬ 
gestellt. „Damit diffamieren sie unter 
anderem die örtlichen Jungsozialisten 
in der SPD 4 , die in dem Bündnis aktiv 
sind“, warf Jasper Prigge, innenpoliti¬ 
scher Sprecher der NRW-Linkspartei, 
dem Innenminister daraufhin vor. „Die¬ 
se Verwechslung von ,rechts 4 und ,links 4 
ist keineswegs nur ein redaktionelles 
Versehen, sondern Folge angewandter 
Totalitarismustheorie“, so Prigge weiter. 
Für Jäger seien Antifaschisten, die Nazi- 
Aufmärsche verhindern wollen, genauso 
gefährlich wie Neonazis, die Brandan¬ 
schläge auf Flüchtlingswohnheime ver¬ 
übten. Das gehe schon aus Jägers Ein¬ 
leitung in den Bericht hervor, in der er 
von einer Zunahme von Straftaten im 
„Rechts- wie im Linksextremismus“ 
schwadroniert. „Dass gerade der zivil¬ 
gesellschaftliche Widerstand gegen die 
diversen „GiDa“-Aufmärsche in NRW 
diese letztlich gestoppt hat, dazu äußert 
sich der Bericht nicht“, kritisierte Prig¬ 
ge weiter. 

Auch der Erkenntniswert des VS-Be- 
richtes auf Bundesebene hält sich deut¬ 
lich in Grenzen. So findet sich in dem Be¬ 


richt kaum eine Information, die nicht 
bereits bekannt gewesen wäre. Dafür je¬ 
doch gleichlautende Textfragmente, Zu¬ 
schreibungen und Allgemeinplätze aus 
früheren Berichten. 

Für 2015 haben die Schlapphüte an¬ 
sonsten auch auf Bundesebene einen 
„Zulauf“ für alle „extremistische Sze¬ 
nen - ganz gleich welcher Ausrichtung“ 
ausgemacht, wie es Bundesinnenminister 
Thomas de Maiziere (CDU) bei der Vor¬ 
stellung des Berichts formulierte. Dieser 
ginge zugleich einher mit „einem Anstieg 
der Gewaltbereitschaft und Brutalität“. 
So wurden 2015 allein 894 Straftaten ge¬ 
gen Flüchtlingsunterkünfte verübt, wo¬ 
mit sich die Zahl im Vergleich zu 2014 
verfünffachte. Insgesamt 21.933 Strafta¬ 
ten mit rechtsextremistischem Hinter¬ 
grund hat die Behörde für 2015 erfasst. 
1408 davon seien Gewaltdelikte. 

Verstärkt geraten auch Flüchtlings¬ 
unterkünfte ins Visier von Neonazis und 
Rassisten. Wurden 2014 diesbezüglich 
170 Straftaten verübt, 25 davon Gewalt¬ 
taten, waren es 2015 schon 894 Strafta¬ 
ten, darunter 153 Gewaltdelikte. Allein 
die Anzahl der Brandanschläge stieg von 
fünf (2014) auf 75 im letzten Jahr an. Die 
Dunkelziffern im Bereich der neofaschis¬ 
tischen Gewalt dürften erfahrungsgemäß 
höher liegen. 

Trotzdem setzt der „Verfassungs¬ 
schutz“ seine Ignoranz bezüglich des 
Phänomenbereichs des Rassismus wei¬ 
terhin fort. In einer tief polarisierten 
Gesellschaft stehen sich Befürworter 
und Gegner einer offenen Asylpolitik 
scheinbar kompromisslos gegenüber. 
Kritik am „Verfassungsschutz“ kam un¬ 
terdessen von Ulla Jelpke, der innenpo¬ 
litischen Sprecherin der Linksfraktion 
im Bundestag. „Der Kampf gegen Na¬ 
zis muss wieder oberste Priorität erhal¬ 
ten. Denn von ihnen geht eindeutig die 
größte Gefahr im Inland aus“, stellte sie 
klar. Alarmierend sei vor allem, dass die 
Gewaltbereitschaft der Rechtsextremen 
steige. „Immer häufiger werden Flücht¬ 
linge oder politische Gegner direkt an¬ 
gegriffen und Brandsätze verwendet. Es 
ist nach allem Anschein nur eine Frage 
der Zeit, bis Nazis in Deutschland wie¬ 
der Menschen töten“, warnte die Innen¬ 
politikerin. 

Markus Bernhardt 


Ist Antifaschismus verfassungsfeindlich? 


Die VVN-BdA in Bayern klagt weiter 

gegen die Diffamierung durch die CSU-Regierung 


Anders als im Bund und anderen Bun¬ 
desländern wird die Vereinigung der 
Verfolgten des Naziregimes-Bund der 
Antifaschistinnen und Antifaschisten 
(VVN-BdA) in der Rubrik „Links¬ 
extremismus“ des bayerischen Ver¬ 
fassungsschutzberichts genannt. Die 
VVN-BdA Bayern hat dazu in einer 
Flugschrift Stellung genommen und 
bittet um Unterstützung. 

In der Flugschrift heißt es: 

„Ist Antifaschismus verfassungs¬ 
feindlich? Durch diese Nennung wird 
unsere Organisation diffamiert: Anti¬ 
faschismus ist nicht verfassungsfeind¬ 
lich, sondern ein Pfeiler der Demo¬ 
kratie. 

Dies ist ein Grund, warum die bay¬ 
erische VVN-BdA gegen die CSU- 
Staatsregierung auf Streichung des Ver¬ 
fassungsschutzeintrags klagt. 

Ein weiterer Grund: Mit der Nen¬ 
nung wird unsere Organisation auch 
finanziell bedroht, denn laut Bundes¬ 
abgabenordnung wird Vereinen, die im 
Verfassungsschutzbericht „des Bundes 
oder eines Landes“ aufgeführt sind, au¬ 
tomatisch die Gemeinnützigkeit entzo¬ 
gen. 

Am 2. Oktober 2014 fand die münd¬ 
liche Verhandlung vor dem Verwal¬ 
tungsgericht München statt. Unsere 
Klage wurde abgewiesen. Wir haben 
deshalb die Zulassung der Berufung 
beantragt; die Auseinandersetzung geht 
also weiter.“ 

Vorgeworfen wird der VVN-BdA 
(1) ein „kommunistisch orientierter 
Antifaschismus“, „der in dieser Form 
nicht nur dem Kampf gegen Rechts¬ 
extremismus diene, sondern der alle 
nichtmarxistischen Systeme - also auch 
die parlamentarische Demokratie - als 
potenziell faschistisch, zumindest aber 
als zu bekämpfende Vorstufe zum Fa¬ 
schismus betrachtet.“ (Urteil des Baye¬ 
rischen Verwaltungsgerichts München 
vom 2.10.2014, AZ M 22 K 11.2221, 
S. 23, vgl. auch Verfassungsschutzbe¬ 
richt Bayern 2010, S. 215) 

(2) wird ihr ein „maßgeblicher Ein¬ 
fluss von Linksextremisten“, vor allem 
der DKP vorgeworfen, und werden 
Zeitzeugen diffamiert. 


In der Flugschrift heißt es dazu: 
„Zum unüberbietbaren Skandal wird 
die Argumentation, wenn man betrach¬ 
tet, wer sozusagen als „kommunisti¬ 
scher Agent in der VVN-BdA 4 herhal¬ 
ten muss: Ernst Grube - ein Überle¬ 
bender des KZ Theresienstadt, noch in 
hohem Alter unermüdlich unterwegs, 
um als Zeitzeuge über die Verbrechen 
des NS-Regimes aufzuklären, der dafür 
vielfach ausgezeichnet und anerkannt 
wurde - auch von der CSU-Staatsre- 
gierung. 

Und trotzdem lässt Innenminister 
Hermann z.B. im Verfassungsschutz¬ 
bericht von 2009 schreiben: öffentli¬ 
che Zeitzeugenauftritte von früheren 
KZ-Häftlingen sollen der [VVN-BdA] 
einen demokratischen Anstrich verlei¬ 
hen’ (VS-Bericht 2009, S. 184). Damit 
war wohl ein Höhepunkt der Diffamie¬ 
rung der Zeitzeugenarbeit gegen das 
Vergessen, des Lebenswerkes von Anni 
Pröll, Ernst Grube, Martin Löwenberg, 
Hugo und Hermann Höllenreiner und 
vielen anderen NS-Verfolgten erreicht. 
Auf die Herabwürdigung von Ernst 
Grube durch namentliche Nennung 
im Verfassungsschutzbericht hat die 
Staatsregierung mittlerweile verzichtet. 
Für den Prozess aber wurde die Diffa¬ 
mierung wieder aus der antikommu¬ 
nistischen Mottenkiste hervorgeholt. 
Kein Mittel ist hier der Staatsregierung 
zu billig - Hauptsache, die VVN-BdA 
kann mit dem Etikett kommunistisch’ 
belegt werden.“ So wurde etwa im Ver¬ 
fassungsschutzbericht 2013 einer Funk¬ 
tionärin der VVN-BdA unterstellt, in 
Regensburg einen Infostand einer 
kommunistischen Organisation gelei¬ 
tet zu haben; diese Unwahrheit musste 
inzwischen ,geschwärzt’ werden (...).“ 

Zudem gilt der bayerischen Staats¬ 
regierung jeder/jede als „Linksex¬ 
tremist“, die die „Soziale Marktwirt¬ 
schaft“ kritisch hinterfragen oder gar 
über Alternativen zu ihr nachdenken. 

Genauso absurd ist (3) der Vorwurf 
an die VVN-BdA, sie befürworte Ge¬ 
walt als Mittel der politischen Ausein¬ 
andersetzung. 

In der Flugschrift heißt es unter 
anderem: „Als ,gewaltorientiert’ be¬ 



trachtet der Verfassungsschutz schon 
alle autonomen Gruppen, die es für le¬ 
gitim halten, Aufmärsche von Neonazis 
zu blockieren. So wird als Beleg für den 
genannten Vorwurf angeführt, dass von 
einer Kreisvereinigung der VVN-BdA 
ein „antifaschistisches Jugendcamp“ 
organisiert wurde, an dem neben Zeit¬ 
zeugen auch ,Autonome’ teilnahmen 
und bei dem ein „Blockadetraining“ 
angeboten wurde. Weiß der Verfas¬ 
sungsschutz’ nicht, dass bei einem Blo¬ 
ckadetraining gerade die gewaltfreie 
Durchführung von Blockaden trainiert 
wird? Konkret wird der VVN-BdA die 
Teilnahme an den Blockaden der NPD- 
Aufmärsche in Dresden 2010 und 2011 
vorgeworfen.“ 

„(...) Dass das Bayerische Innen¬ 
ministerium und seine Behörde „Ver¬ 
fassungsschutz“ die Gefahr der extre¬ 
men Rechten seit langem verharmlosen 
und stattdessen die Gefahr „von links“ 
in den Vordergrund stellen, zeigt sich 
schließlich in der Kriminalisierung 
des von uns (und vielen anderen) ver¬ 
wendeten Mottos „Faschismus ist kei¬ 
ne Meinung, sondern ein Verbrechen“. 
Der Freistaat hatte dazu in seiner Kla¬ 
geerwiderung ausgeführt, der Satz sei 
mit der FDGO nicht vereinbar, somit 
verfassungsfeindlich, denn er bestrei¬ 
te das Recht auf freie Meinungsäu¬ 
ßerung. Dem schloss sich das Gericht 
mit der Begründung an: „Die [...] oft 
geäußerte Parole „Faschismus ist kei¬ 
ne Meinung, sondern ein Verbrechen“ 
[...] dient [...] schlicht der Bekämp¬ 
fung und Diskreditierung missliebiger 
anderer Meinungen.“ (Urteilsbegrün¬ 
dung, S. 25)“ 

VVN-BdA Landesvereinigung Bayern/UZ 
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Auf nach Berlin! 

Friedensbewegung bereitet Demonstration am 8. Oktober vor 



U nterschiedliche Initiativen der 
bundesdeutschen Friedensbe¬ 
wegung verabredeten auf der 
Aktionskonferenz am Wochenende in 
Dortmund, gemeinsam gegen die ak¬ 
tuellen Kriege und ihre Ausweitung 
aktiver zu werden und auf die Straße 
zu gehen. 

Die Friedensbündnisse der „Koope¬ 
ration für den Frieden“, des „Bundes¬ 
ausschusses Friedensratschlag“ und der 
„Berliner Friedenskoordination“ einig¬ 
ten sich auf eine gemeinsame Plattform, 
um am 8. Oktober 2016 unter dem Mot¬ 
to „Die Waffen nieder - Kooperation 
statt NATO-Konfrontation - Abrüs¬ 
tung statt Sozialabbau“ in Berlin gegen 
die aktuelle Politik der Bundesregie¬ 
rung auf die Straße zu gehen. 

Die Friedensbewegung wirbt für 
ihre Aktion um breite Unterstützung 
von Organisationen, Gewerkschaften 
und Initiativen, um die Friedensfrage 
wieder zum zentralen Punkt der politi¬ 
schen Auseinandersetzung in unserem 
Land zu rücken. 

Im Folgenden dokumentieren wir den 
Beschluss der Aktionskonferenz vom 
2. Juli 2016: 

Die Waffen nieder 
Kooperation statt NATO- 
Konfrontation 

Abrüstung statt Sozialabbau 

Die aktuellen Kriege und die militä¬ 
rische Konfrontation gegen Russland 
treiben uns auf die Straße. 


Deutschland befindet sich im 
Krieg fast überall auf der Welt. Die 
Bundesregierung betreibt eine Poli¬ 
tik der drastischen Aufrüstung. Deut¬ 
sche Konzerne exportieren Waffen in 
alle Welt. Das Geschäft mit dem Tod 
blüht. 

Dieser Politik leisten wir Wider¬ 
stand. Die Menschen in unserem Land 
wollen keine Kriege und Aufrüstung - 


sie wollen Frieden. Die Politik muss 
dem Rechnung tragen. 

Wir akzeptieren nicht, dass Krieg 
immer alltäglicher wird und Deutsch¬ 
land einen wachsenden Beitrag dazu 
leistet: in Afghanistan, Irak, Libyen, 
Syrien, Jemen, Mali. Der Krieg in der 
Ukraine ist nicht gestoppt. Immer geht 
es letztlich um Macht, Märkte und 
Rohstoffe. Stets sind die USA, NATO- 


Mitgliedstaaten und deren Verbündete 
beteiligt, fast immer auch direkt oder 
indirekt die Bundesrepublik. 

Krieg ist Terror. Er bringt millio¬ 
nenfachen Tod, Verwüstung und Cha¬ 
os. Millionen von Menschen müssen 
fliehen. Geflüchtete brauchen unsere 
Unterstützung und Schutz vor rassisti¬ 
schen und nationalistischen Übergrif¬ 
fen. Wir verteidigen das Menschen¬ 
recht auf Asyl. Damit Menschen nicht 
fliehen müssen, fordern wir von der 
Bundesregierung, jegliche militärische 
Einmischung in Krisengebiete einzu¬ 
stellen. Die Bundesregierung muss an 
politischen Lösungen mitwirken, zivile 
Konfliktbearbeitung fördern und wirt¬ 
schaftliche Hilfe für den Wiederaufbau 
der zerstörten Länder leisten. 

Die Menschen brauchen weltweit 
Gerechtigkeit. Deshalb lehnen wir neo¬ 
liberale Freihandelszonen wie TTIP, 
CETA, ökologischen Raubbau und die 
Vernichtung von Lebensgrundlagen ab. 

Deutsche Waffenlieferungen heizen 
die Konflikte an. Weltweit werden täg¬ 
lich 4,66 Milliarden Dollar für Rüstung 
verpulvert. Die Bundesregierung strebt 
an, in den kommenden acht Jahren 
ihre jährlichen Rüstungsausgaben von 
35 auf 60 Milliarden Euro zu erhöhen. 
Statt die Bundeswehr für weltweite 
Einsätze aufzurüsten, fordern wir, un¬ 
sere Steuergelder für soziale Aufgaben 
einzusetzen. 

Das Verhältnis von Deutschland 
und Russland war seit 1990 noch nie so 
schlecht wie heute. Die NATO hat ihr 


Suche nach Endlager beginnt von vorn 

Chance für einen wirklichen Neustart wurde vertan 


Zwei Jahre lang hat die Endlagerkom¬ 
mission des Bundestags gearbeitet und 
jetzt ihren Bericht vorgelegt. Die Um¬ 
weltschutzorganisation Bund für Um¬ 
welt und Naturschutz Deutschland 
(BUND) und die Fraktion der Linken 
im Bundestag lehnen den Bericht ab. 
Das Gremium habe „eine große Chan¬ 
ce für einen wirklichen Neustart vertan“, 
erklärte der Linken-Atomexperte Hu¬ 
bertus Zdebel am Montag in Berlin. 

Der BUND sieht das Vorhaben als 
„missglückt“ an, durch die Arbeit der 
Kommission einen gesellschaftlichen 
Konsens zum Auswahlverfahren für ein 
deutsches Endlager für hochradioakti¬ 
ven Atommüll herzustellen. Auch wenn 
deren Bericht durchaus wichtige Vor¬ 
schläge enthalte, müsse er „an entschei¬ 
denden Stellen“ unbedingt noch nachge¬ 
bessert werden. 

Der Vertreter des BUND hatte nach 
eigenen Angaben als einziges stimmbe¬ 
rechtigtes Mitglied der Kommission bei 


der internen Schlussabstimmung in der 
vorigen Woche gegen den Bericht ge¬ 
stimmt und ein Sondervotum abgege¬ 
ben. Der für die Linken-Bundestags- 
fraktion in dem Gremium sitzende 
Zdebel lehnte den Bericht im Namen 
seiner Partei ebenfalls ab. Wie alle an¬ 
deren Vertreter der Politik war er bei 
der Abstimmung allerdings nicht stimm¬ 
berechtigt. 

Laut Bundestag empfiehlt der Be¬ 
richt, Atommüll in einem Bergwerk un¬ 
terirdisch zu lagern. Er schließt keines 
der im Standortauswahlgesetz bereits 
genannten drei Wirtsgesteinarten Salz, 
Ton und Granit als denkbare Formation 
aus. Auch der umstrittene Standort Gor- 
leben, auf den sich die deutschen Plan¬ 
spiele früher ausschließlich konzentrier¬ 
ten, soll demnach im Rennen bleiben. 
Das Ausfall verfahren für ein Endlager 
wird noch Jahrzehnte dauern. 

Zahlreiche U mweltschutzorganisati- 
onen und Anti-Atom-Initiativen hatten 


eine Mitarbeit in der Kommission aus 
prinzipiellen Gründen abgelehnt. Wie 
Linke und Bund übten sie unter ande¬ 
rem scharfe Kritik daran, dass der Stand¬ 
ort Gorleben nicht von vornherein aus 
der Suche ausgeschlossen werden soll. 
Auch die Öffentlichkeitsbeteiligung 
reicht ihnen nicht. 

Vertreter der Endlagerkommissi¬ 
on haben nun die Anti-Atomkraft-Be¬ 
wegung und die Bundesländer aufge¬ 
rufen, die Suche nach einem Endlager 
für den Atommüll nicht zu behindern. 
Es sei klar, „dass wir jetzt unabhängig 
von früheren Positionen das Problem 
lösen müssen“, sagte der Vorsitzende 
Michael Müller (SPD) am Dienstag 
in Berlin. Bei der Lösung des Prob¬ 
lems der Atommüll-Entsorgung gehe 
es nicht mehr um ein „ja oder nein“, 
sondern um das „wo und wie“, mahnte 
der ehemalige Staatssekretär im Bun¬ 
desumweltministerium. Da der Müll 
bereits existiere, gebe es „vollendete 


Tatsachen“. Kritik sei zwar willkom¬ 
men, es sei aber falsch, die Motive des 
Gremiums pauschal in Zweifel zu zie¬ 
hen. 

Anlass für Kritik ist unter anderem 
die Tatsache, dass der hochumstritte¬ 
ne mögliche Standort Gorleben in die 
Untersuchungen einbezogen werden 
soll. Das sieht auch die 2013 beschlos¬ 
sene Fassung des Standortauswahlge¬ 
setzes so vor. „Es wird im gesamten 
Bundesgebiet nach einem Endlagers¬ 
tandort gesucht“, sagte die Ko-Vorsit- 
zende, Ursula Heinen-Esser (CDU), 
ebenfalls eine Ex-Staatssekretärin im 
Bundesumweltministerium. 

Ein Verzicht auf Gorleben wäre an 
anderen möglichen Endlager-Standor- 
ten ihrer Meinung nach „nicht vermit¬ 
telbar“, ergänzte Heinen-Esser. Das 
Festhalten an Gorleben ist einer der 
Hauptkritikpunkte aus den Reihen 
der Anti-Atom-Bewegung, die den 
Standort ablehnt. 


Hochschulreform geplant 

Neun von zehn Studiengängen sind auf das Bachelor- und Mastersystem umgestellt 


Das Hochschulsystem in Deutschland 
steht in der Kritik - besonders das drei- 
jährige Bachelor-Studium. Es sei ver- 
schult und mit Inhalten überfrachtet, 
heißt es. Angesichts der weit verbrei¬ 
teten Kritik dringt die Hochschulrek¬ 
torenkonferenz (HRK) nun auf durch¬ 
greifende Reformen. „Es sollte künf¬ 
tig keine starre staatliche Vorgabe für 
eine Gesamtstudienzeit Bachelor und 
Master von zehn Semestern mehr ge¬ 
ben“, sagte der Präsident des Dachver¬ 
bandendes für 268 Hochschulen, Horst 
Hippier, der Deutschen Presse-Agentur 
(dpa) in Berlin. 

Sechs Semester bis zum Bachelor- 
Abschluss - also drei Studienjahre - 
ließen vor allem an den Universitäten 
kaum Raum „für die nötige erste Ori¬ 
entierung, für Blicke über das eigene 
Fach hinaus, für Praktika oder Aus¬ 
landssemester“, betonte Hippier. „Vor 
allem wer mit dem Bachelor in den 
Beruf starten will, sollte aber entspre¬ 


chende Möglichkeiten im Studium ge¬ 
habt haben.“ 

HRK und die Kultusministerkonfe¬ 
renz der 16 Bundesländer (KMK) wol¬ 
len bald ein gemeinsames Reformpa¬ 
pier vorlegen. Eigentlich sollte diese 
Vereinbarung zwischen Hochschulen 
und Ländern schon im Mai fertig sein, 
wird nun aber wohl - wenn alles plan¬ 
mäßig verläuft - erst Mitte Juli präsen¬ 
tiert. Das Papier müsse erst noch von 
der KMK verabschiedet werden, sagte 
deren Generalsekretär Udo Michalik 
der dpa. 

Einige Reformvorschläge sind aber 
schon vorab bekannt geworden. So 
wird beispielsweise vorgeschlagen, zu 
Beginn des Bachelor-Studiums gänz¬ 
lich auf Noten zu verzichten. „Auch die 
Hochschulen wollen ihren Part über¬ 
nehmen und die vorhandenen Spiel¬ 
räume besser nutzen“, etwa bei der 
Notenpraxis, versicherte HRK-Chef 
Hippier. 


Der „Bologna-Prozess“, in Zuge 
dessen die Bachelor- und Masterstudi¬ 
engänge eingeführt wurden, leistet nach 
Ansicht des Bundesbildungsministeri¬ 
ums „einen Beitrag zur Weiterentwick¬ 
lung der nationalen Hochschulsysteme 
in Europa, zur Qualifizierung von Fach¬ 
kräften für den Arbeitsmarkt sowie des 
wissenschaftlichen Nachwuchses“. Der 
Prozess wurde 1999 im norditalieni¬ 
schen Bologna gestartet und hatte zum 
Ziel, die Zahl der Studienabbrecher zu 
senken und das Studium europaweit 
vergleichbar zu machen. Deutschland 
kann Vollzug melden; hierzulande ist 
die Umstellung so gut wie abgeschlos¬ 
sen. Derzeit sind neun von zehn Studi¬ 
engängen an deutschen Hochschulen 
auf das Bachelor- und Mastersystem 
umgestellt. Insbesondere an Fachhoch¬ 
schulen ist die Transformation praktisch 
abgeschlossen. 

Die Lehre hat das aber kaum ver¬ 
bessert - das Gegenteil ist eher der Fall. 


Der Soziologe Stefan Kühl schreibt in 
der Frankfurter Allgemeinen Zeitung, 
dass die Verschulung des Studiums und 
die Tendenz zum „Bulimie-Lernen“ in 
der Grundstruktur der Bologna-Re¬ 
form angelegt sind. 

Damit nicht genug: Die Studen¬ 
ten seien einer regelrechten Prüfungs¬ 
schwemme ausgesetzt, die ebenfalls 
systembedingt ist. Weil jedes Studien¬ 
modul mit einer Prüfung abgeschlos¬ 
sen werden muss, würden sich bei klei¬ 
nen Modulgrößen automatisch fünf bis 
sechs Prüfungen pro Semester ergeben, 
die ein Student ablegen muss. In vielen 
Fächern wurde deshalb „auf didaktisch 
ungeeignete Prüfungsformen wie Mul- 
tiple-Choice-Klausuren oder mündliche 
Referate umgestellt“. Manche Hoch¬ 
schulen seien aber noch einen Schritt 
weitergegangen: Statt einer Prüfung 
pro Modul verlangten sie nicht selten 
mehrere, die im Rahmen eines Moduls 
abgelegt werden müssen. In manchen 


altes Feindbild wiederbelebt, schiebt 
ihren politischen Einfluss und ihren 
Militärapparat durch Stationierung 
schneller Eingreiftruppen, Militärma¬ 
növer, den sogenannten Raketenab¬ 
wehrschirm - begleitet von verbaler 
Aufrüstung - an die Grenzen Russ¬ 
lands vor. Das ist ein Bruch der Zusa¬ 
gen zur deutschen Einigung. Russland 
antwortet mit politischen und militäri¬ 
schen Maßnahmen. Dieser Teufelskreis 
muss durchbrochen werden. Nicht zu¬ 
letzt steigert die Modernisierung ge¬ 
nannte Aufrüstung der US-Atomwaf¬ 
fen die Gefahr einer militärischen Kon¬ 
frontation bis hin zu einem Atomkrieg. 
Sicherheit in Europa gibt es nur MIT 
und nicht GEGEN Russland. 

Wir verlangen von der Bundesre¬ 
gierung den Abzug der Bundeswehr 
aus allen Auslandseinsätzen, die dras¬ 
tische Reduzierung des Rüstungsetats, 
den Stopp der Rüstungsexporte und 
die Ächtung von Kampfdrohnen, kei¬ 
ne Beteiligung an NATO-Manövern 
und Truppenstationierungen entlang 
der Westgrenze Russlands. Wir sagen 
Nein zu Atomwaffen, Krieg und Mi¬ 
litärinterventionen. Wir fordern ein 
Ende der Militarisierung der EU. Wir 
wollen Dialog, weltweite Abrüstung, 
friedliche zivile Konfliktlösungen und 
ein auf Ausgleich basierendes System 
gemeinsamer Sicherheit. 

Für diese Friedenspolitik setzen wir 
uns ein. Wir rufen auf zur bundesweiten 
Demonstration am 8.10.2016 in Berlin. 

Dortmund, den 2. Juli 2016 


Auch innerhalb der Kommission 
war dieser Punkt umstritten. Müller 
sagte am Dienstag, er sei gegen die 
Einbeziehung Gorlebens gewesen. 
Für ihn sei klar, dass der Standort we¬ 
gen der mit ihm verbundenen „gesell¬ 
schaftlichen und historischen Erfah¬ 
rungen“ einem Konsens beim Neustart 
der Endlagersuche im Wege stehe und 
zudem auch geologisch ungeeignet sei. 

Dass im gesamten Bundesgebiet 
nach einem Endlager gesucht werden 
soll, verstimmt unter anderem die 
Landesregierungen von Sachsen und 
Bayern. Denn neben Ton- und Salz¬ 
schichten kämen auch dünnere Gra¬ 
nitschichten infrage, wie sie in beiden 
Freistaaten Vorkommen. Beide Lan¬ 
desregierungen erhoben prompt Ein¬ 
spruch dagegen. „Damit stoßen sie al¬ 
len anderen vor den Kopf“, kritisierte 
der schleswig-holsteinische Umwelt¬ 
minister Robert Habeck (Grüne). 

Matthias Lindner 


Fächern habe es dann durchaus zwan¬ 
zig Prüfungen pro Semester gegeben. 

Dennoch scheint die Rechnung der 
Bologna-Planer aufzugehen. Ihnen 
ging es unter anderem auch darum, die 
Studiendauer zu verkürzen sowie eine 
größere Zahl von Akademikern auf den 
Arbeitsmarkt zu werfen. Waren im Win¬ 
tersemester 1998/99 noch rund 1,8 Mil¬ 
lionen Studenten eingeschrieben, wa¬ 
ren es im Wintersemester 2015/16 schon 
rund 2,7 Millionen - nach Angaben des 
Statistischen Bundesamtes durchlaufen 
gut drei Viertel von ihnen einen Bache¬ 
lor- oder Masterstudiengang. Die Studi¬ 
endauer hat sich auch wie erhofft ver¬ 
ringert: 1998 studierte man noch bei 
für einen Diplomabschluss im Schnitt 
13,4 Semester. Für den Master benötig¬ 
ten Studenten 2012 nur noch 10,8 Se¬ 
mester - inklusive der im Bachelorstu¬ 
dium verbrachten durchschnittlich sie¬ 
ben Semester. 

BM 
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Oettinger will Spanien 
und Portugal strafen 

EU-Kommissar Günther Oettinger hat 
sich für Strafmaßnahmen gegen Spani¬ 
en und Portugal ausgesprochen. Beide 
Länder hätten 2015 ihre Haushalts Ver¬ 
pflichtungen nicht erreicht. Wenn die 
Kommission ihre Glaubwürdigkeit bei 
der Einhaltung von Etatregeln bewah¬ 
ren wolle, „müssen wir Sanktionen ge¬ 
gen Spanien und Portugal beschließen“, 
sagte der CDU-Politiker laut „Bild“- 
Zeitung. 

Kommunistin verhaftet 

Die ukrainische Regierung setzt ihre 
Attacken gegen Kommunisten fort. Die 
frühere Parlamentsabgeordnete Alla 
Aleksandrowska wurde laut Internati¬ 
onal Communist Press (ICP) verhaftet. 
Ihr werden „Bestechung“ und „Sepa¬ 
ratismus“ vorgeworfen. Der „Sicher¬ 
heitsdienst“ der Ukraine (SBU) unter¬ 
stellt Aleksandowska und ihrem Sohn, 
versucht zu haben, Abgeordnete in der 
Charkow-Region zu bestechen, um die 
Ratifizierung eines föderalen Abkom¬ 
mens zu erreichen. Der SBU unterstellt 
kommunistischen Abgeordneten au¬ 
ßerdem, mit dem russischen Geheim¬ 
dienst zusammenzuarbeiten. 

Israel attackiert Syrien 

Die israelische Armee hat am Montag 
zwei militärische Ziele in Syrien an¬ 
gegriffen. Dies sei eine Reaktion auf 
„feindliches Feuer“ am Sonntag gewe¬ 
sen, behauptete eine Armeesprecherin. 
Bei einem Angriff aus Syrien sei der Si¬ 
cherheitszaun zwischen Israel und Sy¬ 
rien beschädigt worden. Verletzte habe 
es keine gegeben. 

Putin für Dialog 

Angesichts der Spannungen zwischen 
Russland und den USA sagte der rus¬ 
sische Präsident Putin, er hoffe auf ei¬ 
nen konstruktiven Dialog der beiden 
Großmächte. Die Geschichte der rus- 
sisch-US-amerikanischen Beziehungen 
zeige, „dass wir in der Lage sind, erfolg¬ 
reich die schwierigsten internationalen 
Probleme zu lösen zum Wohle unse¬ 
rer beiden Völker und der gesamten 
Menschheit“, schrieb Putin in einem 
Glückwunschtelegramm an US-Präsi- 
dent Obama zum Unabhängigkeitstag. 

Viele Langzeitarbeitslose 

Der Anteil der Langzeitarbeitslosen in 
Griechenland ist auf 74 Prozent ange¬ 
stiegen. Im Jahr 2008 habe die Quote 
noch bei 40 Prozent gelegen, heißt es 
in dem Bericht eines griechischen Wirt¬ 
schaftsforschungsinstituts. Am stärks¬ 
ten betroffen sei die produktivste Al¬ 
tersgruppe von 30 bis 44 Jahre. 

Weg aus Griechenland 

Wegen der schweren Krise haben 
427 000 Griechen ihr Land verlassen 
und Arbeit im Ausland gesucht. Seit 
2013 wandern jährlich mehr als 100 
000 Menschen aus. Viele Talente, Aka¬ 
demiker und Facharbeiter, für deren 
Ausbildung der griechische Staat viel 
Geld aufgewendet hat, kehren der Hei¬ 
mat den Rücken. 

Lebenslänglich wegen 
Korruption 

Ein enger Vertrauter des früheren chi¬ 
nesischen Präsidenten Hu Jintao ist 
wegen Korruptionsvergehen zu einer 
lebenslangen Haftstrafe verurteilt wor¬ 
den. Ling Jihua habe sich der Bestech¬ 
lichkeit, der illegalen Beschaffung von 
Staatsgeheimnissen und des Macht¬ 
missbrauchs schuldig gemacht, urteilte 
ein Gericht. Der 59-Jährige war Leiter 
des Generalbüros des Zentralkomitees 
der KP. 

EU macht arm 

Die Europäische Union ist weit davon 
entfernt, die Zahl der von Armut be¬ 
drohten Menschen bis 2020 deutlich zu 
senken. Der Wert sollte bis dahin von 
mehr als 118 Millionen im Jahr 2010 
auf weniger als 100 Millionen gesenkt 
werden. 

Waren 2010 aber noch 23,8 Prozent 
der EU-Bürger von Armut oder so¬ 
zialer Ausgrenzung bedroht, stieg der 
Anteil in den folgenden vier Jahren auf 
24,4 Prozent. Das sind rund 122 Millio¬ 
nen Menschen in der EU, wie aus Zah¬ 
len von Eurostat hervorgeht. 


Weg mit Temer! 

Die brasilianische Arbeiterklasse regt sich gegen die Rechtsregierung 



„Weg mitTemer-zurück mit Dilma!“ Demonstration in Brasilia,io.Juni. 


D ie politische Situation in Brasilien 
ist schwierig und entwickelt sich 
derzeit in dramatischer Form. Die 
Zulassung des Amtsenthebungsverfah¬ 
rens seitens der Abgeordnetenkammer 
wegen Korruption gegen Präsidentin 
Dilma Rousseff, wie auch gegen ande¬ 
re Parlamentarier/innen und Minister/ 
innen ihrer und der vorherigen Regie¬ 
rung unter Präsident Lula da Silva, ist 
faktisch eine Art Staatsstreich gewe¬ 
sen - ein parlamentarisch-mediales 
Manöver, das einer illegitimen Regie¬ 
rung den Raum verschaffte, bis zu ei¬ 
ner Verurteilung von Dilma Rousseff 
durch den Senat die Macht zu erlangen. 
Dieser Putsch wurde von der Mehrheit 
der Sektoren der Rechten unterstützt, 
darunter einiger, die in der Regierung 
waren; aber auch Bankenvertreter, das 
Agroexportbusiness und andere Sekto¬ 
ren neben der konservativen Opposition 
waren dabei, trotz diverser Unstimmig¬ 
keiten unter ihnen. Die Interessen dieser 
Fraktionen und bürgerlichen Gruppen 
konzentrieren sich auf eine Anstrengung 
zur Erhöhung der Ausbeutungsrate der 
Arbeiterklasse, mit weiteren Beschnei¬ 
dungen von Rechten der Arbeitenden 
sowie einer Verringerung des Sozialetats 
und anderem, das der Kapitalakkumu¬ 
lation dient. Die Austeritätspolitik, die 
„Staatsverschlankung“ mehr Privatisie¬ 
rungen und die Suche nach wirtschaft¬ 
licher Stabilität, mehr Steuern und eine 
Atmosphäre des Vertrauens sind zent¬ 
rale Ziele dieser Regierung, damit die 
privaten Investitionen kommen und das 
Land wieder wächst, wie sie gern glau¬ 
ben machen wollen. International nähert 
sich die Regierung Temer derweil poli¬ 
tisch und ökonomisch den USA an. 

Die Regierung unter Michel Temer 
ist dabei nicht nur illegitim - in den letz¬ 
ten Umfragen hat sie nur 11 Prozent 
Zustimmung - sondern auch ziemlich 
fragil. Ihre Minister stellen die Schlüs¬ 
selpositionen zwischen den großen 
privaten Wirtschaftsgruppen und dem 
Staat. Die Partei des neuen Präsidenten, 
die „Partei der Brasilianischen Demo¬ 
kratischen Bewegung“ (PMDB) setzt 
sich aus lokalen Gruppen zusammen, 
die in ihren Einflussgebieten Klientel¬ 
politik machen; ein System, das nicht 
neu ist und auch von der Arbeiterpartei 


(PT) umgesetzt wird. Sieben der Minis¬ 
ter unterliegen Korruptionsprozessen, 
drei davon sind bereits darüber gestürzt 
Der Wechsel kam in einem Moment 
der Erschöpfung der Wirtschaftspoli¬ 
tik der beiden Regierungen von Lula 
da Silva und der von Dilma Rousseff, 
die liberale Politik machten - teils so¬ 
gar mit Privatisierungen oder mit Re¬ 
pression gegen die Volksbewegungen, 
wie beim „Anti-Terror-Gesetz“, das 
von Präsidentin Rousseff vorgeschla¬ 
gen und noch vor der Amtsenthebung 
verabschiedet wurde. Lula hatte ein¬ 
mal gesagt, dass die Banker nicht op¬ 
ponieren müssten, denn „nie hatten sie 
so viel verdient“; gleichzeitig schaffte 
man es dank der Exportüberschüsse 
bei Erzen und Agrarprodukten Pro¬ 
gramme von Stipendien und Krediten 


für die Mittelschichten aufzulegen. Seit 
2013, als es wegen der Erschöpfung der 
materiellen Basis dieser Politik einen 
großen Ausbruch von Unzufriedenheit 
gab, mit Demonstrationen gesellschaft¬ 
licher Bewegungen von links wie von 
rechts, ging auch die politische Hege¬ 
monie zurück, die diese Regierungen 
für zehn Jahre innegehabt hatten. 

Michel Temer hat die Aufgabe vor 
sich einen wahrhaftigen Blitzkrieg ge¬ 
gen die sozialen Rechte zu führen, und 
er hat bereits das Wissenschafts- und 
Technologieministerium abgeschafft. 
Überhaupt muss er schnell sein, denn 
seine Regierung ist zerbrechlich und 
die Zeit arbeitet gegen ihn. Sektoren 
der Bourgeoisie haben ein Interesse 
ihn nicht zu sehr zu füttern, denn für 
die Wahlen 2018 mag eine Alternative 


gebraucht werden, z.B. von jemandem 
mit einem eher „moralischen“ Profil, so¬ 
zusagen als Vaterlandsretter. 

Aber die Klasse beginnt sich zu re¬ 
gen. Menschen, die die PT gewählt, ihr 
früher angehört oder zu deren Unter¬ 
stützern gehört hatten, füllen die Stra¬ 
ßen. Parteien, die in der linken Opposi¬ 
tion gegen die Dilma-Regierung waren, 
wie die PSOL (Partei Sozialismus und 
Freiheit) und die PCB, die sich gegen das 
Amtsenthebungsverfahren gestellt ha¬ 
ben, sind nun dabei Linksfronten zum 
Kampf gegen Temer aufzubauen oder 
sich anderen anzuschließen, die das 
gleiche Ziel haben. Die Losung „Weg 
mit Temer“ eint im Moment den Volks¬ 
kampf. 

Eduardo Serra, Mitglied des Zentralkomitees 
der Brasilianischen Kommunistischen Partei (PCB) 


Drohungen und schwindender Einfluss 

Mazedonien entwindet sich Stück für Stück der Umklammerung durch Berlin, die EU und die NATO 


Mit empfindlichen Drohungen gegen 
Skopje reagiert die Bundesregierung 
auf spürbare Einflussverluste in Ma¬ 
zedonien. Nach ersten Sanktionsforde¬ 
rungen haben sich Ende Juni die EU- 
Außenminister mit der Entwicklung des 
Landes befasst. Die EU müsse „mit un¬ 
seren europäischen Mitteln“ auf Skopje 
einwirken, um die Krise dort zu lösen, 
verlangt Außenminister Frank-Walter 
Steinmeier. Hintergrund sind Einfluss¬ 
gewinne Chinas, aber auch Serbiens 
und Russlands in dem südosteuropäi¬ 
schen Land. Die Bundesrepublik hatte 
zu Beginn der 1990er Jahre Mazedoni¬ 
ens Abspaltung von Jugoslawien unter¬ 
stützt, um Belgrad zu schwächen und 
den deutschen Einfluss in Südosteuropa 
auszuweiten. Als die mazedonische Re¬ 
gierung jedoch Ende der 1990er Jahre 
eine eher neutralistische und NATO- 
kritische Politik zu verfolgen begann, 
forcierten Deutschland und andere NA¬ 
TO-Staaten eine Intervention, die eine 
Wende herbeiführte. Mittlerweile geht 
Mazedonien erneut auf größere Distanz 
zu EU und NATO. 

Schulden bezahlt 

Wie die bis heute andauernde Kri¬ 
se um Griechenland einmal mehr be¬ 
legt, ist die durch Schulden verursachte 
Abhängigkeit schwächerer Staaten ein 
wichtiges Mittel zur Durchsetzung der 
deutschen Hegemonie in Ost- und Süd¬ 
osteuropa. Dabei kooperiert Berlin im 
Falle verschuldeter Staaten oft mit dem 
Internationalen Währungsfonds (IWF). 


In den Beziehungen zu Mazedonien 
fiel dieser Faktor allerdings im vergan¬ 
genen Jahr weg: Im Februar 2015 tilg¬ 
te das Land seine gesamten beim IWF 
noch ausstehenden Verbindlichkeiten. 
Gemäß dem ursprünglichen Rückzah¬ 
lungsplan hätte die finale Rate erst im 
März 2016 gezahlt werden müssen. 

Ebenso wie die Schulden ist auch 
die deutsche Militärhilfe für Mazedoni¬ 
en rückläufig. Neben den Schulden und 
dem Militär sind die Medien der dritte 
Bereich, in dem der deutsche Einfluss 
im Sinken begriffen ist. Im Jahr 2004 
hatte die deutsche WAZ-Mediengrup- 
pe (heute: Funke-Mediengruppe) drei 
mazedonische Verlage und damit de¬ 
ren national verbreitete Tageszeitun¬ 
gen „Utrinski Vesnik“, „Dnevnik“ und 
„Vest“ übernommen. Damit besaß 
ein einziger deutscher Konzern eine 
dominierende Stellung in der Presse¬ 
landschaft des kleinen Balkanstaates. 
Doch zog sich die WAZ-Mediengruppe 
im Jahr 2012 aus Mazedonien zurück 
und verkaufte die drei Tageszeitungen 
wieder: Der Markt ist zu klein, die drei 
Tageszeitungen sind für das deutsche 
Unternehmen nicht hinlänglich profi¬ 
tabel. 

Während der deutsche Einfluss 
sank, baute Mazedonien seine Bezie¬ 
hungen zu China aus. Im Juni 2014 
wurde bekannt, dass die mazedonische 
staatliche Eisenbahngesellschaft ihre 
Flotte mit sechs chinesischen Hochge¬ 
schwindigkeitszügen ausstatten wird. 
Im Dezember 2014 folgte die Ankün¬ 


digung des mazedonischen Premier¬ 
ministers, die Hochgeschwindigkeits¬ 
strecke Budapest-Belgrad werde über 
Mazedonien mit dem griechischen Ha¬ 
fen Piräus verbunden. Mazedonien ist 
damit fest in die Osteuropapläne der 
von China vorangetriebenen Neuen 
Seidenstraße eingebunden. Auch zu 
Russland unterhält Mazedonien gute 
Beziehungen. So ist das Land fest in 
die Pipelinepläne Moskaus einbezogen. 

Albaner angestachelt 

Berlin hat in Mazedonien immer wie¬ 
der auf eines seiner traditionellen Ein¬ 
flussinstrumente zurückgegriffen - auf 
die „Volksgruppen“-Politik. In Maze¬ 
donien bot sich die albanischsprachige 
Minderheit im Norden und Westen des 
Landes dazu an. Derzeit wird allerdings 
ein Zerreißen Mazedoniens zwischen 
den NATO-Staaten Albanien im Wes¬ 
ten und Bulgarien im Osten unrealis¬ 
tischer, da das östliche Nachbarland 
Bulgarien an Attraktivität für die ma¬ 
zedonische Bevölkerung verloren hat. 
So bemühen sich deutlich weniger Ma¬ 
zedonier um bulgarische Pässe als frü¬ 
her. Daher ist es von besonderem Inte¬ 
resse, dass der albanische Separatismus 
dennoch erstarkt. 

In der Vergangenheit hatte immer 
wieder die albanischsprachige Minder¬ 
heit im Norden und Westen Mazedoni¬ 
ens (Ilirida) dem Westen als Mittel für 
die Einmischung in die mazedonische 
Politik gedient. Im Jahr 2001 überfielen 
Mitglieder der kosovo-albanischen Ter¬ 


rorgruppe UQK die Nordregionen Ma¬ 
zedoniens und nahmen unter anderem 
die nordmazedonische Stadt Aracino- 
vo ein. Als Rückzugsraum diente den 
Terroristen das von der NATO besetzte 
Gebiet Kosovo. Nach politischen Inter¬ 
ventionen von Politikern aus EU- und 
NATO-Staaten eskortierten US-ame¬ 
rikanische Militärbusse die Terroristen 
der UQK gemeinsam mit 17 Militärbe¬ 
ratern der US-Firma „Military Profes¬ 
sional Resources Ine.“ in die durch NA- 
TO-Einheiten besetzte südserbische 
Provinz Kosovo. Unter den Evakuier¬ 
ten befand sich auch Samedin Xhesairi 
(Kampfname „Hoxha“), der zu dieser 
Zeit als BND-Agent arbeitete. 

In den vergangenen Jahren erstark¬ 
te der albanische Separatismus wieder. 
Im September 2014 rief Nevzat Halili, 
der frühere Parteichef der Albanischen 
Partei für eine Demokratische Aktion 
in Mazedonien, in Skopje eine alba¬ 
nischsprachige „Republik Ilirida“ aus. 
Daraufhin begann im November 2014 
eine selbsterklärte „Garde der Repub¬ 
lik Ilirida“ mit Patrouillen in den mehr¬ 
heitlich albanisch besiedelten Gebieten 
Mazedoniens. Die „Garde der Repub¬ 
lik Ilirida“ strebt laut eigenen Bekun¬ 
dungen an, in allen Gebieten Mazedo¬ 
niens von Struga im Süden bis Kumano- 
vo im Norden Präsenz zeigen zu wollen. 
Im Mai 2015 kam es zu Schusswechseln 
zwischen albanischsprachigen Terroris¬ 
ten und der mazedonischen Armee im 
nordmazedonischen Kumanovo. 

German-Foreign-Policy.com 
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Vor dem IS kamen die Besatzer nach Falludscha: Ein Captain der US-Armee gibt Befehle für eine Patrouille, Falludscha, 2004. 


Vom Widerstand zum Dschihad 

Der lange Kampf um Falludscha 


I m Januar 2014 hatte der IS die iraki¬ 
sche Stadt Falludscha erobert, einige 
Monate später eroberte er in einem 
„Blitzkrieg“ große Teile des Irak, vor al¬ 
lem die Provinz Anbar. 

Nun haben irakische Streitkräf¬ 
te nach eigenen Angaben die gesamte 
Stadt Falludscha vom IS zurückerobert. 
Es war nicht das erste Mal, dass diese 
Stadt erobert, belagert und rückerobert 
wurde. 

Nach der Besetzung des Irak durch 
die USA war die irakische Provinz An¬ 
bar und insbesondere Falludscha ein 
Zentrum des Widerstandes gegen die 
Besatzung. Vier getötete Blackwater- 
Söldner wurden 2004 verbrannt und 
ihre Leichen öffentlich zur Schau ge¬ 
stellt. Dies erregte großen Abscheu und 
Protest der US-amerikanischen und 
globalen veröffentlichten Meinung und 
war der Vorwand für die damalige Bela¬ 
gerung Falludschas. Schließlich erober¬ 
ten im November 2004 US-Truppen die 
Stadt. 

Aus dem Widerstand gegen die US- 
Besatzung wurde ein sektiererischer 
Krieg. Dies war die Geburtsstunde der 
bewaffneten dschihadistischen Organi¬ 
sationen im Irak, der Vorläufer von IS 
und al-Nusra. Dazu gehörte die Bewe¬ 
gung „Einigkeit und Heiliger Krieg“, die 
sich später als El Kaida im Irak bezeich- 
nete. 


Jahre später und im Krieg gegen Sy¬ 
rien war IS zur mächtigsten der dschi¬ 
hadistischen Organisationen geworden 
und eroberte im Januar 2014 Falludscha 
und später die gesamte Provinz Anbar. 
Viele irakische Sunniten begrüßten die¬ 
sen Vormarsch. Und zugleich flohen vie¬ 
le Tausend andere vor der Herrschaft 
der sunnitischen Extremisten. 

Die Unterstützung von Teilen der 
Bevölkerung Falludschas und der Pro¬ 
vinz Anbar für den IS hatte nicht so sehr 
religiöse Ursachen, sondern kulturelle, 
soziale und politische Hintergründe. 
Eine konservative Gesellschaft mit ei¬ 
genen Machtzentren, Arbeitslosigkeit, 
Stammesstrukturen und Ausgrenzung 
und Verfolgung durch die Regierung 
bildeten den Nährboden für den Erfolg 
des IS. 

Zugleich waren schnelle militärische 
Erfolge des IS - nicht nur im Irak, son¬ 
dern auch in Syrien - eine Voraussetzung 
für weiteren Zulauf und Unterstützung. 
Diese Erfolge blieben aus. Die syri¬ 
sche Armee verhinderte den weiteren 
Vormarsch des IS in Syrien, kurdische 
Streitkräfte wurden massiv aufgerüstet 
und die irakische Armee, Milizen und 
Stämme überließen IS nicht mehr ein¬ 
fach das Feld. Die russischen Luftangrif¬ 
fe auf Öltransporte des IS in Syrien er¬ 
schwerten die Finanzierung der Organi¬ 
sation. IS wurde geschwächt und verlor 


die Kontrolle über weite Gebiete. Der 
jetzige militärische Erfolg in Falludscha 
schwächt den IS weiter. 

Die zugrundeliegenden Probleme 
werden dadurch nicht gelöst. 

Der Irak unterliegt nach wie vor dem 
Einfluss des Iran und der USA mit ihren 
unterschiedlichen Interessen. Seit dem 
offiziellen Ende der US-Besetzung herr¬ 
schen Korruption und eine Regierung, 
in der die Aufteilung von Regierungs¬ 
posten an religiöse oder ethnische Zu¬ 
gehörigkeit geknüpft ist. Die Elektrizi- 
täts- und Wasserversorgung reicht nicht 
aus, den Bedarf zu decken. Dringende 
Investitionen werden nicht umgesetzt, 
der niedrige Ölpreis erschwert die Situ¬ 
ation zusätzlich. Und die religiöse Spal¬ 
tung des Irak wird weiterhin als Herr¬ 
schaftsinstrument eingesetzt. 

Militärische Aktionen alleine rei¬ 
chen nicht aus, um die Ideologie der Tak- 
firis, der sunnitischen Extremisten, zu 
bekämpfen. Und auch militärisch wird es 
nicht ausreichen, den IS im Irak weiter 
zurück zu drängen und womöglich auch 
in Mosul anzugreifen - solange NATO 
und die Golfstaaten weiter gegen die 
Regierung in Damaskus arbeiten und 
die USA militärische Aktionen gegen 
den IS in Syrien blockieren. Angeblich 
aus Rücksicht auf sogenannte gemäßigte 
Kräfte; tatsächlich aber, um die syrische 
Regierung zu schwächen. Manfred Ziegler 


Uli Brockmeyer zu den Sanktionen gegen Russland 


Die wahren Bauernopfer 


Die Landwirte in den Ländern der Eu¬ 
ropäischen Union leiden unter dem Im¬ 
portverbot für Lebensmittel, das Russ¬ 
land als Reaktion auf die unsinnigen 
Sanktionen der EU und der USA ver¬ 
hängt hat. Während manche Industrie¬ 
unternehmen die Folgen der Sanktionen 
in irgendeiner Form ausgleichen kön¬ 
nen - wobei eine Reihe von Unterneh¬ 
men immer lauter über den Verlust des 
russischen Absatzmarktes und die Un¬ 
terbrechung der Zusammenarbeit mit 
Kooperationspartnern klagen - bleiben 
die Produzenten von Obst und Gemüse, 
von Milch und Fleisch auf ihren Produk¬ 
ten sitzen und müssen froh sein, wenn sie 
sie unter Preis noch irgendwie loswerden 
können. Auf dem russischen Markt sind 
die Folgen nur wenig zu spüren, die an¬ 
fänglichen Lücken im Angebot konnten 
durch heimische Produkte oder durch 
Importe aus Ländern ausgeglichen wer¬ 
den, die nicht dem Diktat aus Brüssel 
und Washington unterliegen. 

Dieser Teil der Bestrafung Russlands 
für sein unbotmäßiges Verhalten ist also 
ziemlich wirkungslos verpufft. Leidtra¬ 
gende sind eher die Bauern in den EU- 
Staaten mit einem starken Anteil an Ag¬ 
rarexporten. Es ist also richtig, was der 
Publizist und frühere Direktor des Lu¬ 


xemburger Instituts für Europäische und 
Internationale Studien, Armand Clesse, 
am Wochenende auf dem „Wisefest“ der 
Luxemburgischen „Zeitung vum Letze- 
buerger Vollek“, der Schwesterzeitung 
der UZ, sagte: „Die Bauern werden le¬ 
diglich als Bauern auf dem Schachbrett 
behandelt.“ Clesse bezog sich auf ein 
Buch von Zbigniew Brzezinski „Das 
große Schachbrett - Amerikanische 
Vorherrschaft und ihre geostrategischen 
Imperative“. Unter diesem Titel hat er 
das Konzept der aggressiven Außenpo¬ 
litik der USA entwickelt, das bis heute 
weiter ausgebaut wird. Darin ist unter 
anderem die Rede von der Notwendig¬ 
keit der Umklammerung Russlands und 
Chinas durch militärische Stützpunkte 
der USA und der NATO, mit dem letzt¬ 
endlichen Ziel, in Moskau und in Peking 
einen „Regimewechsel“ herbeizuführen. 

Und genau darum geht es. Der Sieg 
der Konterrevolution in der Sowjetuni¬ 
on und in den damaligen sozialistischen 
Ländern, die brachiale Rückkehr zu ka¬ 
pitalistischen Verhältnissen, der massi¬ 
ve Diebstahl und das Verramschen von 
Produktionsmitteln, die bis dahin dem 
Volke gehörten, der radikale Abbau 
von Produktionsstätten, die den west¬ 
lichen Unternehmen im Wege standen, 


und nicht zuletzt die politische und mi¬ 
litärische Unterwerfung der Staaten des 
Warschauer Vertrages gehen den Stra¬ 
tegen in Washington und Brüssel noch 
nicht weit genug. Es liegt ihnen schwer 
auf dem Magen, dass die Moskauer Füh¬ 
rung nicht nach ihrer Pfeife tanzt, son¬ 
dern eigenen Interessen folgt, wenn sie 
auch noch so sehr den Gesetzen der ka¬ 
pitalistischen Produktion unterliegen. 

Deshalb die Erweiterung des Terri¬ 
toriums der EU und der NATO, deshalb 
der Vormarsch von NATO-Truppen bis 
unmittelbar an die Grenzen Russlands, 
deshalb der teure Putsch in der Ukraine, 
wo man NATO-Einheiten in einer Ent¬ 
fernung von 130 Kilometern vor Moskau 
aufmarschieren lassen kann. 

Und selbst das genügt ihnen nicht. 
Sie wollen noch weiter aufrüsten, neue 
Waffen und Waffensysteme entwickeln 
und nahe an Russlands Grenzen statio¬ 
nieren. Nicht wenige westliche Strategen 
hegen dabei auch den Wunsch, Russland 
totzurüsten, also dazu zu bringen, immer 
mehr Mittel für militärische Zwecke 
auszugeben, auf Kosten der Lebensbe¬ 
dingungen der Menschen. Aber genau 
das passiert heute im Westen. Somit sind 
nicht nur die Landwirte die wahren Bau¬ 
ernopfer. 


Mindestlohn macht Sorgen 

ESM-Chef gefällt Portugal nicht 


Klaus Regling, der deutsche Chef des 
europäischen „Rettungsfonds“ ESM 
macht Stimmung gegen Portugal. 
Nicht das weiter abstürzende Grie¬ 
chenland, das noch immer Geld vom 
ESM braucht, bereitet ihm Sorge, son¬ 
dern: „Das einzige Land, das mir Sor¬ 
ge macht, ist Portugal.“ Regling gefällt 
nicht, dass Portugal die Austeritätspoli- 
tik langsam zurückfährt, wie er im Ge¬ 


spräch mit der Zeitschrift „Wirtschafts¬ 
woche“ deutlich macht. Lissabon habe 
„Reformen zurückgedreht“. 

Die Linksregierung hat den von der 
rechten Vorgängerregierung gesenkten 
Mindestlohn wieder angehoben, Lohn¬ 
kürzungen im öffentlichen Dienst wur¬ 
den zurückgenommen und die Arbeits¬ 
zeit wurde wieder verkürzt. 

Iz 


Gewerkschafter verurteilt 

Südkoreanische Regierung unterdrückt Proteste 


Nach Protesten gegen die Regierung 
in Südkorea ist ein Gewerkschaftsfüh¬ 
rer zu fünf Jahren Haft verurteilt wor¬ 
den. Han Sang-gyun hatte am 14. No¬ 
vember 2015 die Demonstration mit 
mehreren zehntausend Teilnehmern 
organisiert, die angesichts eines mas¬ 
siven Polizeieinsatzes eskalierte. Han 
Sang-gyun ist der Chef des zweitgröß¬ 
ten Gewerkschaftsverbands (KCTU) 
des Landes. Die Staatsanwaltschaft 
am Zentralgericht in Seoul argumen¬ 


tierte, der Organisator der Proteste sei 
für den entstandenen Sachschaden und 
die Gewalttaten einiger Demonstran¬ 
ten verantwortlich. 

13 KCTU-Mitglieder wurden be¬ 
reits wegen ihrer Teilnahme an den 
Protesten zu Strafen zwischen acht 
und achtzehn Monaten Gefängnis ver¬ 
urteilt. Beim Einsatz von Wasserwer¬ 
fern durch die Polizei wurde ein 69-jäh¬ 
riger Landwirt verletzt, er befindet sich 
in kritischem Zustand. zlv 


Sanders zeigt Muskeln 

Vor dem Wahlparteitag der US-Demokraten 



Mit starker Position zum Wahlparteitag: Bernie Sanders 


Der 74-jährige Bernie Sanders ist sei¬ 
ner Konkurrentin um die US-Präsident- 
schaftskandidatur, Hillary Clinton, bei 
den Vorwahlen der US-„Demokraten“ 
zwar unterlegen, doch kämpft er darum, 
wenigstens einen Teil seiner Forderungen 
in deren Programm einzubringen. Zwar 
lobte er in einem Artikel im „Philadelphia 
Inquirer“ die in der Plattform bereits ent¬ 
haltenen Forderungen nach Ausbau des 
staatlichen Rentensystems, Abschaffung 
der Todesstrafe und schärferen Auflagen 
für Großbanken. Er verlangt aber nach¬ 
drücklich, die Forderungen nach Erhö¬ 
hung des Mindestlohnes auf 15 Dollar die 
Stunde, einer Steuer auf C0 2 -Emissionen 
und nach einem Verbot der umweltzer¬ 
störenden Fracking-Methode in das Pro¬ 
gramm aufzunehmen. Hohe Investitio¬ 
nen in die „zerfallende Infrastruktur“ der 


USA stehen ebenfalls auf Sanders* Agen¬ 
da. Seine Vorstellungen kollidieren vor al¬ 
lem in der Frage des Freihandelsabkom¬ 
mens „Trans-Pacific Partnership“ (TPP), 
die er ablehnt, mit denen Clintons. Als 
Außenministerin hatte sie die Verhand¬ 
lungen zu diesen Verträgen vorangetrie¬ 
ben, ihre Vertreter im Programmaus¬ 
schuss bewegen sich bisher jedoch nicht. 

Bernie Sanders, Senator im Bundes¬ 
staat Vermont, geht aufgrund seines gu¬ 
ten Abschneidens bei den Vorwahlen 
und seiner breiten, aktiven Anhänger¬ 
schaft mit einer starken Position zum 
Wahlparteitag der Demokraten, der 
Ende Juli in Philadelphia stattfindet. Es 
kann ihm gelingen, die Partei insgesamt 
nach links zu rücken - im Rahmen des¬ 
sen, was in den USA schon als „links“ 
gilt. UZ 


70 Jahre „Zeitung“ 

Luxemburger Kommunisten feiern „Wisefest“ 


Am vergangenen Wochenende feierten 
die Luxemburger Kommunisten das 
„Wisefest“ der „Zeitung vum Letze- 
buerger Vollek“, der Schwesterzeitung 
der UZ. Bei einem Empfang auf dem 
Fest blickten sie auf 70 Jahre „Zeitung“ 
zurück. 

In seiner Ansprache erinnerte Ali 
Ruckert, Chefredakteur und Vorsit¬ 
zender der Kommunistischen Partei 
Luxemburgs (KPL), an die bewegte 
Geschichte der kommunistischen Ta¬ 
geszeitung, die hoffnungsvollen An¬ 
fangsjahre und die schwierige Zeit des 
Kalten Krieges, während der die Ge¬ 
heimpolizei sogar Jagd auf Tombola- 
Lose der „Zeitung“ machte und von 
den Klerikalen aufgestachelte Mittel¬ 
schüler 1956 die kommunistische Dru¬ 
ckerei in Luxemburg stürmen wollten, 


die von zahlreichen Berg- und Hütten¬ 
arbeitern aus dem Landessüden vertei¬ 
digt wurde. 

„Auch zu den schlimmsten Zeiten 
des Kalten Krieges stand die, Zeitung* 
auf der Seite der Arbeiter und un¬ 
terstützte deren Forderungen“, sagte 
der Chefredakteur. Er bestimmte die 
Rolle der Zeitung: Sie bestehe darin, 
an der Seite der KPL für soziale Ge¬ 
rechtigkeit, Frieden und Sozialismus zu 
kämpfen, aktuelle Entwicklungen aus 
marxistischer Sicht zu kommentieren 
und an der Seite der Gewerkschaften, 
Betriebsausschüsse und Belegschaften 
zu stehen, wenn sie die sozialen Errun¬ 
genschaften verteidigen, für Lohnerhö¬ 
hungen und bessere Arbeitsbedingun¬ 
gen kämpfen. 

zlv 
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Kuba auf dem Pressefest: Solidarität ist Feier und Arbeit 


S eit vielen Pressefesten ist die Solidarität 
mit Kuba ein prägender Bestandteil des 
UZ-Pressefestes. Diese Solidarität hat ihr 
Haus, die Casa Cuba. Das Publikum nahm die 
Angebote mit Begeisterung an und zeigte sich 
besonders bei den Veranstaltungen zahlreich und 
kämpferisch. 

Die AG Kuba beim Parteivorstand der DKP, 
die das Programm der Casa Cuba ausrichtet, hatte 
gute Vorarbeit geleistet und ambitionierte Beiträ¬ 
ge organisiert. Die Casa Cuba ist größer, der Auf¬ 
tritt neu gestaltet worden, die Qualität des Ange¬ 
botes wurde gesteigert und das politisch-kulturelle 
Programm war dieses Mal noch anspruchsvoller. 
Wir wollten sowohl den Geburtstag des großen 
Revolutionärs Fidel Castro feiern, der im August 
90 Jahre alt wird, als auch einen Ausblick auf die 
Zukunft Kubas werfen. 

Das Lebenswerk Fidels war in Form der Aus¬ 
stellung „Fidel es Fidel“ von Roberto Chile Be¬ 
standteil der Casa Cuba. Ein in der Ausstellung 
ausliegendes Gratulationsbuch füllte sich im Laufe 
des Wochenendes mit guten Wünschen von Besu¬ 
cherinnen und Besuchern. 

Dass sich die Casa Cuba als Haus der gesam¬ 
ten Kuba-Solidarität etabliert hat, bestätigten die 
Grußworte auf der Veranstaltung am Freitag. In 
der Bewegung herrscht Übereinstimmung darü¬ 
ber, dass Solidarität mit Kuba bedeutet, den Sozia¬ 
lismus und die kubanische Kommunistische Partei 
gegen die Angriffe des Imperialismus zu unterstüt¬ 
zen. Frank Schwitalla wies für das Netzwerk Cuba 
auf die Bedeutung der Einheit als Waffe nicht nur 
in Kuba, sondern ebenso in der BRD hin. 

Die sich verändernden Beziehungen zwi¬ 
schen Kuba und den USA bergen Gefahren für 
Kuba, erweitern aber auch den Handlungsspiel¬ 
raum der progressiven Kräfte in den Vereinig¬ 
ten Staaten. Das erläuterten das Women‘s Press 
Collective aus New York und der kubanische 
Historiker Eher Ramfrez. Rene Mujica, der Bot¬ 
schafter Kubas in der BRD, nahm auf das Mot¬ 
to der Casa Cuba Bezug und sprach über das 
Potential des programmatischen Ansatzes „Än¬ 
dern, was geändert werden muss“ für die Suche 
nach einem Sozialismus auf der Höhe unserer 
Zeit. Jorgito Jerez, kubanischer Journalist und 


bekannt aus dem Film „Die Kraft der Schwa¬ 
chen“, wurde für seine kürzliche Aufnahme in die 
KP Kubas gefeiert und erklärte seinen über 300 
Zuhörern am Samstag, weshalb der Satz „Von 
der kubanischen Jugend ist nichts zu erwarten“ 
heute so falsch ist wie er 1953 war. Zusammen 
mit seiner durch ihre Selbstsicherheit als Revo¬ 
lutionärin beeindruckende Schwester Amanda 
bekam er Standing Ovations. 

Einer der Höhepunkte war sicherlich der Rei¬ 
gen internationaler Grußbotschaften an Fidel Cas¬ 
tro aus Italien, der Schweiz, den USA, Venezuela 
und der BRD. Ein Brief von Jorgitos Mutter, in 
dem sie den Hochschulabschluss ihres Sohnes dem 
Comandante Fidel widmet, erzeugte im Publikum 
Gänsehautatmosphäre. Die 17-jährige Aktivistin der 
Casa Cuba, welche diesen Brief auf Deutsch verlas, 
bat übrigens tags darauf um Aufnahme in die DKP. 

Das anspruchsvolle Kulturprogramm und wur¬ 
de vom Publikum begeistert aufgenommen. Ein 
Highlight stellte hier die kubanische Nacht dar, in 
der Gerardo Alfonso und das Proyecto Son Batey 
den Saal in eine Tanzfläche verwandelten. Frank 
Viehweg und Quijote setzen der Casa Cuba am 
Sonntag mit revolutionärer Kultur vom Allerfeins¬ 
ten die Krone auf. Abgerundet wurde das Musik¬ 
programm durch Veranstaltungen im teilweise 
überfüllten Filmzelt. 

Das revolutionäre Kuba zeigt uns, wie greifbar 
nah die geschichtlichen Prozesse im Widerspruch 
zwischen Sozialismus und Imperialismus sein kön¬ 
nen. Diese Welt ist veränderbar, diese Botschaft 
des Lebenswerkes von Fidel war in der Casa Cuba 
allgegenwärtig. 

Wir hatten uns vorgenommen, einen Beitrag zu 
leisten, der das ganze Pressefest voranbringt, und 
erste Reaktionen deuten an, dass dies gelungen 
ist. 100 Casa-Cuba-Shirts waren innerhalb von 24 
Stunden ausverkauft, die massenhafte spontane 
Enteignung von Materialien mit dem neuen Casa- 
Cuba-Logo haben wir mit großzügiger Rührung 
beobachtete. Die Casa Cuba und ihr gelebter In¬ 
ternationalismus gehört schließlich allen. 

Ein Riesenlob an alle Helfer - es gibt schon 
unzählige Ideen für das nächste Mal. 

Hasta siempre, comandante - Hasta 2018, Presse¬ 
fest! Tobias Kriele 
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Unter richtiger Flagge 

Die UZ muss für den Leser nützlich sein, meinen die ehemalige Chefredakteurin und der neue 
Chefredakteur bei der Zeitung der DKP. Im Gespräch mit der Journalistin Lena Kreymann. 


Theoretiker der Praxis, 
Praktiker der Theorie 

Nachruf auf Robert Steigerwald 

Von Patrik Köbele, Vorsitzender der DKP 


Lena Kreymann: Nina, du warst vier 
Jahre Chefredakteurin der Wochenzei¬ 
tung „ Unsere Zeit“ Was heißt es denn, 
in diesem Land als Chefredakteurin für 
eine sozialistische Zeitung tätig zu sein? 

Nina Hager: Das war eine große Ver¬ 
antwortung, auch wenn die UZ eine 
kleine Zeitung ist mit geringer Aufla¬ 
ge. Sie ist eine leise Stimme im Kon¬ 
zert der Medien und ihre Aufgabe war 
und ist es, diese möglichst weit hörbar 
zu machen. Das versuchen wir einer¬ 
seits über Inhalte, indem wir mit klu¬ 
gen Argumenten zu überzeugen ver¬ 


suchen, und andererseits über größere 
Verteilaktionen wie zum Beispiel zum 
1. Mai. 

Was die journalistische Arbeit be¬ 
trifft, so treffen wir von der UZ durch¬ 
aus auf Widerstand, wenn wir uns zum 
Beispiel bei Gerichtsprozessen als Jour¬ 
nalisten akkreditieren oder Informati¬ 
onen haben wollen. Ich habe das selbst 
erlebt, als ich mich in den 90er Jahren 
beim zweiten Prozess gegen das SED- 
Politbüro zur Urteilsverkündung akkre¬ 
ditieren lassen wollte. Da wurde mir ge¬ 
sagt: „Sie von der UZ doch nicht!“ 

Uns werden die normalen Zugän¬ 
ge, die Journalisten haben, oftmals ver¬ 
wehrt. Wir hatten und haben jedoch im¬ 
mer auch Mittel und Wege, wie wir die¬ 
se Blockadehaltung umgehen können. 

Lena Kreymann: Du hist gelernte Phy¬ 
sikerin und Philosophin und hast u. a. 
an der Humboldt-Universität in Berlin 
gelehrt. Wie war dein Weg in den Jour¬ 
nalismus? 

Nina Hager: Ein direkter Sprung ins 
tiefe Wasser. Ich habe in den 90ern an¬ 
gefangen, für die UZ aus Berlin zu be¬ 
richten, habe dann einige Zeit, als die 
„junge Welt“ aufgrund innerer Ausein¬ 
andersetzungen in der Krise war, unter 
männlichem Pseudonym auch für die 
„junge Welt“ geschrieben. Aber gelernt 
habe ich das journalistische Schreiben 
durch das Schreiben selbst. 

So hat es mir die Schriftstellerin Gi¬ 
sela Steineckert auch mit auf den Weg 
gegeben. Sie sagte mir, dass ich nur 
besser werde können, wenn ich weiter¬ 
schreibe, und dass ich, desto mehr ich 
schreiben würde, auch lernen würde 
mich besser auszudrücken. Das habe 
ich probiert. 

Lena Kreymann: Lucas, du hast gesagt, 
UZ-Chefredakteur zu werden, sei „ein 
Traumjoh “ Diese Aussage finde ich er¬ 
staunlich. Wie kommst du dazu? 

Lucas Zeise: Warum erstaunlich? Ist 
doch kein schlechter Job. 


Ich habe nicht damit gerechnet, 
überhaupt gefragt zu werden. Ich bin ja 
ein richtiger Wessi und habe bei bürger¬ 
lichen Zeitungen gearbeitet. Für mich 
ist es selbstverständlich, dass Marxisten 
keine Chefredakteure werden, die UZ 
ist da eine erfreuliche Ausnahme. 

Ich habe mich dafür entschieden, 
den Posten des Chefredakteurs zu über¬ 
nehmen, weil es eine große Herausfor¬ 
derung ist und weil ich das Gefühl habe, 
dass ich nun viel stärker politisch tätig 
sein kann als das bisher der Fall war. Als 
Kommunist habe ich nur unter Pseud¬ 
onym schreiben können - übrigens im 


Gegensatz zu Nina unter einem weib¬ 
lichen. 

Es ist richtig, was Nina gesagt hat. 
Es ist viel leichter, Zugang zu bekom¬ 
men zu Informationen, wenn man, wie 
ich das gemacht habe, für die Financi¬ 
al Times Deutschland oder die Börsen- 
Zeitung schreibt. Wenn man zum Bei¬ 
spiel bei der Deutschen Bank anruft, 
genießt man sofort Vertrauen. Da fällt 
das Recherchieren leichter. Aber es ist 
viel schwerer zu schreiben. 

Bei der UZ habe ich jetzt ein 
dreimonatiges „Praktikum“ hinter mir 
und fühle mich in der Lage, die Aufgabe 
als Chefredakteur zu übernehmen. Und 
ich freue mich darauf. 

Lena Kreymann: Kannst du denn aus 
deiner Zeit hei der Börsen-Zeitung oder 
der Financial Times Deutschland etwas 
mitnehmen für die UZ? 

Lucas Zeise: Die UZ sieht in man¬ 
cher Beziehung der Financial Times 
Deutschland sogar ähnlich. Das ist die 
formale Seite, inhaltlich ist die Sache 
eine ganz andere. 

Im bürgerlichen Journalismus kann 
man schon viel lernen, es ist aber auch 
viel Mist dabei. 

Lena Kreymann: Wir Kommunistinnen 
und Kommunisten wollen die Welt ver¬ 
ändern. Was kann eine Zeitung wie die 
UZ dazu beitragen? 

Nina Hager: Die UZ darf sich nicht nur 
an DKP-Mitglieder wenden. Sie muss 
sich vor allem nach außen richten und 
dafür sorgen, dass wir mit anderen in 
den Dialog treten. 

Die „junge Welt“ hat den schönen 
Spruch: „Sie lügen wie gedruckt, wir 
drucken wie sie lügen“. Das ist ein An¬ 
spruch auch für uns. 

Lucas Zeise: Die UZ muss für Genos¬ 
sen wie Nicht-Genossen einen Ge¬ 
brauchswert haben. Den Imperialismus 
als System zu erkennen, ganz konkret 
und an möglichst vielen Stellen, dafür 


ist eine Zeitung wie unsere unglaub¬ 
lich wichtig. Es braucht eine Lektüre, 
die Hinweise gibt, was der Gegner vor¬ 
hat. Nur dann sind wir in der Lage uns 
angemessen zu organisieren. 

Lena Kreymann: Die UZ ist auch eine 
Parteizeitung. Wie äußert sich das? 

Nina Hager: Das schwierigste ist si¬ 
cherlich, strittige Fragen in der Partei 
in der Zeitung abzubilden. Da muss 
anders herangegangen werden. Wenn 
man sich gegenübersitzt, laufen Debat¬ 
ten anders ... 


Zunächst einmal profitieren wir aber 
davon, dass uns Genossinnen und Ge¬ 
nossen Beiträge schreiben, Fotos schi¬ 
cken und uns somit unterstützen. Da 
haben wir sogar noch viel ungenutztes 
Potential. Es ist aber nicht überall selbst¬ 
verständlich, dass die UZ „unsere“ Zei¬ 
tung ist und sie entsprechend genutzt 
werden kann. Diskussionen über Partei¬ 
fragen in der UZ zu führen, ist aber sehr 
schwierig, das gelingt uns bislang kaum. 

Lucas Zeise: Eine Diskussion möchte 
ich in der Partei und in der UZ stärker 
führen, und das ist die Diskussion um 
die Strategie der DKP. Wir führen diese 
Diskussion laufend. Aber die Schwäche 
in diesem Punkt ist auch eine Schwäche 
der Partei, nämlich dass wir keine aus¬ 
gebaute Strategie haben und diese erst 
noch entwickeln müssen. 

Lena Kreymann: Nina hat bereits gesagt, 
dass die UZ nicht gerade die auflagen¬ 
stärkste Zeitung ist. Warum sollten Men¬ 
schen die UZ abonnieren, wie kann sie 
eine höhere Auflage erreichen? 

Lucas Zeise: Sie wird dann gelesen, 
wenn sie nützlich ist. Sie ist dann nütz¬ 
lich, wenn sie etwas bringt, was inter¬ 
essant ist und sonst so nirgendwo an¬ 
ders zu lesen ist. Dann ist die UZ gut zu 
gebrauchen. Nur wenn das erfüllt wird, 
hat sie eine Existenzberechtigung. 

Wir müssen die UZ so machen, dass 
sie einen wirklichen Erkenntnisgewinn 
für die Leser darstellt. 

„Erkennt den Imperialismus, der 
euch beherrscht“, das ist die Parole, die 
nicht gedruckt, aber real oben drüber 
steht, gleich neben „Proletarier aller 
Länder, vereinigt euch!“. 

Nina Hager: Aber ohne Sozialismus¬ 
propaganda, das heißt ohne das Ein¬ 
treten für den Kampf um die grundle¬ 
gende Veränderung der heutigen Ver¬ 
hältnisse, den Bruch damit, wird es nicht 
gehen. 

Das Gespräch fand 
am i.Juli auf dem Pressefest statt. 


Der Marxismus-Leninismus ist eine 
Wissenschaft. Eine Wissenschaft, die 
den arbeitenden Menschen in den 
Mittelpunkt stellt und in der Arbei¬ 
terklasse die Kraft sieht, die eine neue 
Welt aufbauen kann. Eine Wissen¬ 
schaft, die die Welt interpretiert, um 
sie zu verändern - um alle Verhältnis¬ 
se umzuwerfen, in denen der Mensch 
ein erniedrigtes Wesen ist und eine 
Gesellschaft der Solidarität, eine so¬ 
zialistische Gesellschaft, zu schaffen. 
Robert Steigerwald hat das Wesen 
der marxistisch-leninistischen Welt¬ 
anschauung in seinem Werk als Philo¬ 
soph, in seinem Leben als Kommunist 
und Mitglied unserer Partei und in sei¬ 
ner Haltung als Kämpfer und Freund, 
Lehrer und Genosse verkörpert. 

Robert Steigerwald wurde zum 
Wissenschaftler, weil er gegen Faschis¬ 
mus und Krieg kämpfte, und er kämpf¬ 
te in der kommunistischen Partei für 
den Sozialismus, weil er unsere Ge¬ 
sellschaft und die herrschende Ideo¬ 
logie studiert hatte. Das hieß: Er war 
im eigentlichen Sinne ein kommunisti¬ 
scher Intellektueller - ein Theoretiker 
der Praxis, ein Praktiker der Theorie. 

Theoretiker der Praxis, Praktiker 
der Theorie - das war er, als er seine 
Forschungen zum Frankfurter Schü¬ 
ler Herbert Marcuse und zu dessen 
Hegel-Verständnis damit verband, 
auf philosophischer Ebene unser 
Verhältnis zur antiautoritären Stu¬ 
dentenbewegung zu untersuchen, de¬ 
ren Theoretiker Marcuse war. Robert 
bekämpfte Marcuses falsche Auffas¬ 
sungen, um den Marxismus in der Stu¬ 
dentenbewegung zu verbreiten, und er 
suchte auch in der Philosophie nach 
Anknüpfungspunkten, nach Gemein¬ 
samkeiten, die zu Gemeinsamkeiten 
auf der Straße werden könnten. 

Er war es als Lehrer der Arbeiter¬ 
bewegung, der unsere wissenschaftli¬ 
che Weltanschauung vermittelt, wei¬ 
tergegeben, gemeinsam mit uns erar¬ 
beitet hat. Ich selbst bin ein Ergebnis 
dessen. Man mag streiten, ob das ein 
gelungenes Ergebnis ist, aber meine 
Hinführung zur marxistischen Philo¬ 
sophie begann mit Roberts Buch zur 
Einführung in dieselbe. Gelernt ha¬ 
ben wir von ihm: Wenn wir die wissen- 


Die Abfuhr, die die britischen Unter¬ 
klassen der EU und damit ihrer eige¬ 
nen Elite erteilten, hat das herrschen¬ 
de Regime (und nicht nur die Tories) 
in eine Führungskrise gestürzt. Boris 
Johnson, der konservative Wortführer 
der Austrittskampagne und logischer 
Nachfolger des geschlagenen Premiers 
Cameron, weigert sich plötzlich, in des¬ 
sen Amt als Nachfolger anzutreten. Es 
zeigt sich, dass der „Brexit“-Flügel der 
Konservativen den Sieg seiner Kampa¬ 
gne gar nicht wollte. 

Politisch zum Votum passend wäre 
indes eine Labour-Regierung, geführt 
von Jeremy Corbyn. Der Exponent 
des linken Flügels hatte jahrelang 
keinen Hehl aus seiner Skepsis ge¬ 
genüber der neoliberalen und antide¬ 
mokratischen Union gemacht. Als er 
dann aber Parteichef geworden war, 
schwenkte er auf eine vorsichtige Ver¬ 
teidigung der EU ein. 

Dennoch versucht die alte New- 
Labour-Gruppe Corbyn daraus den 
Strick zu drehen und ihn präventiv zu 
stürzen. Sollte es der Labour-Linken 
gelingen sich gegen diese Attacke zu 
Wehr zu setzen, könnte das zur zwei¬ 
ten Niederlage der parteiübergreifen- 
den Eliten in kurzer Frist führen. Lin¬ 
ke aus verschiedenen Lagern haben 
bereits Neuwahlen gefordert und für 
eine Labour-Regierung unter Corbyn 
geworben, die mit dem Neoliberalis¬ 
mus und der EU tatsächlich bricht. 


schaftliche Weltanschauung anschau¬ 
lich und verständlich machen wollen, 
geht es nicht darum, die Worte der al¬ 
ten Bücher zu wiederholen. Es geht 
darum, die Begriffe der Klassiker in 
Worte zu fassen, die am Infostand und 
im Pausenraum verstanden werden. 

Theoretiker der Praxis und Prakti¬ 
ker der Theorie war Robert in seiner 
programmatischen Arbeit für KPD 
und DKP. Die Überlegungen zur an¬ 
timonopolistischen Strategie, zur an¬ 
timonopolistischen Demokratie sind 
eine große programmatische und stra¬ 
tegische Leistung. Diese Überlegun¬ 
gen greifen die praktische Erfahrung 
auf, die die Arbeiterklasse in den Re¬ 
volutionen des letzten Jahrhunderts 
gemacht hat, und sie machen das Wis¬ 
sen von den Widersprüchen des Mo¬ 
nopolkapitalismus zur Richtschnur 
unserer täglichen Arbeit. Robert hat 
über Jahrzehnte die programmati¬ 
schen Schriften unserer Partei ge¬ 
prägt - diese Partei hat ihm unendlich 
viel zu verdanken. 

Die kommunistische Partei ist ein 
Werkzeug, um die Welt zu erkennen 
und sie zu verändern. Die Partei ist 
der Ort, an dem die alltäglichen Er¬ 
fahrungen verallgemeinert und eine 
Strategie und Taktik für die Verände¬ 
rung der Welt im Interesse der Klasse 
und damit der Menscheit erarbeitet 
wird. Eine solche Partei braucht Men¬ 
schen wie Robert, und Robert brauch¬ 
te diese Partei. 

Für das Verhältnis von Partei und 
Klasse finden wir bei den Klassikern 
unterschiedliche Formulierungen: 
„Hineintragen von Klassenbewusst¬ 
sein“ ist eine, „Sozialismus und Ar¬ 
beiterbewegung verbinden“ eine an¬ 
dere Formulierung für dieselbe Sache. 
Robert - der aus einer Arbeiterfami¬ 
lie stammt, der an der Frankfurter 
Universität, der Parteihochschule 
der SED und im Gefängnis Adenau¬ 
ers studierte - war ein Beispiel dafür, 
wie die Kombination von Proletariat 
und wissenschaftlicher Weltanschau¬ 
ung zur Herausbildung einer allseitig 
entwickelten Persönlichkeit beitragen 
kann. Er hat das Wesen der marxis¬ 
tisch-leninistischen Weltanschauung 
verkörpert. 


Mittelfristig könnte der Brexit auf 
die Rest-EU viel dramatischere Aus¬ 
wirkungen haben. 

Die in den EU-Verträgen festge¬ 
schriebene, zunehmende supranati¬ 
onale Zentralisierung kann gestoppt 
werden. Durch die Brexit-Abstimmung 
wurde jedermann vorgeführt, dass die 
EU rückgängig zu machen ist. Das gilt 
noch mehr für den Euro, der die Krö¬ 
nung dieser Union sein sollte. Da tut es 
nichts zur Sache, dass sich London dem 
Euro standhaft verweigert hat und den 
Zwang zur politischen Zentralisierung 
immer abgelehnt hat. 

Die tektonische Verschiebung in 
Großbritannien trifft die EU in einer 
Situation, in der durch die Zwangs¬ 
jacke des Euro die inneren sozialen, 
ökonomischen und politischen Wi¬ 
dersprüche bereits zum Zerreißen 
gespannt sind. Insbesondere im eu¬ 
ropäischen Süden sind die niederen 
Klassen immer weniger bereit, das 
Diktat der Eliten zu akzeptieren. Das 
alte System der politischen Herrschaft 
der Besitzenden ist verbraucht und 
steht vor dem Zusammenbruch. Jedes 
weitere Krisenereignis kann eine Ket¬ 
tenreaktion auslösen, die das gesamte 
Gebäude des Nachkriegssystems ins 
Wanken brächte. 

Wilhelm Langtaler ist Buchautor und 
Mitglied der österreichischen Gruppe 
EuroExit 
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Der letzte seiner Art 

In Kolumbien könnte der Krieg enden - und die Gewalt weitergehen • Von Günter Pohl 



I n einem Kommunique unter dem 
Titel „Dieser soll der letzte Tag des 
Krieges sein“ erinnerte das Sekreta¬ 
riat des Generalstabs der Revolutionä¬ 
ren Streitkräfte Kolumbiens - Volks¬ 
heer (FARC-EP) am 23. Juni an den 
Prolog des Agrarprogramms, das sich 
die Guerilleros von Marquetalia - ei¬ 
ner der „Unabhängigen Republiken“ - 
1964 gegeben hatten (siehe Kasten). 

Man wird den kolumbianischen 
Konflikt nicht begreifen, wenn man 
sich weigert an seine Ursachen zu er¬ 
innern, und noch weniger, wenn man 
glaubt, die FARC und die diversen 
anderen Guerillagruppen seien als 
Selbstzweck entstanden. Der eigentli¬ 
che Konflikt hatte mit der Ermordung 
des linksgerichteten Präsidentschafts¬ 
kandidaten Jorge Eliecer Gaitän 1948 
begonnen; die fünfziger Jahre wurden 
zur Gewaltperiode mit der Entstehung 
der ersten regelrecht organisierten To¬ 
desschwadronen. Immer wieder kam 
es zu schwersten Massakern an poli¬ 
tischen Gegnern. Die später gegrün¬ 
deten unabhängigen Republiken wa¬ 
ren Selbstverteidigungsinstrumente 
der Landbevölkerung; nach dem Sieg 
der Kubanischen Revolution traten 
in Kolumbien die USA - und mit ih¬ 
nen die fatale Doktrin des „inneren 
Feinds“ - auf den Plan. Nun wurde 
der Gegner als ideologisch motiviert 
gesehen. Und als Reaktion auf die 
Gewalt trat er auch so auf: die FARC 
1964 zunächst als bewaffneter Arm der 
Kolumbianischen KP; das „Nationale 
Befreiungsheer“ (ELN), das jetzt mit 
der Regierung über eine Beendigung 
der Kämpfe verhandelt, 1965 als der 
guevaristischen Fokustheorie anhän¬ 
gende, von Kuba unterstützte Gue¬ 
rilla. Dazu kamen im Laufe der Jahre 
andere Gruppen, die sich bis auf das 
maoistisch orientierte „Volksbefrei¬ 
ungsheer“ (EPL) spätestens 1991 auf¬ 
gelöst haben. 

★ 

52 Jahre nach der Gründung der FARC 
haben sich die Unterhändler von Gue¬ 
rilla und Regierung im wichtigsten Un¬ 
terpunkt der Verhandlungen, die nach 
längeren geheimen Vorgesprächen 
am 19. November 2012 in 
Havanna offiziell begonnen 
hatten, auf eine beiderseiti¬ 
ge definitive Beendigung der 
Feindseligkeiten, eine Ver¬ 
einbarung über Sicherheits¬ 
garantien für die zu demobi¬ 
lisierenden Guerilleras und 
Guerilleros, eine Bekämp¬ 
fung des Paramilitarismus 
und einen Verzicht auf die 
Waffen geeinigt, womit „die 
Türen für das Schlussabkom¬ 
men in relativ kurzer Zeit of¬ 
fenstehen“. 

Denn das eigentliche 
Schlussabkommen steht 
noch aus. Vor der Einigung 
des 23. Juni waren vier der 
sechs Ziele, mit denen man 
im November 2012 als Er¬ 
gebnis der Vorverhandlun¬ 
gen an die Weltöffentlichkeit 
gegangen war, Stück für Stück ausver¬ 
handelt worden: integrale Entwicklung 
im landwirtschaftlichen Raum (1), Po¬ 
litische Teilhabe der Opposition (2), 
illegaler Drogenanbau (4), Kriegsop¬ 
ferentschädigung (5). Nun ist Punkt 
3, „Ende des Konflikts“, unter Einfü¬ 
gung des wichtigen Plans für geschütz¬ 
te ländliche Zonen, in denen die De¬ 
mobilisierten zunächst leben können, 
abgeschlossen worden. Punkt 6 „Um¬ 
setzung, Kontrolle und Bestätigung 
durch das Volk“ war über die Jahre 
immer wieder Gegenstand der Debat¬ 
ten und ist es auch noch - Referendum 
oder nur eine parlamentarische Abseg¬ 
nung oder gar eine verfassunggebende 
Versammlung wie nach dem Friedens¬ 
schluss 1991 mit M-19, Quintrn Lame, 
PRT und Teilen des EPL? Unter ein 
finales Abkommen werden dann die 
Unterschriften von Juan Manuel San- 
tos und Kommandant Rodrigo Lon- 
dono alias „Timoleön Jimenez“ kom¬ 


men, am dann „letzten Tag des Krie¬ 
ges“. Auch wenn die Welt den 23. Juni 
bereits als Friedensschluss ansieht. 

★ 

Weder die FARC noch der Staat wur¬ 
den besiegt, und so ist das jetzige Waf¬ 
fenstillstandsabkommen „Produkt ei¬ 
nes ernsthaften Dialogs zwischen zwei 
Gegnern, die sich mehr als ein halbes 
Jahrhundert lang nicht besiegen konn¬ 
ten (...) Deshalb kann die Vereinba¬ 
rung nicht als Unterwerfung der einen 
unter die andere gewertet werden“, 
stellen die FARC völlig richtig fest 
und danken in dem Kommunique den 


Garantiestaaten Kuba und Norwegen 
für die Hilfe bei der Überwindung zu 
lösender Probleme. 

Aber sie weisen auch auf Wider¬ 
sprüche hin wie den, dass der neue 
Polizeikodex den Vereinbarungen von 
Havanna widerspricht oder dass nach 
wie vor die politische Opposition Ziel¬ 
scheibe der Gewalt von Militär und Po¬ 
lizei ist. Die auf Aufstandsbekämpfung 
gedrillten Streitkräfte müssten nun 
Aufgaben bei Frieden, Aussöhnung 
und Entwicklung übernehmen: „Sie 
waren unsere Gegner, aber nun müs¬ 
sen wir Partner für das Wohl Kolum¬ 
biens sein!“ Würden statt für den Mili¬ 
tärapparat die Dollarmillionen für den 
Frieden gegeben, dann wäre das allein 
eine Frage des Willens und einer neuen 
Prioritätensetzung, folgern die FARC. 

Die FARC selbst werden sich nach 
erfolgtem Friedensschluss zu einer po¬ 
litischen Bewegung formieren, die zur 
Einigung der demokratischen Kräfte, 


die sich in Opposition zum aktuellen 
Modell sehen, beitragen will. Sie setzen 
dabei sicher auf die Mobilisierungs¬ 
kraft der „Marcha Patriötica“ und auf 
die Hunderttausende Unterstützerin¬ 
nen und Unterstützer im ganzen Land, 
ohne die eine bewaffnete Aufstands¬ 
bewegung nicht jahrezehntelang ei¬ 
nem derartigen Militärapparat und 
dessen jeweils modernster technolo¬ 
gischer Unterstützung aus den USA 
und Israel hätte trotzen können. Den¬ 
noch: eine erfolgreiche Teilnahme an 
Wahlen würde neben einem verbrei¬ 
terten Bündnis - zu dem auch die Ko¬ 
lumbianische Kommunistische Partei 
gehören würde, deren stiller Beitrag 
zum Verständigungsprozess 
eines Tages gewürdigt wer¬ 
den wird - diverse Grundla¬ 
gen brauchen. Dazu braucht 
es einen fairen Zugang zu 
den Medien und die Selbst¬ 
verständlichkeit, seine Mei¬ 
nung sagen, kandidieren 
oder auch an einer Demons¬ 
tration teilzunehmen zu kön¬ 
nen, ohne Gefahr zu laufen 
dafür verhaftet, verschleppt 
oder erschossen zu werden. 
Neuntausend (!) politische 
Gefangene sitzen in Kolum¬ 
biens überfüllten Gefäng¬ 
nissen ohne dass die Welt¬ 
öffentlichkeit davon auch 
nur Notiz nehmen könnte, 
weil ihr regionales Interesse 
medial auf ein Dutzend Re¬ 
gimegegner aus Venezuela 
oder Kuba gelenkt wird. We¬ 
niger als ein Drittel der Gefangenen 
sind FARC- oder andere Guerilleros, 
was zeigt, dass es in Kolumbien vor al¬ 
lem um die Kriminalisierung jeden Wi¬ 
derstands gegen die Oligarchie und die 
dort vorwiegend im Bergbau und beim 
Landgrabbing tätigen transnationalen 
Konzerne geht. 

★ 

Also braucht die aus den dann demo¬ 
bilisierten Kämpferinnen und Kämp¬ 
fern zusammengesetzte Organisation 
vor dem Hintergrund der kolumbiani¬ 
schen Geschichte, in der sich die Oli¬ 
garchie bislang kaum einmal an Ver¬ 
einbarungen gehalten hat, Schutz. Und 
selbst wenn das dieses Mal geschähe, 
wäre da immer noch das Problem ma¬ 
rodierender Banden des noch immer 
aktiven Paramilitarismus. Das Bei¬ 
spiel von etwa 5 000 ermordeten Mit¬ 
gliedern der „Union Patriötica“ nach 


den Vereinbarungen von 1984 spricht 
Bände. Dass eine kolumbianische Re¬ 
gierung nun erstmals eine umfassen¬ 
de Bekämpfung des Paramilitarismus 
schriftlich zugesagt hat, ist insofern 
ein Novum, als dass sie damit ihre tau¬ 
sendfach belegte Verstrickung in des¬ 
sen Verbrechen mindestens indirekt 
zugibt. 

Um zu einem dauerhaften Frieden 
zu kommen, haben sich Regierung und 
Guerilla zum einen auf einen Mecha¬ 
nismus von Überwachung und Über¬ 
prüfung geeinigt, dem Regierung, 
FARC und UN-Repräsentanten aus 
Lateinamerika angehören sollen; zum 
anderen soll es 23 „Übergangszonen 
zur Normalisierung“ geben. In diesen 
soll den Guerrilleros die Möglichkeit 
gegeben werden sich mittelfristig in 
das zivile Leben einzufinden. Gleich¬ 
zeitig werden die FARC-Mitglieder, 
die für Aufgaben im Zusammenhang 
mit dem Friedensschluss Ortschaften 
besuchen, staatlich geschützt. Die Zo¬ 
nen selbst werden von einem einen Ki¬ 
lometer breiten Sicherheitsring umge¬ 
ben sein, der ausschließlich von den 
UN-Kräften betreten werden darf. 

Lange war unklar, was unter dem 
Begriff „Dejaciön de las Armas“ zu 
verstehen ist. Man kann ihn als Ver¬ 
zicht des Gebrauchs von Waffen in¬ 
terpretieren, aber auch als Übergabe 
ansehen. Nach den am 23. Juni ver¬ 
öffentlichten Beschlüssen zu urteilen, 
haben sich die FARC nun doch auf 
eine vollständige Abgabe der Waffen 
eingelassen. Sie hatten zuvor auf das 
Modell des Nordirland-Konflikts ver¬ 
wiesen, wo als Sicherheitsbedingung 
nicht alle Waffen übergeben wurden. 
Die Waffenabgabe wird gestaffelt vor 
sich gehen: dabei werden neunzig Tage 
nach endgültigem Friedensschluss 30 
Prozent, nach 120 Tagen weitere 30 
Prozent und nach 150 Tagen die rest¬ 
lichen 40 Prozent abgegeben sein. Das 
hat zum einen logistische Gründe, zum 
anderen aber werden die Teilschritte 
auf diese Weise gewiss mit den realen 
Fortschritten bei der Annäherung ab¬ 
geglichen, um sich Reaktionsmöglich¬ 
keiten offen zu halten. Dabei werden 
als Störungen gar nicht einmal in erster 
Linie Kampfhandlungen zu erwarten 
sein, sondern die gezielte Tötung ein¬ 
zelner Demobilisierter oder der Gue¬ 
rillanähe verdächtigter Aktivistinnen 
und Aktivisten aus den gesellschaftli¬ 
chen Kämpfen. In den letzten Wochen 
waren die Bauern massiv auf den Stra¬ 
ßen, und es ist häufig zu Übergriffen 
der Staatsgewalt gekommen. 


★ 

Dass es nach all den Jahren des Krie¬ 
ges jetzt zu einem bedeutenden Schritt 
Richtung Frieden kommen könnte, hat 
auch mit einem „Druck“ zu tun, mit 
dem so jahrzehntelang nicht zu rech¬ 
nen war. Sowohl Regierung als auch 
Guerilla Kolumbiens sind nicht da¬ 
von unbeeinflusst geblieben, dass in 
den Jahren der Regierungswechsel in 
Lateinamerika, konkret natürlich in 
den Nachbarländern Brasilien, Vene¬ 
zuela und Ecuador, die Völker sahen, 
dass über Wahlen Regierungswechsel 
auch nach links machbar waren. Dass 
Regierungswechsel nicht Machtwech¬ 
sel sind, wenn die Veränderungen 
nicht auch auf die Besitzverhältnisse 
übergreifen, ist marxistisches Grund¬ 
wissen, aber die konkrete Erfahrung 
muss wohl von jeder Generation neu 
gemacht werden. 

Mehrere Präsidenten der links regier¬ 
ten Staaten empfahlen den FARC sich 
aufzulösen, darunter Hugo Chävez, 
Evo Morales, Rafael Correa und Jose 
Mujica. Auch in Kolumbien, so die 
These, müsse ein Regierungswechsel 
auf „demokratische“ Weise möglich 
sein, wenn der Krieg erst aufhört - 
was von der falschen Annahme aus¬ 
geht, die kolumbianischen Guerillas 
wären der Grund für die Repression 
im Land. 

Nun, wo die Linksregierungen auf 
die eine oder andere Art verschwin¬ 
den (gestürzt, abgewählt oder auch 
indem sie sich von linker Politik ver¬ 
abschiedet haben), ist diese Idee ei¬ 
ner Zerreißprobe ausgesetzt. Es sei 
denn, die lateinamerikanische Integ¬ 
ration in Form von CELAC oder UN- 
ASUR wirkt derart nachhaltig auch 
in die Rechtsregierungen hinein, dass 
ausgerechnet sie Kolumbiens Ober¬ 
schicht zu einem neuen Denken be¬ 
wegen könnten. Es spricht mehr da¬ 
gegen als dafür. 

★ 

Unabhängig davon, welche Möglich¬ 
keiten für Übergänge zum Sozialismus 
man überhaupt für möglich hält: die 
des Degenhardtschen „Zündschnüre¬ 
songs“ - Sie hatten eine Lehre, und sie 
hatten auch Gewehre - ist nicht nur 
aus der Mode gekommen, sondern 
wäre mit der Entwaffnung des aufstän¬ 
dischen Volkes vermutlich bald auch 
nicht mehr nutzbar. Es endete der letz¬ 
te Klassenkampf, bei dem beide Seiten 
bewaffnet sind. 


„ Wir sind Revolutionäre, die für eine an¬ 
dere Regierung kämpfen. Aber wir kämpf¬ 
ten für diesen Wechsel zunächst auf die am 
wenigsten schmerzhafte Art für unser Volk: 
auf friedfertige Weise, über den demokrati¬ 
schen Weg der Massen. Dieser Weg wurde 
uns gewaltsam mit dem offiziellen faschis¬ 
tischen Vorwand, so genannte „ Unabhän¬ 
gige Republiken“zu bekämpfen, versperrt. 
Und weil wir Revolutionäre sind, die auf 
die eine oder andere Weise die histori¬ 
sche Rolle annehmen, die uns aufgetragen 
ist, mussten wir den anderen Weg suchen: 
den revolutionären, bewaffneten Weg des 
Kampfes um die Macht.“ 
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Luthers Wirken als Maßstab 
heutiger Politik 

Zu einem provokanten Buch über radikales Denken heute 
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D er Titel „Gehört Luther zu 
Deutschland?“ weist nicht nur 
auf das Reformationsjubiläum 
2017 voraus, sondern spielt auf ähnli¬ 
che Formulierungen an, wie sie in den 
letzten Jahren üblich wurden - „Gehört 
der Islam ..., gehört die AfD ... “ usw. 
der Verfasser will solche Fragestellun¬ 
gen provozieren, sie als unhistorisch 
und undialektisch brandmarken: Was 
heißt schon zu etwas zu gehören, wenn 
sich Geschichte weltweit nach ihr in¬ 
newohnenden Gesetzmäßigkeiten und 
sozialen Widersprüchen bewegt und 
entwickelt. Wenn man allein die his¬ 
torische Bedeutung des Islam aus der 
deutschen Kulturgeschichte streichen 
würde, sähe es betrüblich aus, es fehl¬ 
te vom arabischen Zahlsystem bis zu 
Goethes „West-östlichem Divan“ vie¬ 
les, um Eckpunkte zu nennen. Ein Blick 
in die Kulturgeschichte würde Antwor¬ 
ten geben, aber sie wird den meisten 
Menschen immer fremder und selbst 
der CDU-FraktionsVorsitzende Kau- 
der kennt den „West-östlichen Divan“ 
nicht mehr, in dem es heißt: „Wer sich 
selbst und andere kennt,/Wird auch 
hier erkennen:/Orient und Okzident/ 
Sind nicht mehr zu trennen.“ Klaus- 
Rüdiger Mai fordert die Besinnung auf 
die Kulturgeschichte ein, das Reforma¬ 
tionsjubiläum ist dazu ein Anlass; sei¬ 
ne These ist, dass mit der Reformation 
eine geschichtliche Epoche begann, - 
man kann sie auch die frühbürgerliche 
nennen -, die zu Ende geht und wes¬ 
halb die Welt dringend eine neue Ge¬ 
sellschaft verlangt. Mai nennt sie „eine 
neue Reformation? die andere herr¬ 
schende Kräfte verlangt. 

Mais Fragestellung ist scheinbar 
eine Provokation, denn wer wollte in 
Frage stellen, dass Luther zu Deutsch¬ 
land gehört. Er gehört mit seinen aus¬ 
gesprochenen Stärken dazu, die von 
Bedeutung für die politische, sprachli¬ 
che, ethische und soziale Entwicklung 
wurden, und er gehört mit seinen Feh¬ 
lern - auch mit seinem Antijudaismus, 
der kein Antisemitismus ist und auf das 
Theologische begrenzt blieb - dazu, de¬ 
nen nicht anzulasten ist, was die Deut¬ 
schen historisch an Verbrechen an den 
Juden begingen, ist das doch eine billi¬ 
ge Art, sich von Schuld freizusprechen: 
Luthers war’s! So wurde aus dem Re¬ 
formator selbst in der EKD ein „Ob¬ 
jekt der Kritik“, ein „Vielgescholtener“. 
Das mutet an wie heutige deutsche 
Außenpolitik, die auf jede Schuldfrage 
die Antwort hat: Putin war’s! Also: Lu¬ 
ther gehört zu Deutschland. Doch die 
These ist zu hinterfragen, denn zu Lu¬ 
thers Zeit gab es kein staatlich gefügtes 
Deutschland. Das gab es erst seit 1871 
in der Form des Deutschen Reiches. 
Da war Luthers Erbe je nach Bedarf 
aufgeteilt, in protestantischen Ländern 
in Anspruch genommen für nationale 
Identität und in katholischen Ländern 
verketzert als die Inkarnation alles Bö¬ 
sen. Was ist da schon Deutschland! Es 
geht dem Autor, wie schnell deutlich 
wird, nicht um Luther, sondern um die 
Bedeutung der Reformation als Aus¬ 
gangspunkt der Moderne. Mai sieht die 
Reformation nicht als einen theologi¬ 
schen Vorgang, sondern als einen ge¬ 
sellschaftspolitischen Ausgangspunkt, 
der von provozierender Aktualität bei 
den Fragen Freiheit, Verantwortung 
und Gewissen - das heißt auch soziale 
Gerechtigkeit - ist. Und er stellt fest, 
dass der Mensch als gesellschaftliches 
Wesen zu Beginn des 21. Jahrhunderts 
viel von diesen Qualitäten verloren hat 
oder sie ihm genommen wurden, indem 
er zum Spielball der Politik geworden 
ist, auch durch die unbeschränkte Auf¬ 
lösung des Menschen in Daten, die zu 
jeder Art von Profilen und damit zur 
Manipulierbarkeit genutzt werden 
können. Statt in Freiheit anzukommen 
wird der Mensch von einem Überwa¬ 
chungskapitalismus missbraucht. 

Mai analysiert genau - so den „dop¬ 
pelten Betrug“ an der „Mehrheit der 
Menschen in Europa“, um Großka¬ 


pital und Finanzindustrie zu begüns¬ 
tigen; er schreibt zugespitzt und un¬ 
akademisch, manchmal „unfertig“, wie 
er vermerkt. In seinen Verkürzungen 
wird er oft schroff, was in Anbetracht 
der von ihm ausgemachten Bedrohung 
der Freiheit und des menschlichen In¬ 
dividuums verständlich ist. Als Teil ei¬ 
ner Lösung erinnert er daran, sich der 
„geistigen Grundlagen“ Europas zu er¬ 
innern. Eine davon ist ihm Martin Lu¬ 
ther, den er als „Gesellschaftstheore¬ 
tiker und -praktiker“ versteht. Einen 
Blick auf Thomas Müntzer als Alterna¬ 
tive hätte man sich zusätzlich und Lu¬ 
ther ergänzend gewünscht. In Fortset¬ 
zung Luthers argumentiert Mai dann 
mit Lessing und der Aufklärung, Kant 
und Karl Marx, die er zum Maßstab his¬ 
torischen Denkens macht, von dem sich 
„Europas Eliten“ heute verabschiedet 
haben, was zu der desaströsen Lage ge¬ 
führt hat. 

Auch wenn Mai viele seiner Fragen 
aus dem Verhältnis zum Christentum 
herleitet und man mit ihm nicht im¬ 
mer mitgehen kann, auch wenn man¬ 
chen seiner Einschätzungen wie zu 
den Veränderungen 1989 widerspro¬ 
chen werden muss, so kommt er doch 
immer wieder zu Parallelen mit sozia¬ 
listischen Gesellschaftslehren: „Ohne 
Freiheit wird es keine Gleichheit ge¬ 
ben.“ Freiheit ist für ihn dabei ein Vor¬ 
gang des Forderns, der Bewegung: 
„Freiheit ist nicht, Freiheit wird immer 
nur.“ Damit setzt er sich wohltuend von 
den populistischen Vorstellungen von 
Freiheit ab, wie sie immer wieder ak¬ 
tuell sind. Parallel geht er den histori¬ 
schen Grundlagen für heute oft leere 
Floskeln wie „deutsche Identität“ nach 


und findet die Wurzeln dieser Identi¬ 
tät in diesem Falle in einem „geistigen 
und kulturellen Raum“, der internatio¬ 
nal ist und der das Erbe des römischen 
Reiches angetreten hat und so zu ei¬ 
ner idealisierten Zielvorstellung wurde, 
gebildet aus der Nachfolge der antiken 
und universellen Kultur des alten Eu¬ 
ropas, fern aller nationalistischen Ein¬ 
seitigkeit, vermittelt wesentlich durch 
Martin Luthers Sprachbemühungen. 
Das ist das Deutschland, zu dem Lu¬ 
ther gehört. 

Es gibt kaum ein Feld, das Mai nicht 
beachtet und auf dem er keinen Ver¬ 
fall entdeckt, Ohnmacht und staatliche 
Hilflosigkeit im Angesicht der Wirt¬ 
schafts- und Finanzmacht. Damit gehen 
Mensch und Individualität verloren, an 
ihre Stelle treten „mathematische Mo¬ 
delle“, Ausdruck von Entfremdung und 
Unmenschlichkeit. Auch dafür findet er 
Entsprechungen zu Beginn der Neu¬ 
zeit, als sich ein Paradigmenwechsel 
abzeichnete. In den Parallelen, - „De¬ 
mokratie und das Recht auf Individu¬ 
alität werden in ein Schattendasein ge¬ 
trieben“ - findet er die Ankündigung 
eines neuen Paradigmenwechsels, nach 
dem Zusammenbruch des „letzten gro¬ 
ßen alternativen Systems, des Sozialis¬ 
mus“ und dem Verpassen der Chance, 
1989 über die Zukunft eines vereinig¬ 
ten Deutschlands nachzudenken, habe 
der „entfesselte Finanzkapitalismus“ 
eine Dauerkrise geschaffen, in der das 
Recht der Individuen endgültig vom 
„Recht der Oligarchen“ abgelöst wer¬ 
de, begleitet von der „schleichenden 
Verarmung der Menschen in der west¬ 
lichen Welt“. Das ist für Mai der Beginn 
einer „revolutionären Situation“. 


Mais Buch ist anstrengend, reizt 
partiell zum Widerspruch, gibt aber 
Denkanstöße zur politischen und ge¬ 
sellschaftlichen Zukunft. Während ei¬ 
nerseits der tägliche politische Kampf 
notwendig ist, um die auch von Mai er¬ 
kannten sozialen Zuspitzungen im De¬ 
tail zu bekämpfen, zu verändern oder 
mindestens aufzuhalten, zielt das Buch 
auf einen Entwurf eines Paradigmen¬ 
wechsels, einer „Veränderung der wirt¬ 
schaftlichen, sozialen, kommunikativen 
und moralischen Konstanten“. 

An die Spitze seines Essays stellt 
Mai u.a. ein Zitat aus einem Flugblatt 
der Weißen Rose: „... jeder Einzelne 
hat einen Anspruch auf einen brauch¬ 
baren und gerechten Staat, der die Frei¬ 
heit des Einzelnen als auch das Wohl 
der Gesamtheit sichert.“ Das gehört 
zu Deutschland, als erstrebenswertes 
Ziel. Darum geht es in diesem Buch. 
In diesem Sinn ist Mai bei allen geisti¬ 
gen Unterschieden, ja Gegensätzen ein 
Verbündeter. Rüdiger Bernhardt 



Klaus-Rüdiger Mai: Gehört Luther zu 
Deutschland? Verlag Herder GmbH, 
Freiburg im Breisgau 2016,207 S., 19,99 
Euro 


Kultursplitter 


Eine Vorbemerkung: Kunst und Kultur 
waren und sind immer ein Spiegel, den 
die Bourgeoise der Gesamtgesellschaft 
vorhielten - und immer noch Vorhal¬ 
ten - getreu dem Satz von Karl Marx, 
„die herrschenden Gedanken sind im¬ 
mer die Gedanken der Herrschenden“. 
Dieser Spiegel ist nun längst in tausen¬ 
de von Splittern zerbrochen, Glanz und 
Glorie sind vorbei. Aber diese Bruchstü¬ 
cke sind aufzulesen und zu kommentie¬ 
ren, denn darin sind die Interessen und 
Beweggründe zu finden, um wenig Brot 
und viele Spiele zu liefern. 

Kulturfrauen verdienen 
weniger 

Einer neuen Studie des Deutschen Kul¬ 
turrates zufolge ist die Benachteiligung 
von Frauen auch in Kultur- und Medien¬ 
berufen weiterhin sehr ausgeprägt. Nix 
Neues also, denn warum sollte es in die¬ 
sem Bereich der Wirtschaft anders sein 
als überall? Zwar ist der Anteil der weib¬ 
lichen Studierenden in den Kulturwis¬ 
senschaften bei rund 70 Prozent, aber bei 
der Arbeitssuche und den Stellenbeset¬ 
zungen sieht es eher mau aus: Im Schnitt 
verdienen Frauen 24 Prozent weniger als 
ihre vergleichbar arbeitenden Kollegen, 
selbst bei den unter 30-Jährigen sind es 
noch 12 Prozent weniger. Betrachtet man 
den Anteil bei Führungspositionen, z.B. 
Intendanten, Regisseuren, Chor- und Or¬ 
chesterleitern, Museums- und Verlags¬ 
leitern, ist das Ergebnis noch schlech¬ 
ter. Natürlich auch bei Auszeichnungen, 
Akademie-Mitgliedschaften, Stipendien. 
Soviel also zum Thema Gleichberechti¬ 
gung, trotz aller Beteuerungen der Kul¬ 
turstaatsministerin Monika Grütters. 

Fischer war mal wieder dran 

Alle Jahre wieder meldet sich in diesen 
Tagen der Börsenverein des Deutschen 
Buchhandels und nennt den Namen des 
neuen Preisträgers für den „Friedens¬ 
preis des Deutschen Buchhandels“. Im 
Oktober 2016 während der Buchmesse 
wird es Carolin Emcke sein, eine Jour¬ 
nalistin, die seit Jahren für „Qualitätsme¬ 
dien“ wie „Die Zeit“ oder die „Süddeut¬ 
sche Zeitung“ schreibt. 

Interessant ist, wie die kleine Gruppe 
der immer wieder gleichen Verlage die¬ 
sen Preis unter sich ausmacht. Schließlich 
verschafft es dem jeweiligen Verlag hohe 
mediale Aufmerksamkeit und ordentli¬ 
che Auflagensteigerungen. Betrachtet 
man die Preisträger der letzten 10-15 
Jahre, so sind es in mehr oder minder re¬ 
gelmäßigen Abständen der Hanser Ver¬ 
lag, C.H.Beck Verlag, Hoffmann & Cam¬ 
pe Verlag oder eben der S. Fischer Ver¬ 
lag. Der war nun mal wieder dran, damit 
man im kleinen, erlauchten Kreis unter 
sich bleibt. Eine Ausnahme war vor Jah¬ 
ren der unabhängige Merlin Verlag, aber 
diesen Ausrutscher hat man verkraftet. 
Die Preisträgerinnen sind dabei weni¬ 
ger wichtig, irgendwen wird man schon 
im Verlagsprogramm haben, der auch in 
die laufende politisch-ideologische De¬ 
batte passt. 

Das neue Spektakel von Christo 

Seit Jahrzehnten geistert dieser Spek¬ 
takelkünstler durch die Landschaften. 
Nun hat der 81-Jährige den Lago dTseo 
in Oberitalien dafür auserkoren, Schau¬ 
platz seiner Installationen zu sein. Er hat 
rund 1,5 Kilometer schwimmende Pon¬ 
tons auf dem See verlegen lassen, sie mit 
leuchtend gelben Planen belegt, über die 
mittlerweile Hunderttausende gelaufen 
sind. Der Vergleich mit Jesus, der übers 
Wasser wandelt, wird tatsächlich von 
Hirnis in den Feuilletons bemüht, er 
selbst hat es eher mit dem esoterischen 
Gefühl, die Wellen zu spüren und damit 
dem Element nahe zu sein. Die Kosten 
von 15 Mio. Euro holt Christo wieder 
rein über die Vermarktung der Rechte 
an Bild und Video, über Poster, Plaka¬ 
te, T-Shirts, Kataloge und was der Markt 
sonst noch hergibt. 

Was für ein Zynismus: Da fliehen 
Abertausende übers Mittelmeer, um 
Krieg und Zerstörung zu entgehen, Tau¬ 
sende verrecken dabei, und hier feiert die 
Heuchelei eine fröhliche Party. Eine Be¬ 
ruhigung ist, dass der Spuk jetzt vorbei 
und die wunderschöne Landschaft der 
oberitalienischen Seen wieder in Reise¬ 
planungen aufgenommen werden kann. 

Herbert Becker 
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Robert Steigerwald hört während der Feier zu seinem 90. Geburtstag dem Sänger und Rezitator Erich Schaffner zu 


Wie ist das mit dem Feind meines Feindes? 

Klassenpositionen und gesellschaftliche Ziele beachten • Von Robert Steigerwald 


Aus dem 
Kondolenzbuch 

Knapp 350 Besucherinnen des UZ- 
Pressefestes trugen sich in das spontan 
organisierte Kondolenzbuch am Stand 
der Marxistischen Blätter ein, darunter 
neben Parteivorstands- und anderen 
Mitgliedern der DKP auch internatio¬ 
nale Gäste z. B. der Tudeh-Partei, der 
PCF Ar ras/Pas de Calais, der Partei 
der Arbeit Belgiens (PTB), der iraki¬ 
schen und der libanesischen KP, der 
Arbeiterpartei Irlands, Künstler wie 
Kai Degenhardt und Erich Schaff¬ 
ner und Parlamentsabgeordnete und 
Mitglieder der Partei die Linke wie 
Diether Dehrn, Ulla Jelpke, Willi van 
Ooyen, Hans Modrow, Ellen Brom¬ 
bacher. 

In dankbarer Erinnerung an ein halbes 
Jahrhundert persönlicher Freundschaft, 
enger politischer und ideologischer Zu¬ 
sammenarbeit. Robert Steigerwald und 
Willi Gerns, das war und bleibt für viele 
Mitglieder und Freunde der DKP eine 
untrennbare Einheit, das waren die 
„ideologischen Zwillinge“. Mit Deinem 
Tod, lieber Robert, habe ich ein Stück 
von mir selbst verloren. In Trauer, 
Dein „ Zwillingsbruder“ Willi. 

Robert war ein ganz besonderer 
Mensch. Vielen Dank für all Deine Zu¬ 
wendung und Klugheit. 

Funny van Treek 

Du bleibst ein Vorbild. 

Ernest Kaltenegger (Graz) 

Es ist immer traurig, einen Genossen 
zu verlieren, der sein ganzes Leben die 
Interessen der Völker verteidigt hat. 
PCF Ar ras/Pas de Calais 

Wir waren viel näher als der Schein ist, 
habe viel von Dir gelernt. Dank Dir. 
Farhad Assemi 

Ich erinnere mich an Dich von ganzem 
Herzen und deshalb bist Du nicht tot! 
Ursula Kahr 

In tiefer Trauer. Manfred Tripp 

Robert Presente! Herbert Lederer 

Letzter roter Gruß an Robert! 

Barlo aus Bremen 

Ich habe viele gute Erinnerungen an 
unsere gemeinsame Arbeit. Glückauf 
zur letzten Fahrt. 

Paul Schnittker 

Das ist ein großer Verlust. Dirk Krüger 

In dankbarer Erinnerung. 

Jürgen Harrer, Tammo Wetzel 

Niemals geht man so ganz ... vieles von 
Dir bleibt bei uns. 

Andrea Will, Klaus Weißmann 

Du wirst fehlen mit Deinen Gedanken, 
Ideen und Widersprüchen. Aber zum 
Glück bleibt vieles. 

Ines Hetzel, einst Karl-Marx-Stadt 

Robert, ein streitbarer Anreger zu ei¬ 
genem Denken, Mensch von heiterem 
Charakter ... Helmut Hammerbauer 

Nachdenklich über viele Denkanstöße. 
Danke. Willi van Ooyen 

Unsere Begegnungen werde ich nie 
vergessen. Ellen Brombacher 

Danke für alles, was Du uns mitgege¬ 
ben hast. Sigrid Koppey, Klaus Seibert 

Wir werden deinen Kampf für die Be¬ 
freiung der Menschheit weiterführen. 
Geschlossen und solidarisch. 

SDAJ Göttingen 

Me-ti sagt: Die leidenschaftlichen Men¬ 
schen finden in der Ruhe keine Ruhe, 
sondern nur in der Bewegtheit... Wenn 
sie nicht in einem Wagen fahren kön¬ 
nen, dann müssen sie ihn wenigstens 
ziehen, sonst werden sie von ihm ge¬ 
schleift. (Bert Brecht) Lieber Robert, 
wir ziehen die Karre weiter - in Deiner 
Richtung! 

Redaktion und Herausgeberinnen der 
Marxistischen Blätter 


E nde Januar hat sich in Beirut ein ei¬ 
genartiges Bündnis zusammenge¬ 
schoben, über das österreichische 
„Antiimperialisten“ im Internet berich¬ 
ten. Unter der Überschrift „Islamische 
und linke Antiimperialistlnnen vereini¬ 
gen sich“ steht da u. a.: „Der stellvertre¬ 
tende Sekretär der Hisbollah, Scheich 
Naim Kassem, drückte in der Eröff¬ 
nungssitzung den gemeinsamen Geist 
aus: Es existieren heute lediglich zwei 
Blöcke in dieser Welt. Der des US-Im- 
perialismus und seiner Alliierten und 
auf der Gegenseite der Widerstand un¬ 
geachtet seiner ideologischen, kulturel¬ 
len oder religiösen Verwurzelung. Der 
Widerstand muss vereint gegen seinen 
gemeinsamen Feind auftreten und dies 
ist nur möglich, indem seine Vielfältig¬ 
keit respektiert wird.“ Dieses Treffen 
wurde von den „Antiimperialisten“ 
euphorisch als Signal begrüßt, Schritte 
zu einer breiten internationalen „anti¬ 
imperialistischen Front“ zu gehen. 

Wie ist so etwas einzuschätzen? Wie 
sollten sich Marxisten in einer solchen 
Situation verhalten? Der Sachverhalt 
ist: Leute, die sich als „Linke“ bezeich¬ 
nen, gehen hier mit Vertretern reak¬ 
tionärer Kräfte zusammen. Die Klas¬ 
senfrage bleibt wie die reaktionären 
Gesellschaftsvorstellungen dieser Isla¬ 
misten völlig unbeachtet. Politik „ma¬ 
chen“ geht aber auch für linke, fort¬ 
schrittliche Kräfte - und erst recht für 
Marxisten - nicht ohne Analysieren 
der Lage, der konkreten Bedingungen, 
der Kräfteverhältnisse, der Bewegungs¬ 
richtungen - und daraus Folgerungen 
zu ziehen. 

Wie sind die agierenden Kräfte ein¬ 
zuschätzen? Für welche gesellschafts¬ 
politischen Ziele und auf welchen Klas¬ 
senpositionen stehen sie? Warum kann 
man sie zeitweilig unterstützen oder 
warum auf keinen Fall? 

Wer kann andererseits für Kommu¬ 
nistinnen und Kommunisten sogar zu 
einem Bündnispartner werden - mög¬ 
lichst zu einem dauerhaften? 

Mit der bloßen Volksweisheit, der 
Feind meines Feindes ist mein Freund, 
kann man in die Irre gehen, wenn man 
die Frage beantworten will, mit wel¬ 
chen politischen und militärischen 
Akteuren sich Kommunistinnen und 
Kommunisten in den gegenwärtigen 
Konflikten solidarisieren sollten. 

Ich kann eigene Erlebnisse anfüh¬ 
ren. Ich vertrat einmal die DKP auf dem 
Parteitag der KP des Libanon, reiste von 
Berlin aus an. Neben mir in der Maschi¬ 


ne saß der Chefredakteur des gemein¬ 
samen Theorie-Organs der arabischen 
Kommunistischen Parteien, ein kurdi¬ 
scher Genosse aus dem Irak. Während 
des Gesprächs zeigte er mir die Narben, 
die von den Einschüssen in seinem Ge¬ 
nick herrührten, die ihm die Schergen 
der Baath-Partei (des Saddam Hussein) 
beigebracht hatten. Ich hatte in der Zei¬ 
tung gelesen, in Tripoli, einer Stadt im 
Norden Libanons, hätten Fatah-Leute in 
einer Nacht siebzig kommunistische Fa¬ 
milien umgebracht. Nach der Landung 
in Damaskus fragte ich den Genossen 
des Politbüros der KP des Libanon, ob 
das wahr sei. Ja, es sei wahr, siebzig Fa¬ 
milien, Erwachsene und Kinder, „by 
knife“ mit dem Messer, also indem man 
ihnen die Kehlen durchschnitt. Und 
dann saß ich mit den anderen Delegier¬ 
ten im Parteitagspräsidium, neben mir 
der Vertreter der Fatah (Hamas gab es 
damals noch nicht). Er lobte uns Deut¬ 
sche, weil wir so viele Juden umgebracht 
hätten - solches „Lob“ habe ich bei mei¬ 
nen Fahrten im Nahen Osten immer mal 
wieder gehört. Also der Vertreter einer 
Partei, die unsere Genossen abschlach¬ 
tete und der mich wegen der Judenmor¬ 
de lobte. War er mein Freund und ich 
der seinige, denn wir standen ja gemein¬ 
sam gegen das zionistische Israel: Waren 
wir Freunde, weil wir den gemeinsamen 
Gegner hatten? 

Die Losung „Der Feind meines 
Feindes ist mein Freund“ taugt hier 
gar nichts. 

Könnten Geschichts¬ 
kenntnisse helfen? 

Gab es da nicht das Beispiel, das 
Stalin erwähnte: In Großbritannien, 
einem imperialistischen Land, regiert 
die Sozialdemokratie, und gegen sie 
kämpft der Emir von Afghanistan, ein 
feudaler Herrscher. Wir Kommunisten 
kämpfen ebenfalls gegen den Imperia¬ 
lismus, auch gegen den britischen, ob¬ 
wohl dort die Sozialdemokratie regiert. 
Wie sollten wir uns verhalten? Stalin 
machte klar, dass die Hauptfrage nicht 
sei, der Emir ist ein Feudaler, sondern 
er und wir Kommunisten kämpfen ge¬ 
gen den Imperialismus, also auch gegen 
das von der Sozialdemokratie regier¬ 
te Großbritannien. Der Feind meines 
Feindes ist mein Freund. 

Wirklich? Gibt es da nicht auch an¬ 
dere Auskünfte? Etwa bei Marx und 
Engels? 

Ich erinnerte mich des „Kommu¬ 
nistischen Manifests“ - es ist immer 


gut, in unsere Geburtsurkunde rein¬ 
zuschauen. Im Abschnitt IV „Stellung 
der Kommunisten zu den verschiede¬ 
nen oppositionellen Parteien“ schrie¬ 
ben sie: „Sie kämpfen für die Errei¬ 
chung der unmittelbar vorliegenden 
Zwecke und Interessen der Arbeiter¬ 
klasse, aber sie vertreten in der gegen¬ 
wärtigen Bewegung zugleich die Zu¬ 
kunft der Bewegung ... 

In Deutschland kämpft die Kommu¬ 
nistische Partei, sobald die Bourgeoisie 
revolutionär auftritt, gemeinsam mit 
der Bourgeoisie gegen die absolute 
Monarchie, das feudale Grundeigen¬ 
tum und die Kleinbürgerei. 

Sie unterlässt aber keinen Augen¬ 
blick, bei den Arbeitern ein möglichst 
klares Bewusstsein über den feindli¬ 
chen Gegensatz zwischen Bourgeoisie 
und Proletariat herauszuarbeiten, da¬ 
mit die deutschen Arbeiter sogleich die 
gesellschaftlichen und politischen Be¬ 
dingungen, welche die Bourgeoisie mit 
ihrer Herrschaft herbeiführen muss, als 
ebenso viele Waffen gegen die Bour¬ 
geoisie kehren können, damit, nach 
dem Sturz der reaktionären Klassen in 
Deutschland, sofort der Kampf gegen 
die Bourgeoisie selbst beginnt... 

Mit einem Wort, die Kommunisten 
unterstützen überall jede revolutionä¬ 
re Bewegung gegen die bestehenden 
gesellschaftlichen und politischen Zu¬ 
stände.“ Jede revolutionäre Bewegung! 

Die beiden Gründerväter haben 
im Manifest auch das Thema Kapita¬ 
lismuskritik anderer Kräfte untersucht. 
Da gibt es heute ein breites Spektrum. 
Sind alle Kapitalismus- oder Imperia¬ 
lismuskritiker - so unterschiedlich ihre 
Positionen auch sonst sein mögen - un¬ 
sere, der grundlegenden, marxistischen 
Kapitalismuskritiker Freunde? 

Marx und Engels haben diese Posi¬ 
tion abgelehnt und sich mit beißendem 
Spott über feudale Kapitalismuskritik 
ausgelassen. Kapitalismuskritik aus der 
Vergangenheit ist reaktionär, Kapita¬ 
lismuskritik aus der Position einer zu 
erkämpfenden Zukunft, das ist unse¬ 
re Sache. 

Es gab in der Geschichte der Kom¬ 
munisten immer mal Situationen, in 
denen wir vor analogen Problemen 
standen. Hier ein Beispiel aus der Ge¬ 
schichte der KPD: Als 1923 das impe¬ 
rialistische Frankreich das Ruhrgebiet 
besetzte und sich dagegen eine Parti¬ 
sanengruppe herausbildete, waren die 
unterschiedlichsten Kräfte des Landes 
zur Positionierung gefordert. Wie ver¬ 


hielten sich die Kommunisten und wie 
Hitler? 

In Essen trafen sich am 6. und 7. Ja¬ 
nuar die Kommunistischen Parteien 
Belgiens, Deutschlands, Frankreichs, 
Großbritanniens, Italiens, der Nieder¬ 
lande und der Tschechoslowakei. Sie 
riefen zum gemeinsamen Kampf auf 
und appellierten an die deutschen Ar¬ 
beiter: „Euer Feind ist nicht der franzö¬ 
sische Soldat, nicht der französische Ar¬ 
beiter noch der französische Kleinbau¬ 
er, die gleich euch Ausgebeutete und 
Opfer der Bourgeoisie sind. Euer ge¬ 
meinsamer Feind ist der deutsche und 
der französische Kapitalist. ... Stellt 
dem phrasenreichen Nationalismus 
der sogenannten Nationalsozialisten 
und ihrer Verbündeten, der großdeut¬ 
schen Parteien, die internationale Soli¬ 
darität und den gemeinsamen Kampf 
aller Arbeiter gegen die internationale 
Bourgeoisie gegenüber.“ Das war eine 
klare marxistische Klassenposition. 

Trotz dieser richtigen Orientierung 
gab es unter Kommunisten kurzzeitig 
eine Position des gemeinsamen nati¬ 
onalen Widerstands, die viele Mitglie¬ 
der der KPD völlig desorientierte. Im 
Juni 1923 schlug Karl Radek auf einer 
Sitzung der Exekutive der Komintern 
(EKKI) vor, die KPD solle sich an den 
Nationalismus der Faschisten anpas¬ 
sen, um von ihnen verführte Arbeiter 
und kleinbürgerliche Elemente zu ge¬ 
winnen. Die kleinbürgerlichen Massen, 
Intellektuellen und Techniker, die eine 
große Rolle in der Revolution spielen 
würden, befänden sich im nationalen 
Gegensatz zum Kapitalismus, behaup¬ 
tete Radek. Um als Arbeiterpartei den 
Kampf um die Macht zu führen, müsse 
man Zugang zu diesen Massen finden. 
Den von den Franzosen erschossenen 
faschistischen Vorkämpfer der nationa¬ 
listischen Partisanengruppe Leo Schla- 
geter, würdigte Karl Radek in dieser 
Rede gar als „mutigen Soldaten der 
Konterrevolution“! 

Hitler orientierte im Interesse des 
Kapitals völlig anders: Man müsse erst 
die Widersacher im Reichsinneren 
niederkämpfen, Juden, Kommunisten 
usw., danach, auf dem Boden der „ge¬ 
einten“ Nation den Krieg nach drau¬ 
ßen richten. 

Oder nehmen wir die Bedingun¬ 
gen während des zweiten Weltkriegs. 
Damals gab es in Indien - auch unter 
Kommunisten -die Meinung: Es nüt¬ 
ze dem antikolonialen, antibritischen 
Freiheitskampf, die nationale Bewe- 
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Strategiedebatten 

Willi Gerns zur Zusammenarbeit mit Robert Steigerwald 



Von links nach rechts: Robert Steigerwald, Willi Gerns und Herbert Mies auf einer Konferenz der DKP, März 1984 in Bochum. 


gung Indiens als Bundesgenossen des 
deutschen Staats zu verstehen, weil 
auch der gegen Großbritannien kämp¬ 
fe. Solche perversen Parteinahmen 
gab es auch in Ägypten und - damals 
schon - in Palästina. 

Erinnert sei auch an das Schicksal 
der iranischen Kommunistinnen und 
Kommunisten, die für den Sturz des 
Schah-Regimes gekämpft hatten und 
zunächst - obgleich sie für die Grün¬ 
dung einer demokratischen Republik 
als notwendigem Zwischenschritt zu ei¬ 
ner sozialistischen Gesellschaft eintra¬ 
ten - die islamische Republik unter der 
Herrschaft der Mullahs anerkannten. 
Auf Khomeinis Befehl wurden 1982 
Tausende Mitglieder und Sympathi¬ 
santen der Partei verhaftet, als „sow¬ 
jetische Spione“ verleumdet und viele 
Hunderte dieser politischen Gefange¬ 
nen ermordet. 

Dürfen sich Linke 
mit Fundamentalisten 
verbünden? 

Gegenwärtig ist viel die Rede von Fun¬ 
damentalismus, von islamischem, als 
ob es nur diesen gäbe. „Westler“ haben 
keinen Grund, mit dem Finger auf An¬ 
hänger des Islam zu verweisen, die üb¬ 
rigens keinesfalls alle dem Fundamen¬ 
talismus anhängen. Ich kann hier nicht 
speziell den islamischen Fundamenta¬ 
lismus und seine antiaufklärerischen, 
frauenfeindlichen und intoleranten Po¬ 
sitionen analysieren, sondern möchte 
nur einige grundsätzliche Probleme 
benennen, die eben nicht nur den isla¬ 
mischen Fundamentalismus betreffen. 

Vergessen werden darf nicht, zu 
den Gründen eines Fundamentalis¬ 
mus in Fändern der Dritten Welt ge¬ 
hört: All die schönen Verheißungen 
seitens der „Kulturbringer“, ob sie nun 
offen erklärte Imperialisten oder Sozi¬ 
aldemokraten waren bzw. sind, erwie¬ 
sen sich als irreführend, verminderten 
nicht, sondern erhöhten das Elend. Wo 
man den Ausbruch aus dieser Realität 
mit Hilfe von Marxismus und Kommu¬ 
nismus versuchte, hat das bislang auch 
nicht geklappt. 

Ist es ein Wunder, dass Fundamen¬ 
talisten sagen konnten: Unser Elend 
kommt dadurch zustande, dass wir uns 
von unseren alten Werten, von unserer 
Religion, von unseren ureigensten Fe- 
bensformen abgewendet haben? 

Um vor einem Missverständnis zu 
warnen: Orientierung an „Fundamen¬ 
ten“ ist noch kein Fundamentalismus - 
auch wir Marxisten haben „Fundamen¬ 
te“. Zum Fundamentalismus wird dies, 
sobald darauf verzichtet wird, solche 
Fundamente wissenschaftlich zu erar¬ 
beiten, sie rational zu begründen und 
der empirischen Überprüfung zu un¬ 
terwerfen. 

Sie sollen sich aus einem nicht wei¬ 
ter hinterfragbaren, gegebenenfalls 
geoffenbarten (Gott hat uns dieses 
Fand zugewiesen!) „Grund“ herleiten. 
Dies bewirkt einen intoleranten Um¬ 
gang mit Andersdenkenden, denen die 
fundamentalistische Orientierung mit 
Gewalt beizubringen ist. 

Das Zurück zu den Fundamenten 
der eigenen „Kultur“, die Erinnerung 
an die eigene Geschichte wirken da¬ 
hin, die jeweiligen Adressaten zusam¬ 
menzuschweißen, sie der Volksge¬ 
meinschaftsideologie zu unterwerfen, 
das Vorhandensein von Klassen und 
Klasseninteressen zu negieren, ist inso¬ 
fern dem ganz normalen bürgerlichen 
Nationalismus und Chauvinismus ver¬ 
wandt. Das ist ein Hinweis darauf, dass 
es keinen wirklichen Unterschied zwi¬ 
schen dem imperialistischen, insbeson¬ 
dere US-amerikanischen (seiner Politik 
der US-Amerikanisierung des Restes 
der Welt) und dem islamischen oder 
israelischen Fundamentalismus gibt. 
Fundamentalismus ist in keiner Weise 
emanzipatorisch. 

Auf diese Seite der Barrikade soll¬ 
ten sich Finke und vor allem Marxis¬ 
tinnen und Marxisten niemals stellen. 

Was lehren diese Beispiele? 

Wurde da in der Vergangenheit in un¬ 
serer Bewegung nicht oft und viel zu 
schnell gefolgert: Die kämpfen gegen 
den Imperialismus bzw. ihre/unsere 
bisherigen kapitalistischen Unterdrü¬ 
cker, sind also als unserer Freunde zu 
betrachten? 


Was für Folgen hatte die Nichtbe¬ 
rücksichtigung von unterschiedlichen 
Klasseninteressen und Gesellschafts¬ 
zielen? Wie viele von denen, die einst 
auch durch die führenden Parteien der 
Sowjetunion oder der DDR vorschnell 
als dauerhafte Verbündete im Kampf 
gegen den Imperialismus betrachtet 
wurden, sind auf einem antikapitalis¬ 
tischen Entwicklungsweg geblieben? 
Sind nicht einige gar im Taufe der Jahre 
zu fundamentalistischen, reaktionären 
Bewegungen „übergelaufen“? 

Kommunisten dürfen nicht wegen 
vorübergehender, teilweiser „Überein¬ 
stimmungen“ im Kampf ihre Klassen¬ 
positionen vergessen, d.h. dass wir über 
den Augenblick hinausweisende Ziele 
haben, und wer diese des Augenblicks 
willen zurückstellt, der verhält sich wie 
... Bernstein: Das Ziel ist nichts, der 
Weg alles. Das ist klassischer Oppor¬ 
tunismus. 

Es gibt Feindschaften recht unter¬ 
schiedlicher Art. Wir müssen uns stets 
fragen, ob sich „Feindschaften“ in un¬ 
sere über den Augenblick hinausfüh¬ 
renden Ziele einfügen lassen. Es muss 
geprüft werden, in welche Richtung 
sich der Kampf entwickelt, ob in die 
Zukunft hinein oder auf die Vergan¬ 
genheit orientiert. 

Fundamentalismus, gleich welcher 
Art, enthält immer die Gefahr, sich 
nach dem Motto zu entwickeln: Und 
willst du nicht mein Bruder sein, so 
schlag ich dir den Schädel ein! Das ist 
eine Position, wie sie auch in Europa 
lange Zeit und immer mal wieder Ori¬ 
entierung war, man denke nur an unse¬ 
re Religionskriege. 

Die Herausbildung der bürgerli¬ 
chen Revolution, die damit verbunde¬ 
ne Aufklärung hat dieser Position den 
Kampf angesagt - und: Die Aufklärung 
ist eine der Quellen des Marxismus, die 
wir nicht preisgeben werden. Und auch 
darum sind Fundamentalisten keine 
Bündnispartner für uns. 

Wir müssten bei unserer Parteinah¬ 
me für die Vorgänge im Nahen Osten, 
im Mittleren Osten und anderen Re¬ 
gionen der Welt immer auch dies be¬ 
denken: Wir treten nicht ein für Positi¬ 
onen, die hinter die Errungenschaften 
bürgerlicher Revolutionen und bürger¬ 
licher Aufklärung zurück zerren sollen. 
Deren Fosungen und Errungenschaf¬ 
ten weiter zu entwickeln heißt, sie viel¬ 
mehr aufzuheben, nicht aber zu zerstö¬ 
ren. 

Dieser marxistischen Klassenpo¬ 
sition entspricht auch die Resolution 
der Bundeswahlkonferenz der DKP 
am 10. Januar 2009. Dort steht unter 
anderem: 
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★ Wir erklären unsere Solidarität mit 
den fortschrittlichen Kräften in Israel, 
die sich der Aggression entgegenstem¬ 
men. 

★ Wir erklären unsere Solidarität mit 
der Bevölkerung Palästinas und mit 
den politischen Kräften, Parteien und 
Bewegungen, die sowohl die israeli¬ 
sche Aggression und Unterdrückung 
bekämpfen, sich gleichzeitig aber auch 
reaktionären, fundamentalistischen 
Bewegungen entgegenstellen, weil sie 
sich Emanzipation und gesellschaftli¬ 
chen Fortschritt auf ihre Fahnen ge¬ 
schrieben haben.“ 

Und vergessen wir in der aktuel¬ 
len Situation auch nicht dies: Israel ist 
ein bürgerlicher Staat in der Epoche 
des Imperialismus, ein Nah-Ost-De- 
gen des US-Imperialismus, ein Staat, 
in dem es _ das ist ja keine von Klas¬ 
sen unabhängige Sache -auch faschis¬ 
tische Militärs und Politiker gibt. Aber 
es gibt auch bürgerliche Wahlen, ein 
bürgerliches Parlament, Gewerkschaf¬ 
ten und eine legale kommunistische 
Partei, die auch im Parlament vertre¬ 
ten ist. Fegale kommunistische Partei¬ 
en gibt es nur in wenigen arabischen 
Fändern. 

Wir treten mit der Kraft, die wir 
haben, aktuell wie langfristig für eine 
Fösung des Nah-Ost-Konflikts ein, für 
das Selbstbestimmungsrecht der Paläs¬ 
tinenser, in einem eigenen Staat neben 
Israel leben zu können und das fried¬ 
liche Miteinander beider Staaten. Wir 
treten ein für die Durchsetzung demo¬ 
kratischer und fortschrittlicher Ent¬ 
wicklungen auch in dieser Region. 

Robert Steigerwald in der UZ vom 6. Februar 2009 


R obert und ich sind seit einem 
halben Jahrhundert in der po¬ 
litischen Arbeit und durch per¬ 
sönliche Freundschaft miteinander 
verbunden. Besonders eng war die 
Zusammenarbeit in den gut zwei Jahr¬ 
zehnten von der Neukonstituierung der 
DKP als legaler Partei 1968 bis zu un¬ 
serem Ausscheiden aus der zentralen 
Führungsarbeit der Partei 1990. (...) 

Während unserer Tätigkeit beim 
Parteivorstand hatten wir eine ge¬ 
meinsame Wohnung in Düsseldorf. 
Und wenn wir abends nicht zu Ver¬ 
anstaltungen unterwegs waren, haben 
wir gern bei einem Gläschen Rotwein 
zusammengesessen und über die aktu¬ 
ellen politischen Entwicklungen oder 
grundsätzliche Fragen der Strategie 
und Taktik unserer Partei gebrütet. Da¬ 
bei sind dann die Ideen, Konzepte und 
viele Texte für die gemeinsamen Bü¬ 
cher, Artikel und Interviews entstan¬ 
den, die im Verlag Marxistische Blätter 
und anderen Verlagen, in der UZ, den 
Zeitschriften Marxistische Blätter und 
Probleme des Friedens und des Sozia¬ 
lismus, den theoretischen Organen der 
SED und der KPdSU sowie anderen 
DDR- und sowjetischen Medien ver¬ 
öffentlicht wurden. 

Unter diesen Publikationen haben 
zwei die größte Verbreitung gefunden 
und den größten Einfluss auf die ideo¬ 
logische Entwicklung der DKP, der 
SDAJ und des MSB Spartakus ausge¬ 
übt. Es handelt sich um die 1973 in zwei 
Auflagen, 1975 in einer dritten ergänz¬ 
ten und 1977 in einer vierten überar¬ 
beiteten und erweiterten Auflage im 
Verlag Marxistische Blätter erschiene¬ 
ne Schrift,Probleme der Strategie des 
antimonopolistischen Kampfes’ sowie 
die 1983 zur gleichen Thematik völlig 
neu erarbeitete Publikation ,Antimo¬ 
nopolistischer Kampf heute’. 

Zu der in diesen Schriften begrün¬ 
deten und erläuterten Strategie des 
antimonopolistischen Kampfes haben 
Robert und ich, zusammengenommen 
im Faufe der Zeit hunderte Diskussi¬ 
onsveranstaltungen durchgeführt, in 
der DKP und den marxistischen Ju¬ 
gend- und Studentenorganisationen, 
in Veranstaltungen marxistischer Bil¬ 
dungsgemeinschaften sowie an vielen 


Universitäten. Viele fanden als Streit¬ 
veranstaltungen gegen die ultralinken 
Kritiker der DKP statt. Die Hörsäle 
der Unis waren dabei mit hunderten 
Teilnehmern brechend voll. Ich denke 
dabei z.B. an die Streitgespräche von 
Robert, Günter Weis und mir mit dem 
KBW in Bremen und dem KB Nord in 
Hamburg, die wir protokolliert und in 
Broschüren veröffentlicht haben, aber 
auch an unser gemeinsames Auftreten 
an den Unis in Frankfurt und Heidel¬ 
berg, an Veranstaltungen in Göttingen, 
Tübingen usw. usf. (...) 

Dadurch sind die DKP und die mit 
ihr befreundete Jugend- und Studente¬ 
norganisation ideologisch gewachsen. 
Zugleich haben Robert und ich in den 
Diskussionen und Streitgesprächen 
unsere Argumente geschärft, was dann 
seinen Niederschlag in den überarbei¬ 
teten und ergänzten Auflagen unserer 
wichtigsten gemeinsamen Schriften ge¬ 
funden hat. Im Ergebnis der gemein¬ 
sam verfassten Publikationen und un¬ 
serer streitbaren Diskussionsveranstal¬ 
tungen wurden wir von Genossinnen 
und Genossen „ideologische Zwillin¬ 
ge“ genannt. Und die FAZ bezeichne- 
te uns später am 2. Februar 1990 im 
Zusammenhang mit den damaligen 
Entwicklungen in der DDR als „zwei 
dieser alten Schlachtrösser“, die in ih¬ 
rem verstockten Sinne ehrlich - gesagt 
(haben), was in der DDR vorgeht: ein 
konterrevolutionärer Prozess“. 

Unsere Publikationen sind mit 
der Programmatik der DKP untrenn¬ 
bar verbunden. Sie dienten der Ver¬ 
breitung und Erläuterung der pro¬ 
grammatischen Aussagen der Partei, 
führten auf dem Hintergrund neuer 
Entwicklungsprozesse und neuer Er¬ 
fahrungen die Überlegungen weiter 
und fanden ihren Niederschlag bei 
der Weiterentwicklung der Program¬ 
matik der DKP. 

Die Ausarbeitung der Programma¬ 
tik der DKP hat mit der Grundsatzer¬ 
klärung von 1968 begonnen, wurde mit 
den Thesen des Düsseldorfer Parteitags 
1971 fortgesetzt und hat 1978 zu dem 
vom Mannheimer Parteitag beschlos¬ 
senen ersten Programm der DKP ge¬ 
führt. Daran waren Robert und ich als 
Mitglieder der jeweiligen Arbeitsgrup¬ 


pen für die Entwürfe und der entspre¬ 
chenden Kommissionen des Parteivor¬ 
stands sowie des jeweiligen Parteitags 
maßgeblich beteiligt. 

In all diesen programmatischen Do¬ 
kumenten wurde die Notwendigkeit 
der Überwindung des Kapitalismus 
durch den Sozialismus begründet und 
das sozialistische Ziel der Partei defi¬ 
niert. Zugleich sind wir immer davon 
ausgegangen, dass es unter den gegebe¬ 
nen Bedingungen notwendig war, den 
Kampf um Übergangsforderungen und 
Übergänge zu führen, um den Weg zum 
Sozialismus zu öffnen. (...) 

Das vom Mannheimer Parteitag 
1978 beschlossene erste Programm 
der DKP stand in der Kontinuität der 
vorausgegangenen programmatischen 
Dokumente. (...) Die wichtigste Neu¬ 
erung hinsichtlich des Kampfes um 
Übergänge war die Orientierung auf 
eine „Wende zu demokratischem und 
sozialem Fortschritt“. (...) 

Das Mannheimer Programm be¬ 
kräftigte die Position, dass wir - aus¬ 
gehend von den gegebenen Bedingun¬ 
gen - den Kampf für eine antimono¬ 
polistische Demokratie für am besten 
geeignet halten, den Weg zum Sozialis¬ 
mus zu öffnen. Die Aussagen zum In¬ 
halt einer antimonopolistischen De¬ 
mokratie wurden aber gegenüber den 
Düsseldorfer Thesen prozesshafter 
und detaillierter. Wobei ich aus heuti¬ 
ger Sicht sage, dass sie angesichts der 
gegebenen Kräfteverhältnisse und des 
auch damals schon absehbaren länge¬ 
ren Weges bis zu ihrer möglichen Ver¬ 
wirklichung zu detailliert waren. 

Dem wird im neuen Parteipro¬ 
gramm von 2006 - dessen Ausarbei¬ 
tung nach der historischen Niederlage 
des Sozialismus und den bedeutenden 
Veränderungen, die sich in den voran¬ 
gegangenen Jahrzehnten in der Ent¬ 
wicklung der Produktivkräfte und den 
kapitalistischen Produktionsverhält¬ 
nissen vollzogen haben, unumgäng¬ 
lich wurde - Rechnung getragen. Es 
hält an den grundsätzlichen Aussagen 
zum sozialistischen Ziel und zur Ori¬ 
entierung auf den Kampf um antimo¬ 
nopolistische Übergangsforderungen 
und mögliche Übergänge auf dem 
Weg zum Sozialismus fest. Zugleich 
wird mit Blick darauf, dass aus heu¬ 
tiger Sicht für deren Verwirklichung 
wahrscheinlich längere Zeiträume er¬ 
forderlich sein werden als wir früher 
gedacht haben, auf ihr zu detailliertes 
Ausmalen verzichtet. Dieses Herange¬ 
hen halte ich auch für die absehbare 
Zukunft mit Blick auf programmati¬ 
sche Dokumente der Partei für rich¬ 
tig. Dabei kann ein Rückblick auf die 
Entstehungsgeschichte der Strategie 
des Kampfes um antimonopolistische 
Übergänge auf dem Weg zum Sozialis¬ 
mus und ihre Anwendung in der DKP 
Programmatik nützlich sein.“ 

(Aus dem Beitrag von Willi Gerns zum 
90. Geburtstag von Robert Steigerwald, 
2015) 
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„Der Marxismus ist eine historische Wissenschaft“ 

„Der Marxismus ist eine zutiefst historische Wissen¬ 
schaft", sagte ihm sein Lehrer Jupp Schleifstein, als 
er an einer abstrakten Untersuchung über Fragen der 
Logik arbeitete. Diesen Satz hat Robert Steigerwald uns 
oft wiederholt, ln Büchern, Vorträgen und einem ganzen 
Leben hat er gezeigt, was dieser Satz bedeutet. 

Der Marxismus greift alles Richtige des menschlichen 
Denkens auf, Robert Steigerwald verarbeitete als Philo¬ 
soph Goethes Faust und Quantenphysik. Der Marxismus 
entwickelt sich im offenen Streit ständig weiter, Robert 
Steigerwald stritt mit katholischen Theologen, Frankfur¬ 
ter Schülern und unter Marxisten um die Erkenntnis der 
Welt. Der Marxismus sieht die Welt in ihrer Bewegung 
und ihren Widersprüchen, Robert Steigerwald interpre¬ 
tierte die Welt als Philosoph, um sie zu verändern. 

Weil der Marxismus eine historische Wissenschaft ist, 
die nichts Bestehendes auf ewig gelten lässt, kämpfte 
Robert Steigerwald in der kommunistischen Partei für 
eine neue Gesellschaft. Er wirkte, wohin die Partei ihn 
stellte: als Agitprop-Sekretär, als Redakteur, als Verant¬ 
wortlicher für Theorie und Bildung in der in die Illega¬ 
lität getriebenen KPD. Robert Steigerwald wurde zum 
Wissenschaftler, weil er gegen Faschismus und Krieg 
kämpfte, und er kämpfte in der kommunistischen Partei 
für den Sozialismus, weil er unsere Gesellschaft und die 
herrschende Ideologie studiert hatte. 

Im Adenauer-Deutschland saß er als KPD-Funktionär im 
Gefängnis, in der DDR konnte er lehren und forschen, 
ln der Deutschen Kommunistischen Partei arbeitete er 
über fast 50 Jahre, darunter zwei Jahrzehnte als Mitglied 
des Parteivorstandes, an der programmatischen Aus¬ 
richtung und der täglichen Politik der Partei. 

Wir trauern mit Annemarie, mit den Kindern, Enkeln, Ur¬ 
enkeln, um unseren Genossen, Freund und Lehrer, um 
den Philosophen und Kommunisten 

Robert Steigerwald 

Uns bleiben die Schriften, in denen er die marxistische 
Weltanschauung weiterentwickelt und verbreitet hat. 
Uns bleiben die Erinnerungen an einen Freund und 
Kämpfer, der unser Vorbild ist. Uns bleibt die Partei, die 
er mit aufbaute und prägte. Uns bleibt, den Kampf für 
eine sozialistische Gesellschaft weiterzuführen, dem er 
sich in seiner Jugend angeschlossen hat. 

DKP Parteivorstand 
DKP Hessen 
DKP Main-Taunus-Kreis 
„Unsere zeit" - Redaktion 
Marx-Engels-Stiftung 
„Marxistische Blätter" - 
Redaktion, Verlag, Herausgeberkreis 


"Überall zuerst den Schwächsten oder denen, die am meisten 
leiden, dienen - das ist die Quelle jedes lebendigen Friedens." 
Abbe Pierre 

Walter Herrmann 

26. Januar 1939 - 26. Juni 2016 

Dem Leitsatz von Abbe Pierre, den er 1992 auf Deine 
Klagemauer für Frieden geschrieben hat, bist Du Dein 
Leben lang treu gefolgt. Nur Krankheit und der Tod - nicht 
körperliche oder diffamierende Angriffe - konnten Dich von 
Deinem uneigennützigen Lebenswerk abbringen. 

Deine Freundinnen, Wegbegleiterinnen und 
Mitstreiterinnen trauern darum, dass Du nicht mehr in ihrer 
Mitte und an ihrer Seite bist. Das Recht auf Meinungs¬ 
bildung im öffentlichen Raum hast Du 2007 vor dem 
Bundesverwaltungsgericht für alle diejenigen erstritten, 
die über keine Lobby und über keine Medien verfügen. 

Die Trauerfeier ist am Montag, 11. Juli, 11 Uhr in der Kirche St. Theodor 
in Köln-Vingst, die Beisetzung auf dem Obdachlosenfriedhof/Südfriedhof 
in Köln-Zollstock am 14. Juli 2016, 10 Uhr 
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Carlis Bienenhonig, 

Früh- oder Sommert rächt, 500 g für 5 €, 250 g für 3 € + Porto; ab 
12 Gläser (1 Karton) portofrei. Wir liefern auch handgefertigte 
Bienenwachskerzen. Anfrage bei: Imkerei Trauth 02241/973111 
E-Mail: camatra@web.de 
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Arbeitstreffen der Bildungs¬ 
kommission des Parteivorstands 

Die nächste zentrale Sitzung der Bildungskommission 
und der Bildungsverantwortlichen der Bezirke findet statt 

Samstag, den 23. 7.2016 
10.00 -17.00 in Frankfurt 

Gewerkschaftshaus, Wilhelm-Leuschner-Str. 69 - 77 
Themen: 

1. ) Referat: Dr. Hans-Peter Brenner: Aktuelle Aufträge 

des 21. Parteitags, Anforderungen an das ideolo¬ 
gische Auftreten und Wirken der DKP im Vorfeld der 
Bundestagswahl 

2. ) Stand der Bildungsarbeit in den Bezirken 

3. ) Vorbereitung Bildungsthema „100 Jahre Oktober¬ 

revolution". Diskussion über ein erstes Expose des 
Bildungsmaterials 

4. ) Verschiedenes: 

- Veranstaltung 60 Jahre KPD-Verbot (10.9. Karlsruhe) 

- Weitere Termin- und Arbeitsplanungen: 
Arbeitsstrukturen und AGen der Kommission 

- Planung der Bildungsmaterialien zu Antimilitarismus 
und Antifaschismus 

- Sitzungen der Kommissionen in 2016/2017 

Anmeldung unter: www.dkp.pv@t-online.de 



■fola reich steuern 


Unternehmen 


SteuerBeraterKanzlei 
Peter Mannherz 


www.stb-mannherz.de 


junge eit 

PLAKATAKTION 

ZU FIDEL CASTROS 90. GEBURTSTAG! 

Am 13. August 2016 wird Fidel Castro 90 Jahre alt. 

Wir sagen einfach mal: Danke, Comandante. 


junge Welt sucht Unterstützer zur Finanzierung einer bundesweiten Plakatierung! 

Spenden bitte auf folgendes Konto: Verlag 8. Mai GmbH, 

Postbank Berlin, Verwendungszweck: Comandante Fidel, 

IBAN: DE501001 0010 0695 6821 00, BIC: PBNKDEFF 

Informationen unter www.jungewelt.de/fidel-castro 


Auf dem Blog meiner Homepage 

www.roemer-peter.de 

habe ich u. a. drei Beiträge zu Polen eingestellt. Sie enthalten eini¬ 
ge Diskussionshinweise zum rechten Umgang der Linken mit den 
Rechten, mit der EU und mit der Rechtsstaatsideologie. 


Urlaub im schönen Havelland 

- wald- und wasserreich - Nähe 
Berlin-Spandau preiswerte Ferien¬ 
wohnung für 5 Personen (2 Zimmer, 
Wohnküche - Herd, Kühlschrank, Bad, 
Dusche, WC). Preis nach Vereinbarung. 
Näheres Tel./Fax: 033 231/60661 



s -\ 

Urlaub im Lotsenhaus 
an der Ostsee 

(14 km von Stralsund) 

3 komfortable Fe.-Wo. 

Erich und Michaela Bartels 

Näheres: Tel. 03831 -459 366 

www.ferien-im-lotsenhaus.de 
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Toskana, nah am Meer 

www.toskana-biohof.de | 0039.0566. 81478 


Ökohof im Olivenhain, 
weiter Blick, Stille; 
große helle Zimmer, 
viele gute Bücher, 
Flaus oder Flauschen; 
Kinderparadies. 




Weingut Eicher 

Rheinterrassen 
Bachstraße 7, 67577 Alsheim 
Tel.: 06249 - 4128, Fax.: 67263 
Email: info@weingut-eicher.de 




Entschleunigung 

Ruhe & Natur satt im 
Müritz-Nationalpark 

3 FeWo für je 2-3 Personen, 
ganzjährig in Kratzeburg-Granzin, 
Havel & Havelseen, Boot & Rad. 

Info: www.trinogga.de 
Tel: 039822/299488 


Zwischen Silberner und Goldener Hochzeit 

Sigi und Jens 

sind 30 Jahre verheiratet. 

Für uns ein Anlass, herzlichen Glückwunsch und Dank 
zu sagen für Eure freiwillig übernommene Rolle, für den 
Zusammenhalt der Wilke-Familie zu sorgen: Kinder und 
Enkelkinder, Oma- Ur und Opa- Ur, Bruder und Schwäge¬ 
rin, bei Euch laufen die starken Fäden zusammen. Selbst 
die Engländer werden eingebunden. Das macht Ihr toll!! 

Tine und Torsten mit Klara und Greta 
Lena und Dennis mit Bruno 
Dirk und Kathrin 
Marianne und Günther 


Nochmals Dank an alle für ihre Glückwünsche auf dem 
Pressefest zu meinem Geburtstag. 

Georges Hallermayer 


« 

Veranstaltungen 


Mai bis 

Marx Engels 
Stiftung 

Dezember 2016 


Stand von Anfang Mai. Zum aktuellsten Stand sh. un¬ 
sere Website. Wer uns seine E-Mail-Adresse mitteilt, 
wird über Änderungen und Ergänzungen informiert. 


SA | 11. Juni | 11-18 Uhr | Essen 


Antworten auf die Migration 

Mit: Wolfgang Abel-Reinecke, Patrik Köbele, Klaus 
Stein, Lukas Zeise Sebastian Woldorf, ORT: DKP-Haus, 
Hoffnungstr. 18 


SA | 18. Juni | 11-16 Uhr | Berlin 


Industrie 4.0 - Die neue Herausforderung 

Mit: Dr. Werner Seppmann (Die Digitalisierung des Sozia¬ 
len), Ralf Krämer (Die Roboter kommen, die Arbeit 
geht?), Peter Brödner, (Industrie 4.0 u. Big Data) 

ORT: M-E-Z, Spielhagenstr. 13 


SA/SO | 2./3. Juli | Dortmund-Wischlingen 


MASCH-Programm der Marx-Engels- 
Stiftung beim UZ-Pressefest 

Ca. 6 Vorträge zu unterschiedlichen Themen 


SA 116. Juli | 10-18 Uhr | Stuttgart 


Der Spanische Krieg 1936-39. 

Mit: Peter Dürrbeck, Georg Polikeit, Hans E. Schmitt-Ler- 
mann u.a., ORT: Waldheim Sillenbuch Gorch-Fock-Str. 26 


SA | 17. September | 10-18 Uhr | Stuttgart 


Die BRICS-Staaten und wir 

Mit: Georges Hallermayer, Prof. Dr. Eike Kopf, Rainer 
Rupp, Lucas Zeise ORT: Waldheim Gorch-Fock-Str. 26 


SA 117. September | 10-18 Uhr | Nürnberg 


60 Jahre KPD-Verbot 

ORT: Nachbarschaftshaus Gostenhof 


SA | 15. Oktober | Stadt im Ruhrgebiet 


Kapitalismus, Ökologie und 
marxistische Zukunftsdiskussion 


SA | 29. Oktober | Marburg 


Zwischenimperialistische Widersprüche 


SA | 5. November [ Hamburg 


Zum 100. Geburtstag von Peter Weiss 

(*8.11.1916) ORT: Bürgerhaus HH-Wilhelmsburg 


SA |19. November | 11-17Uhr | Berlin 


„Europa“ und die revolutionäre 
Arbeiterbewegung 

ORT: B-Lichtenberg, Begegnungsstätte Undine, 
Hagenstr. 57 


SA | 10, Dezember | 12-17 Uhr | Münster 


Hegel, Marx und die Dialektik 

Seminar mit Prof. Dr. Andreas Arndt 

Website: www.marx-engels-stiftung.de 


EURE ANZEIGEN 
HELFEN DER UZ! 
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Die Lüge von der „Bedrohung“ 

Betr.: 75. Jahrestag des Überfalls auf 
die Sowjetunion 

Das kürzliche NATO-Manöver „Ana¬ 
konda“ wurde mit russischer Bedrohung 
„begründet“. Ebenso hieß es bei der be¬ 
schlossenen Stationierung von 4 000 Sol¬ 
daten der NATO in Polen und den balti¬ 
schen Staaten, dass sie wegen dieser Be¬ 
drohung erfolge. 

Ich besitze einen Ausschnitt der 
„Münchner Illustrierte Presse“ vom 
3.7.1941 mit einem Foto, das mein Vater, 
Mitglied der Propagandakompanie, beim 
ersten Fotolicht am Morgen des 22.6.1941 
„schoss“. Das Bild ist unterschrieben mit: 
„Vorstoß im Morgengrauen.... nun geht 
Infanterie vor gegen den Feind, der so 
lange als unberechenbare Drohung an 
des Reiches Ostgrenze stand.“ 

Die NATO tagt im Juli in Warschau. 
Die Teilnehmer dieser Tagung werden 
kaum daran denken, dass sie das 75-jäh¬ 
rige Jubiläum dieser Bedrohungslüge be¬ 
gehen. Sie werden sich aber nicht scheu¬ 
en, diese Füge im Interesse ihrer Bour¬ 
geoisie ohne Ende fortzusetzen. 

Wolf Göhring, Bonn 

Nach Jahrzehnten des Friedens 

Betr.: Ausgabe der UZ vom 17. Juni 

Die Ausgabe Nr. 24 der UZ hatte eine 
Fülle von Artikeln, die besser nicht hät¬ 
ten die politischen Ereignisse erklären 
können. 

Als Beispiel stellt der Bericht auf der 
Titelseite unmittelbar einen Bezug zum 
Thema der Woche her. Nach Jahrzehn¬ 
ten des Friedens in Europa braut sich 
vor unserer Haustüre etwas Schreckli¬ 
ches zusammen, dessen Ausmaß Angst 
bereitet und Anlass zur Genüge bietet 
die Friedensbewegung wieder in Bewe¬ 
gung zu bringen. Es ist an der Zeit alle 
fortschrittlichen Kräfte dieses Tandes zu 
einer Einheits- und Aktionsfront zusam¬ 
menzuschmieden. 

„Fasst uns beginnen!“ Wenn nicht 
jetzt, wann dann? 

Bezug nehmend darauf sei an Martin 
Futher King erinnert. Alle die den Frie¬ 
den lieben, müssen lernen, sich genauso 
effektiv zu organisieren wie diejenigen, 
welche den Krieg lieben. 

Dem Frieden Flügel verleihen. 

Leslaw Kof Sporki/Nürnberg-Land 

Es geht um gerechtere 
Verteilung 

Betr.: „Wie es die Herrschenden 
genehmigen“, UZ vom 10.6.2016 

(...) Die Autorin sieht, ähnlich wie Chris¬ 
toph Butterwegge im gewerkschaftli¬ 
chen Bereich, durch ein Bedingungslo¬ 
ses Grundeinkommen (BG) die noch 
vorhandenen sozialen Errungenschaften 
gefährdet. (...) 

Nun ist es ja ein Grundfehler anzu¬ 
nehmen, das BG müsste so kommen wie 
ein gewisser Götz Werner oder der neo¬ 
liberale Thomas Straubhaar etc. es sich 
vorstellen. Allein schon die Konzepte der 
Schweizer Initiativen sehen ganz anders 
aus (...). (...) 

Es geht nicht um Febenshilfe für Be¬ 
dürftige, das ist richtig. Auch Modelle mit 
Crowdfunding sind falsch. Es geht darum, 
das gemeinsam Erwirtschaftete gerech¬ 


ter unter allen zu verteilen. Begleitende 
steuerliche Maßnahmen in eine andere 
Richtung, als sie jetzt laufen, sind nötig 
(solange wir noch im Kapitalismus leben 
müssen). 

Die Mehrheit der Menschen wird 
trotz eines solchen Grundeinkommens 
Weiterarbeiten (wenn sie denn einen Job 
hat). (...) Arbeit ist mehr als nur Geld¬ 
verdienen. D.h., die Idee des BG müsste 
verbunden werden mit weniger Arbeit 
(zusätzlich natürlich) bei gleichem Föhn: 
in Schweden wird z.Z. mit einem 6-Stun- 
den-Tag bei gleichem Föhn experimen¬ 
tiert. Bisher hat man die Erfahrung ge¬ 
macht, dass die Feute genauso viel oder 
mehr schaffen als bei einem 8-Stunden- 
Tag (...). (...) Dabei müssen natürlich 
steuerliche Veränderungen greifen, die 
genau andersherum wirken als sie in der 
Vergangenheit durch CDU, CSU, SPD, 
FDP und Grünen beschlossen wurden, 
wodurch die Einkommens- und Vermö¬ 
gensscheren weiter auseinanderdriften. 
Natürlich müssten alle in die Sozialkas¬ 
sen einzahlen. (...) 

Natürlich könnte man durch ein BG 
den kapitalistischen, militärischen, impe¬ 
rialistischen Staat nicht auf Anhieb ab¬ 
schaffen, aber das gelingt sowieso nicht 
ohne weiteres. Das BG würde eben nicht 
zu mehr Arbeitslosigkeit (oder gar Mas¬ 
senarbeitslosigkeit) führen, da mehr Feu¬ 
te in noch ganz anderen Arbeitsverhält¬ 
nissen durchaus arbeiten können, da sie 
ja eine finanzielle Basis haben, die zurzeit 
nicht existiert. Eine Alternative zu Hartz 
IV wäre das auf jeden Fall! 

Natürlich sind die Verfechter der Idee 
nicht so naiv zu meinen, man könne im 
Kapitalismus den Sozialismus verwirk¬ 
lichen. Doch endlich erscheint mit dem 
BG mal eine neue Idee und eine Vision! 
(...) Und ich sehe keinen unbedingten 
Gegensatz zu marxistischen Ideen. (...) 

Ulrich Straeter ; Essen 

Mittendrin: Deutschland 

Betr.: Ausgabe der UZ vom 17. Juni 

Krieg, mittendrin Deutschland und tra¬ 
ditionell gen Osten mit dem Feindbild 
Russe, wer hätte daran geglaubt nach 
den Verkündungen und Sprüchen der 
sich gegenseitig mit Friedensnobel¬ 
preisen behängenden Mächtigsten der 
Welt? 

Die Fehre „Nie wieder Krieg, nie wie¬ 
der Faschismus“, war dies die ausreichen¬ 
de Fehre, ohne das Wesen der Kriege zu 
erklären? Kapital-Krise-Krieg, Profit als 
Maß der Dinge, Expansionsdrang des Ka¬ 
pitals, hat das selbst die Finke nicht viel 
zu oft aus den Augen verloren und gern 
mit der Friedensfähigkeit des Kapitalis¬ 
mus kokettiert? 

Roland Winkler ; Aue 

Auch an die vielen jüdischen 
Opfer erinnern 

Betr.: „In einem schnellen Feldzug 
niederwerfen“, UZ vom 24.6.2016, S.10 

Es sollte doch nicht völlig beiseite gelas¬ 
sen werden, dass die Nazis, Hitler allen 
voran, vorwiegend vom „jüdisch-bolsche¬ 
wistischen“ Staat UdSSR (...) sprachen, 
auch deshalb sofort nach dem Einmarsch 
in sowjetisches Gebiet mit Massener¬ 
schießungen von Juden (Frauen, Kin¬ 
dern, Greisen) begannen sowie Pogrome 


der litauischen, lettischen, estnischen und 
(west-)ukrainischen Kollaborateure sehr 
gern sahen. Über eine Million Juden wur¬ 
den durch die Polizei-Sonderkommandos 
mit Beihilfe der Wehrmacht umgebracht. 
Weitere verhungerten in den Kriegsge¬ 
fangenenlagern, viele fielen an der Front. 
Man sollte das schon erwähnen, zeigt es 
doch den großen Beitrag der sowjeti¬ 
schen Juden zum Sieg über die Hitlerfa¬ 
schisten - und ihre schrecklichen Opfer. 

Der Begriff „jüdisch-bolschewistisch“ 
diente natürlich dazu, den Raub- und 
Vernichtungskrieg in einen imaginären 
„Rassenkrieg“ umzudeuten, den angeb¬ 
lich das deutsche Volk um seine schiere 
Existenz führe - führen müsse, um einem 
Angriff „der Juden und Bolschewisten“ 
Russlands auf das Großdeutsche Reich 
zuvorzukommen; (...) 

Diese primitive Begründung der ei¬ 
genen beispiellosen Verbrechen wurde 
von vielen „arischen“ Deutschen, nicht 
nur denen, die sich an der Habe der fik¬ 
tiv „in den Osten ausgesiedelten“ Juden 
bereicherten, recht bereitwillig geglaubt. 
Sogar nach dem Krieg, doch bevor das 
ganze Ausmaß der Massenvernichtung 
bekannt geworden war, gab es unter den 
Deutschen die Meinung, dass nun doch 
„die Juden“ den Krieg gewonnen hätten. 
(Antisemitismus, wie jeder virulente Ras¬ 
sismus, trotzt bekanntlich allen Vernunft¬ 
gründen.) (...) 

Volker Wirth, E-Mail 

Kurswechsel nötig 

Betr.: Zu Steinmeier und der 
Kriegsgefahr 

Wie sich die Engländer am 23. Juni 
2016 auch entscheiden, zum Brexit, in 
der HNA vom 22.6., hat Tomicek den 
brandaktuellen gesellschaftlichen Zu¬ 
stand - nichts sehen, nichts hören, nichts 
sagen - in seiner Karikatur des Jahres, 
geliefert. Die gleiche Situation lässt sich 
beliebig übertragen. Nehmen wir den 75. 
Jahrestag des Überfalls am 22. Juni 1941 
auf die Sowjetunion, die Ankündigung 
von Bundeskanzlerin Merkel auf Er¬ 
höhung der Rüstungsausgaben und die 
NATO-Aktivierung gegenüber Russ¬ 
land oder den SPD-„Kurswechsel“ von 
Sigmar Gabriel. 

Die Völker der ehemaligen Sowjet¬ 
union, besonders Russland, bezahlte für 
die von Deutschland ausgegangenen 
Kriegsverbrechen mit über 27 Millionen 
Toten, nicht vergessen, die von den deut¬ 
schen Truppen hinterlassene verbrann¬ 
te Erde. Die mehr als 11 Millionen ge¬ 
fallenen Rotarmisten fehlten nach 1945 
beim Wiederaufbau (...), ebenso wie 
bei der Erschließung des ungeheueren 
Reichtums des größten Tandes der Erde. 
Fängst haben sich die gegen Russland 
verhängten Sanktionen als Bumerang 
erwiesen. 

US-Präsident Barack Obama hat 
wiederholt höhere Rüstungsausgaben 
für Europa gefordert. Dieser Forderung 
kommt die Bundeskanzlerin ebenso nach 
wie der von ihr demonstrierten besonde¬ 
ren „Verantwortung“ der Bundeswehr 
an der NATO-Ostgrenze. „Wer glaubt, 
mit symbolischen Panzerparaden an der 
Ostgrenze der NATO mehr Sicherheit zu 
schaffen, der irrt“, sagte Bundesaußen¬ 
minister Walter Steinmeier. Es dürften 


keine Vorwände für eine Konfrontation 
geliefert werden. Diese realistische Ein¬ 
schätzung von Steinmeier (SPD) ist neu. 

Für einen Kurswechsel der SPD reicht 
dies aber noch nicht aus. Es mag sein, 
dass im Ergebnis der Volksentscheidung 
in England sich auch in unserem Fand ei¬ 


niges in der politischen Fandschaft verän¬ 
dert. Das Verhältnis zwischen CDU und 
CSU zeigt deutliche Risse. Die Talfahrt 
der SPD ist unter Sigmar Gabriel histo¬ 
risch auf dem tiefsten Stand angekom¬ 
men. (...) 

Karl-Heinz Mruck, Kassel 


Damit das erfolgreiche Pressefest keine 
finanziellen Lücken hinterlässt: 

Spendet auf das 
Pressefestkonto der DKP! 


DKP Parteivorstand, 
GLS-Bank Bochum: 

IBAN: 

DE63 4306 0967 4002 4875 Ol 
BIC: 

GENODEMlGLS 



Termine@unsere-zeit.de 


Dl *12. JULI 


München: „75 Jahre danach - NATO- 
Manöver - kalter Krieg 2.0 - neues Wett¬ 
rüsten“, Diskussionsveranstaltung der 
DKP Gruppe München-Moosach mit Fred 
Schmid. Kommtreff München, Holzapfel¬ 
straße 3,19.30 Uhr. 

Recklinghausen: Treffen der DKP. Ladenlo¬ 
kal Kellerstraße 7,19.30 Uhr. 


Ml ★13. JULI 


S21. Kundgebung Schlossplatz 13.30 Uhr, 
anschließend Demo zum Hauptbahnhof. 


MO ★18. JULI 


Minden: „Kapitalismus und Digitalisierung. 
Digitalisierung und gesellschaftliche Alter¬ 
nativen“ . Veranstaltung der DKP Minden. 
BÜZ-Mehrzweckraum, 19.30 Uhr. 


Dl ★19. JULI 


Röthenbach/Pegnitz: Mitgliederversamm¬ 
lung der DKP Nürnberger Land mit Bericht 
vom UZ-Volksfest und regionalen politischen 
Aktivitäten. Floraheim, 19.00 Uhr. 


DO ★ 14. JULI 


Rostock: Roter Stammtisch Rostock - UZ- 
Lesertreff. Freigarten, Doberaner Straße 21, 
19.30 Uhr. 


Dl ★ 26. JULI 


Recklinghausen: „Lesen gegen das Ver¬ 
gessen“, Veranstaltung zur Bücherver¬ 
brennung der Nazis am 14. Juli 1933 in 
Recklinghausen. Neumarkt, Düppelstraße, 
RE-Süd, 18.30 Uhr. Sollte es wetterbedingt 
Probleme geben, wird die Lesung in der 
Stadtbücherei Süd stattfinden. 

Flensburg: Mitgliederversammlung der 
DKP. Kulturcafe „Tableau“, Kurze Straße 1, 
18.00 Uhr. _ 

Fellbach: „Das war unser Fest!“ Pressefest¬ 
besucherinnen berichten vom UZ-Presse- 
fest. Lokal zom Schiller, Schillerstraße 24, 
18.00 Uhr. 


FR ★IS. JULI 


Recklinghausen: DKP Treffen. Ladenlokal 
Kellerstraße 7,19.30 Uhr. 


DO ★ 28. JULI 


Schweinfurt: „Bildungsthema Strategie 
und Taktik“, Gruppenabend der DKP. DFG- 
VK Büro, Gabelsbergerstraße 1,19.00 Uhr. 


SA ★16. JULI 


Stuttgart: „Raus aus der Grube: Projekt 
Zukunft in Stuttgart!“ Demonstration gegen 


Freiburg: „Gedenken an Berndt Kober¬ 
stein“ . Am 28. Juli 1986 wurde der Frei¬ 
burger Berndt Koberstein in Nicaragua von 
„Contra“-Rebellen ermordet. Sein Einsatz 
für humanitäre Projekte und die Trinkwas¬ 
serversorgung in Wiwili waren Ausdruck der 
Empörung gegen die Ungerechtigkeit in der 
Welt. „Information und Aktion“ auf der Wi- 
wili-Brücke 14.00 Uhr bis 18.00 Uhr. „Ge¬ 
denken und Ausblick“, Mensa der Hebel¬ 
schule, Eschholzstraße, 19.00 Uhr. 


Terminankündigungen 

von Gliederungen der DKP gehören auch in 
die UZ! Bitte so schnell wie möglich, spä¬ 
testens am Freitag eine Woche vor dem Er¬ 
scheinungstermin der entsprechenden Aus¬ 
gabe der UZ, möglichst auch mit Angabe des 
Themas der Veranstaltung an termine@un- 
sere-zeit.de oder UZ-Redaktion, Hoffnungs¬ 
traße 18,45127 Essen. 


Jetzt abonnieren und 


Hiermit abonniere ich die UZ - Wochenzeitung der DKP. 


□ Zeitung / Drei-Monats-Abo (10,- €) 

□ Zeitung/Normal (132,-€/Jahr) 

□ Zeitung/Ermäßigt (66,-€/Jahr) 

□ Zeitung / Förderabo (min. 180,- € / Jahr) 

□ Online-Abo / Normal (96,- € / Jahr) 

□ Online-Abo / Ermäßigt (48,- € / Jahr) 

□ Online-Abo / Förderabo (144,- € / Jahr) 
Alle Preise inkl. MwSt. und Versand. 


Prämie 

3-Monats-Abo 

„Tag der Befreiung 
vom Faschismus - 
der Kampf geht weiter“ 
(Broschüre, 60 Seiten) 



sichern! 




Prämie ^ 
Jahresabo 

„Gespenst des 
Kommunismus“ 
(T-Shirt, schwarz) 
Herren: M - XXL 
Damen: S - XL 
Bitte Größe angeben! 



Ich zahle mein UZ-Abonnement □ monatlich* □vierteljährlich* □ halbjährlich □ jährlich *Nur bei SEPA Einzug möglich 
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Die letzte Seite 


unsere zeit m 


Das Blatt wenden 

Büroalltag des Klassenkampfes 


Demut! Als die Kollegin, die mir gegen¬ 
über sitzt, das Wort ausspricht, kann ich 
meinen Widerwillen kaum verbergen. 
Die Vorstellung, Vorgesetzte unterwür¬ 
fig um Erleichterung unserer Arbeit zu 
bitten, ekelt mich an - doch die zynische 
Bemerkung, mit der ich ihren Vorschlag 
in einigen Minuten quittiere, wird mir 
später leidtun. Sie ist als Kollegin meine 
Verbündete, sie zu verletzen, verhindert 
solidarisches Handeln. 

Eine Dienstanweisung hat unsere Ar¬ 
beitszeit auf 48 Stunden erhöht, die Tage 
Montag bis Samstag verbringen wir im 
Büro, nun schon in der dritten Woche. 
Die Kollegin, die zwei Kinder hat und de¬ 
ren Mann ebenfalls Vollzeit arbeitet, hat 
auf dem Weg, den sie mir vorschlägt, eine 
eigene Vereinbarung über eine verkürz¬ 
te Arbeitswoche getroffen. Ihre Haltung 
spiegelt die unmittelbare Erfahrung ihres 
Lebens wider. Als Materialist nehme ich 
das zähneknirschend zur Kenntnis. 

Die Hälfte der Zeit ist vorbei, in der 
die Anweisung für alle gilt, die keine be¬ 
sonderen Absprachen getroffen haben. 
Müdigkeit, Frustration und Unmut ver¬ 
breiten sich. Denn es ist Dienstag - und 
es gibt nichts zu tun. Eine Stockung im 
Arbeitsablauf tritt ein, weil nicht alle Ab¬ 
teilungen gleich schnell vorankommen. 
Heute drehen wir Däumchen und teilen 
uns die verbliebenen Aufgaben - dafür 
sollen wir am Samstag Verlorengegange¬ 
nes nachholen? 

Die Frage führt zu Diskussionen: 
Sollten wir heute früher nach Hause ge¬ 
hen? Die gesetzlich vorgeschriebene ma¬ 
ximale Arbeitszeit von acht Stunden am 
Tag gilt nur im Durchschnitt - sie kann in 
Folge auch als Zehn- und Sechsstunden¬ 
tag umgesetzt werden. Das Büro jetzt zu 
verlassen kann also heißen, morgen die 
Zeit nachzuholen, die zu arbeiten man 
uns angewiesen hat. Ich vertrete des¬ 
halb den Standpunkt, dass wir unseren 
Arbeitsplatz nicht verlassen sollten, so¬ 
lange die Dienstanweisung gilt, und dass 
es für uns besser ist, wenn uns auch un¬ 
genutzte Stunden bezahlt werden, bevor 
wir an einem anderen Tag noch länger 
dableiben müssen. Aber die Kollegen 
halten die Forderung nach Aufhebung 
der Dienstanweisung nicht für umsetz¬ 
bar, und argumentieren: Ein freier Nach¬ 
mittag wäre wenigstens eine kurzfristige 


Erleichterung. Den Kompromiss mit der 
Geschäftsführung empfinden sie als aus¬ 
sichtsreicheres Mittel, einen Vorteil für 
sich zu erringen, als meine prinzipielle 
Vorgehensweise. Meine Einwände er¬ 
zeugen Ablehnung und meine Haltung 
wird als Blockade empfunden. 

Um mich nicht abseits zu stellen, wil¬ 
lige ich ein, und als Zwei-Personen-De- 
legation besuchen wir die Abteilungslei¬ 
tung. Die Reaktion, die man uns entge¬ 
genbringt, besteht aus einer Mischung 
aus unverbindlichem Verständnis unse¬ 
rer Situation und konsequenter Ableh¬ 
nung unserer Interessen. Letzten En¬ 
des macht man uns deutlich, dass man 
Unterordnung gegenüber einer schwer 
vorhersehbaren Auftragslage des Unter¬ 
nehmens erwartet - und gewillt ist, sie 
durchzusetzen. Alle weiteren Argumente 
werden mit dem Hinweis „Das kommt 
von oben“ beiseite gewischt. 

Im Laufe des Gespräches bemerke 
ich, wie die Kollegin neben mir einen 
freien Samstag mit dem Versprechen zu 
erkaufen versucht, dass wir die vorgege¬ 
ben Aufgaben auch an anderen Werkta¬ 
gen bewältigen könnten. Die Hoffnung 
auf ein freies Wochenende steht ihr ins 
Gesicht geschrieben, und ich frage mich, 
ob ihr die Bedeutung ihrer Taktik be¬ 
wusst ist - dass sie dem Unternehmen 
gerade verspricht, noch schneller und 
länger zu arbeiten? Zum zweiten Mal 
beobachte ich, wie einer Kollegin Zu¬ 
geständnisse in der Auseinandersetzung 
mit der Unternehmensführung aussichts¬ 
reicher erscheinen als kämpferische For¬ 
derungen. Von diesem Zurückweichen 
fühle ich mich zwar zunehmend genervt, 
mir wird aber dabei klar: Die Ursache 
dieses Verhaltens besteht im Fehlen je¬ 
der gewerkschaftlichen Organisation. In 
diesem Sinne spüren die Kollegen wahr¬ 
scheinlich besser als ich, dass die Bedin¬ 
gungen für gemeinsames Handeln nicht 
gegeben sind, und gehen ihren Weg auf 
eigene Faust. 

Folgerichtig erleiden wir einen Pyr¬ 
rhussieg. Unsere Beschwerde wird an 
die Geschäftsführung vermittelt und am 
Nachmittag erreicht uns die Mitteilung: 
Die Dienstanweisung wird dahingehend 
verändert, dass der Arbeitstag endet, 
wenn keine Aufgaben zu erledigen sind, 
ohne dass verlorene Stunden nachgear- 


Anleihe bei der „FAZ“ 

Auch Medaillen haben ihren Preis 


Schon um das Motiv der Tatsache zu er¬ 
klären, warum die UZ ein fast endloses 
Zitat der „Frankfurter Allgemeinen“ 
druckt, bedarf es einer ausgiebigen Er¬ 
klärung, weil doch wohl nur wenige UZ- 
Leser die FAZ abonniert haben dürften. 
Zur Sache: In der FAZ vom 2. Juli 2016 
las man: „Hörmanns Stunde der Wahr¬ 
heit - Jeder gegen jeden: Vier Wochen 
vor Rio kämpfen Sport und Staat um 
die Macht. Das erste Opfer scheint der 
Mann an der Spitze des DOSB zu wer¬ 
den. Heulen und Zähneknirschen war 
erwartet worden von der Reform des 
Spitzensports. Das sollte der Preis sein 
für Erfolge und Medaillen. Hauen und 
Stechen ist daraus geworden. Erfolglose 
Verbände und ihre heillose Organisati¬ 
on sollten wegrationalisiert werden zu¬ 
gunsten der Sieger.“ 

Erste Frage: Wer hatte mit „Heu¬ 
len und Zähneknirschen“ an der Spit¬ 
ze des bundesdeutschen Sports gerech¬ 
net? Zweite Frage: Wer wollte „erfolg¬ 
lose Verbände ... wegrationalisieren“? 
Dritte Frage: Was interessiert das die 
t/Z-Leser? 

Um zu begreifen, worum es ging, 
musste man wohl ein ständiger FAZ- 
Leser sein! Denn: Worum ging es über¬ 
haupt? 

In der Bundesrepublik Deutsch¬ 
land ist man sich in die Haare geraten, 
ob man die Summen, die man jährlich 
für den Spitzensport ausgibt, nicht kür¬ 
zen sollte, wollte das aber nicht in die 
Schlagzeilen geraten lassen. 

Warum? Weil man einst der DDR 
vorgeworfen hatte, dass sie nur noch 
Sportarten förderte, die Medaillen ver¬ 


sprechen, und unter denen wiederum 
nur solche, die man der BRD abjagt, wo¬ 
mit wiederum bewiesen werden sollte, 
dass man den Sport vornehmlich aus po¬ 
litischen Gründen förderte. Inzwischen 
gibt es keine DDR mehr und demzu¬ 
folge kann man die Summen, die man 
dem Sport zukommen lässt, reduzieren. 

Das wäre übertrieben? Lesen wir 
weiter in der FAZ : „Als Lohn sollten 
Glanz und Gloria für den straff organi¬ 
sierten Sport an der Spitze der Medail¬ 
lenwertung winken. Geschrei und Geze¬ 
ter ist daraus geworden - und womög¬ 
lich ein großes Scheitern. Eine Woche 
bevor der Initiator der Reform, Innen¬ 
minister Thomas de Maiziere, den gro¬ 
ßen Wurf in Empfang nehmen sollte, hat 
die frankfurter Allgemeine Zeitung 4 E- 
Mails veröffentlicht, in denen sich die 
starken Männer des deutschen Sports 
gegenseitig Unaufrichtigkeit, Illoyalität 
und Täuschung vorwerfen. Womöglich 
haben sie viel mehr gar nicht zu liefern. 
Das erste Opfer jedenfalls scheint der 
Mann an der Spitze zu werden: Alfons 
Hörmann, seit bald drei Jahren Präsi¬ 
dent des Deutschen Olympischen Sport¬ 
bundes (DOSB).“ 

Man muss dem C/Z-Leser nicht er¬ 
klären, dass sich hinter der Abkürzung 
DOSB die Vereinigung zwischen dem 
Olympischen Komitee und den Sport- 
Fachverbänden versteckt. Nur finanziert 
DOSB nicht den Sport, sondern der In¬ 
nenminister und da die Aufgabe, die 
DDR zu überflügeln, längst Vergangen¬ 
heit ist, meinte der Minister die Mittel 
für den Sport drastisch kürzen zu kön¬ 
nen. Das aber mochten die Sportverbän- 


beitet werden. Über Samstage wird nach 
Arbeitsaufkommen entschieden. Dass 
uns diese Regelung in erster Linie um 
den Vorteil bringt, dass Wochenendar¬ 
beit garantiert als Überstunden bezahlt 
wird, und wir ab jetzt einer ständigen 
Bereitschaft zur Arbeit unterliegen, ist 
den Kollegen beim Eingang der Nach¬ 
richt selber bewusst. Das Seufzen neben 
mir bringt die Stimmung auf den Punkt: 
„Ich habe nicht mehr die Kraft darüber 
nachzudenken. Seit ich in dieser Firma 
angefangen habe, besteht mein Leben 
nur noch aus Arbeit. Eigentlich will ich 
nur noch, dass das endlich aufhört“ 

Schweigend höre ich zu und mir ist 
klar: Das ist nicht der geeignete Zeit¬ 
punkt für eine politische Diskussion. 
Trotzdem hoffe ich, dass wir sie führen 
werden. Unwillkürlich entfernen sich 
meine Gedanken mit dem Blick aus dem 
Fenster. Ich denke an Zeilen aus alten 
Arbeiterliedern und stelle mir vor, wie 
die Verhandlungen dieses Tages hätten 
verlaufen können, wenn Geschlossen¬ 
heit unter den Kollegen herrscht, und 
wie das Blatt sich eines Tages wenden 
würde, wenn die da oben nicht mehr 
können und wir hier unten nicht mehr 
wollen. Als ich wieder ins Zimmer sehe, 
bemerke ich, dass ich geträumt habe. Vor 
uns liegen alltägliche Probleme und of¬ 
fene Fragen. Bevor sich meine Wünsche 
erfüllen, müssen wir noch viel lernen. 
Meine Kollegen, wer ihre Feinde sind 
und dass man mit Demut und Kompro¬ 
missen nicht erkaufen kann, was mit 
Solidarität und Organisation erkämpft 
werden muss. Ich überlege, wie man sich 
an Tagen wie heute verhält, überzeugend 
argumentiert, strategisch klug handelt 
und als Kommunist unsere Politik im 
Alltag erfolgreich vertritt. 

Als ich am Ende des Tages meinen 
Computer ausschalte, verabschiede ich 
mich von der Kollegin, die neben mir 
mit der Abteilungsleitung verhandelt 
hat, mit den Worten: „Das war heute 
sehr mutig von dir.“ „Du warst auch da¬ 
bei“, antwortet sie. „Trotzdem“, sage ich, 
„Du hast dich der Konfrontation gestellt, 
das war gut.“ Aus ihren müden Augen lä¬ 
chelt sie - und das, denke ich, ist schon 
wieder ein kleiner Schritt in die richtige 
Richtung. 

Karl Martin 


de nicht und so entstand der Streit: Der 
Minister sah keine politische Notwen¬ 
digkeit mehr, Unsummen für den Sport 
zu bewilligen und die Verbände waren 
anderer Meinung. Die FAZ hatte verra¬ 
ten: „Die Fachverbandspräsidenten hat¬ 
te sich diskret an denjenigen gewandt, 
der zahlt und deshalb das Sagen hat: 
an den Sportchef im Innenministerium. 
Schließlich geht es um fünfzig von mehr 
als zweihundert Bundesstützpunkten; 
sie könnten geschlossen werden.“ Da¬ 
mit wussten alle: 50 Bundesleistungs¬ 
stützpunkte sollten als erstes verriegelt 
werden! Selbst wer wenig Ahnung von 
Sport hat, begriff: Der Minister würde 
künftig weniger überweisen. Die FAZ : 
„Das Verhältnis zwischen DOSB und 
Ministerium ist auf Arbeitsebene zer¬ 
rüttet, namentlich zwischen dem Vor¬ 
standsvorsitzendenden Vesper und Ab¬ 
teilungsleiter Böhm. Statt um Inhalte 
kämpfen Sport und Staat um Macht. 
Und nun verliert Hörmann die Conte¬ 
nance. Er beschuldigt den Sprecher der 
Fachverbände, Ruder-Präsident Kaidel, 
eine Opposition gegen die Reform und 
damit gegen ihn persönlich anzuführen. 
Wenn man den rüden Ton Hörmanns als 
bayerische Eigenheit durchgehen lassen 
wollte, müsste man auch das heimliche 
Treffen als Folklore der Verbandspolitik 
betrachten können. Doch für Hörmann 
ist dies keine Kleinigkeit. Er zerschlägt 
Porzellan wie ein Berserker. Die Neu¬ 
ordnung der Verantwortlichkeit, wie 
er sie fordert, könnte der Anfang vom 
Ende seiner Amtszeit sein.“ 

Nun ist auch im Bilde, wer nicht die 
FAZ liest... Klaus Huhn 


Gewonnene Distanz 

Die wundersame Verwandlung des Oliver K. 


„Eier, wir brauchen Eier!“ - mit der¬ 
art zeitlosen Zitaten ist Oliver Kahn - 
neben seinen sportlichen Leistungen - 
zu einem der berühmtesten deutschen 
Fußballer aller Zeiten geworden. Al¬ 
lerdings wird er in der Regel erst seit 
dem Ende seiner Profikarriere als das 
wahrgenommen, was er wohl schon 
immer war: Ein kluger und auf lustige 
Art und Weise analysierender Kenner 
seines Fachs, von dem sich 80 Prozent 
der in der Fußballberichterstattung tä¬ 
tigen Fernsehmenschen ein paar Schei¬ 
ben abschneiden könnten. 

Die meisten Menschen, die Kahn 
noch als Spieler kennenlernten, hass¬ 
ten Oliver Kahn (außer vielleicht die 
Bayern-Fans, aber selbst die hatten oft 
Angst vor ihrem Torwart): Ein völlig 
auf Erfolg gepolter Egomane, der zu¬ 
weilen auch mal gegnerische Spieler 
biss, würgte, oder sie wie kleine Hun¬ 
dewelpen am Nackenfell packte. Kurz: 
Ein ziemlicher Kotzbrocken. So war 
einer der besten deutschen Torhüter 
aller Zeiten zugleich auch einer der 
meistgehassten deutschen Fußballer. 
Wer jedoch aufmerksam war, konn¬ 


Es zeigt sich, dass Kahn auch vom 
Fachwissen und der Präsentation her 
immer besser wird, der Rest der Fuß¬ 
ball-Vor- und -Nachberichterstattung 
wird gleichzeitig immer unerträgli¬ 
cher. Jedes noch so belanglose Spiel 
wird nach Abpfiff gefühlte Stunden 
lang von selbsternannten Experten 
in winzige Einzelteile zerlegt und mit 
viel zu starken Worten entweder zum 
größten Grottenkick aller Zeiten oder 
zum Jahrhundertspiel stilisiert. Wäh¬ 
renddessen sitzt Oliver Kahn vor der 
Kamera und sagt mit einfachen Worten 
Dinge, die mehr zum Verständnis des 
Spiels beitragen als vier Fußballexper¬ 
ten mit elektrischer Taktiktafel zusam¬ 
men: Während das zur Übertreibung 
und Sensationsheischerei neigende 
Fernsehen auch im Fußball alles dra¬ 
matisiert, bleibt Kahn ganz cool und 
kritisiert das Getue der Medien um den 
Fußball: „Klar kann man polemisch sa¬ 
gen: Was ein Drecksspiel, warum habe 
ich mir das angeguckt? Aber wenn man 
sich anschaut, wie die portugiesischen 
Spieler sich in der Defensive 120 Minu¬ 
ten lang verausgabt haben, dann muss 



te auch schon zu seinen aktiven Zei¬ 
ten erkennen, dass Kahn mehr war als 
das fleischgewordene Konkurrenz- und 
Leistungsprinzip: Als der FC Bayern 
2001 im Elfmeterschießen die Champi- 
ons-League gegen den FC Valencia ge¬ 
wann, jubelte Kahn zunächst nur kurz 
mit den Mannschaftskollegen, ging 
dann jedoch zum am Boden weinen¬ 
den Torwart der Gegnermannschaft, 
Canizares, und tröstete diesen. 

Bereits seit 2008 arbeitet Kahn fürs 
ZDF als Fußball-Experte und kom¬ 
mentiert vor und nach den Spielen so¬ 
wie in der Halbzeit das Geschehen auf 
dem Platz. Früh zeigte sich, dass Kahn 
mit der nun gewonnenen Distanz zum 
Spiel noch stärker als zuvor eine sei¬ 
ner schärfsten Waffen einsetzen konn¬ 
te: Seinen Humor (wer etwas freie 
Zeit hat, auf youtube gibt es Beweise 
zuhauf). 


man auch einfach mal akzeptieren, dass 
man mit einer defensiven Taktik wei¬ 
terkommt.“ 

Dabei bezieht er sich auch oft auf 
seine eigene Karriere und kann (v.a. 
zusammen mit dem sympathischen 
Oliver Welke) in der Rückschau auch 
über sich selbst lachen. Dass die Vor- 
und Nachberichterstattung mit Oliver 
Kahn endlich wieder Spaß macht, dafür 
gibt es Beispiele: 

Kahn zu seiner Kollegin Müller- 
Hohenstein: „Sag mal, weißt du eigent¬ 
lich, wie der Sohn von Cristiano Ro¬ 
naldo heißt? Cristiano Ronaldo Junior. 
Da kann man natürlich auch sagen ... 
okay.“ Genau die richtige Pausenlänge 
im Satz und genau die richtige Wort¬ 
wahl, damit der Zuschauer merkt, was 
Kahn gern sagen würde, aber nicht sa¬ 
gen darf. Bitte mehr davon. 

Maurice Böse 


Der rote Kanal 


Vertrauen verspielt? Wie Medien 
um Glaubwürdigkeit kämpfen 

Spätestens seit dem „Euromaidan“ 
ist klar: Die Medien wissen wie man 
Vertrauen verspielt. In der Putin- und 
Stasi-Dämonisierung haben sie weit 
überzogen, nach der Brexit-Abstim¬ 
mung werden wir mit Kommentaren 
eurochchauvinistischer „Experten“ 
zugeschüttet, die den Unterschied 
zwischen der EU und dem geografi¬ 
schen Europa („Oiropa!“) nicht zu 
kennen scheinen. Da wird sich die 
Moderatorin der Sendung, Dunja 
Hayali, mächtig anstrengen müssen. 
Mo, 11.7., 23.00 Uhr Das Erste 
... und gleich anschließend: 

Hitlers Geldwäscher- Wie Schweizer 
Banken den Krieg finanzierten 
Das ist nicht neu: Schweizer Banken 
versteckten das Gold, das die Nazis 


geraubt hatten. Und außerdem: Hitler 
ist sowieso überall und war ja Öster¬ 
reicher und alle anderen sind genauso 
schuld oder gar noch Schulder als wir. 

Mo., 11.7., 23.45 Uhr, Das Erste 

Die Akte General 

Film über den Generalstaatsanwalt 
Fritz Bauer, der in den 50er und 60er 
Jahren Naziverbrecher vor Gericht 
brachte. Ein Demokrat in der Justiz 
der Adenauer-Republik - das ver¬ 
kürzte die Lebensspanne. 

Do.,14.7., 0.15 Uhr, SWR 

Wer bespitzelt wen? - 
Themenabend 

★ Schattenwelt BND 

★ Nazis im BND 

★ Der Fluch des Edgar Hoover 

Do., 19.7., 20.15 Uhr, Arte 
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Freitag, 8. Juli 2016 ! 


Das war das UZ-Pressefest 

Wir schauen auf das, was wir nicht gesehen haben und fragen, wann wir uns Wiedersehen 


„Das Pressefest hat gezeigt, dass dieses Land nicht nur Kommunis¬ 
ten braucht, sondern sie auch hat“, leitet Tina Sanders, DKP-Par- 
teivorstand, ein. 

Das Konzert mit Esther Bejarano und Microphone Mafia ist der 
letzte Höhepunkt im Programm, es folgen: Abbauen und Verab¬ 
schieden. 


Wen wir getroffen haben, wie es war, welche Vorträge und Kon¬ 
zerte wir gehört haben erzählen wir - und, was wir nicht gesehen 
haben und was wir alles nicht erlebt haben. 

Gründe, um nicht an dieser Diskussionsrunde teilzunehmen oder 
bei jenem Konzert zu tanzen hatten wir genug: Die Arbeit, die nicht 
warten konnte. Die Freundin, die wir zum Bier einladen wollten. Und 


die andere Diskussionsrunde, das andere Konzert, die andere Veran¬ 
staltung aus dem 32-seitigen Programmheft. 

Bevor wir vom Platz gehen, fragen wir uns, wann wir uns Wie¬ 
dersehen: Bis morgen früh, beim Frühstück der Abbauhelfer. Bis 
Mittwochabend bei der DKP-Versammlung, in zwei Wochen bei 
der Demo - oder in zwei Jahren. Beim UZ-Pressefest. 



Eindrücke vom Wochenende 

Mehrere zehntausend Kommunistinnen, Gewerkschafter und Antifa-Aktivistinnen, Anwohner, Künstlerinnen 
und internationale Gäste haben das UZ-Pressefest besucht. UZ sprach mit sechs von ihnen. 


Viktoria V. 

SDAJ-Mitglied 

„Gestern bei unserem Verbandstreffen 
war die Bühne rappelvoll, als die neu¬ 
en Mitglieder sich vorgestellt haben. Es 
war wunderschön, die neuen Gesichter 
und so viel Motivation zu sehen. 
Dieses Fest vorzubereiten ist sauan¬ 
strengend für die, die schon beim Auf¬ 



bau dabei sind und beim Abbau noch 
hierbleiben. Aber es lohnt sich immer 
wieder, weil das Fest Menschen begeis¬ 
tert.“ 

David Lang 

Bundesvorsitzender der Kommunisti¬ 
schen Jugend Österreichs 

„Das ist natürlich nicht mein erstes 
Pressefest. In diesem Jahr sieht man, 
dass die DKP mit neuem Leben erfüllt 
ist. 

Für mich ist das SDAJ-Verbandstreffen 
immer ein Highlight. Hier lernt man 
Genossinnen und Genossen kennen, 
die man dann beim LLL-Wochenende 
in Berlin, am Festival der Jugend wie¬ 


dertrifft. Man kommt mit vielen Inspi¬ 
rationen zurück, man kann sich dieses 



oder jenes abschauen, man kann dort 
und da sagen: Das machen wir aber 
besser.“ 


Marin Gräbener 

Fraktionsvorsitzender der Partei „Die 
Linke“ im Siegener Stadtrat 

„In Siegen arbeiten wir mit der DKP 
gut zusammen - trotz unterschiedlicher 
Positionen in manchen Fragen. Ich sage 



immer: Das sind Widersprüche auf un¬ 
serer Seite der Barrikade. Heute müs¬ 
sen wir eng Zusammenarbeiten gegen 


die Rechtsentwicklung. Wir brauchen 
die Vernetzung unter Linken - deshalb 
sind wir auch hier mit dem Zelt der 
Bundesfraktion der Partei ,Die Linke 4 . 
Ich bin das erste mal auf dem UZ-Pres¬ 
sefest - in den 70ern war ich bei der 
KPD-AO. Ich wollte mal einen Ein¬ 
druck bekommen von diesem Fest - 
man hört immer von den DKP-Ge- 
nossen und von anderen, dass das so 
schön ist. Es ist wichtig, dass organisier¬ 
te Kommunisten in der Lage sind, so 
was auf die Beine zu stellen.“ 

Angelika Richter-Manecke 
Mitglied des DKP-Parteivorstandes 

„Das ein tolles solidarisches Fest. Wir 
werden aus Fehlern lernen, und das 
nächste Fest wird noch besser wer¬ 
den - wir haben zum Beispiel im Zelt 



der DKP Hessen und Baden-Württem¬ 
berg zu wenige Programmpausen ein¬ 
geplant, und wir müssen die Arbeit auf 
mehr Leute verteilen. 

Aber dieses Fest ist nützlich. Es ist 
wichtig, dass die Schon-Genossen Kraft 


tanken können. Und ganz viele, die uns 
nahe stehen, sagen: Toll, wie die Kom¬ 
munisten das hinkriegen - diese klei¬ 
ne Partei, so ein Riesenfest. Die Aner¬ 
kennung, die wir bei Gewerkschaftern 
kriegen, ist klasse. 

Bei unserem Branchentreffen Ge¬ 
sundheitswesen 4 haben wir mit zehn 
oder fünfzehn Leuten gerechnet. Am 
Ende hatten wir über 50 Teilnehmer, 
die meisten aus dem Gesundheitswe¬ 
sen. Wir haben angefangen, uns zu ver¬ 
netzen - ver.di will ja in die Auseinan¬ 
dersetzung um die Personalbemessung 
gehen, da muss die Partei ihren Beitrag 
leisten.“ 

Alex Mrosek 

Jugendvertreter an der Uniklinik Essen 

„Die Lieder, die Achim Bigus beim Ar¬ 
beiterliederabend gesungen hat, sind ja 
hochaktuell. Im Arbeitsleben hat sich 



ja nicht viel geändert: Die Leute arbei¬ 
ten zu schlechten Bedingungen und 
kriegen nicht das Geld, das sie ver¬ 
dient hätten. Den Profit streichen die 


Arbeitgeber ein. Diese Lieder klingen 
alt - aber sie sind übertragbar auf un¬ 
sere Zeit. 

Das ,Einheitsfrontlied 4 ist mein abso¬ 
lutes Lieblingslied. In dem Lied geht 
es um Menschlichkeit, darum, dass 
ein Mensch ein ordentliches Auskom¬ 
men braucht. Das ist heutzutage häu¬ 
fig nicht gegeben: Wenn die Leute ein 
Leben lang in prekärer Beschäftigung 
gearbeitet haben, dann müssen sie trotz 
Mindestlohn wieder Sozialleistungen 
beantragen, wenn sie in Rente gehen 44 

Karin Gerlich 

Frühere ver.di-Sekretärin, heute Rent¬ 
nerin 

„Ich bin hier nicht nur, weil das Fest so 
toll ist, sondern auch, weil ich mit der 
DKP sympathisiere. Ich war gerade bei 



der Diskussion ,CETA und die Gefah¬ 
ren für Kommunen und Bundesländer 4 
gewesen. Das war so eine ausgezeich¬ 
nete Analyse, dass ich die Bitte geäu¬ 
ßert habe, mir den Vortrag zuzumailen, 
damit ich ihn weitergeben kann.“ 
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Sonntag, 14.10, Kinderfest 
Ayse und Jan 
Fred rik Vahle 

Vahles Lied erzählt von einer deutschen und 
einer türkischen Familie, die den Kindern ver¬ 
boten haben, miteinander zu spielen, bis sie ihre 
Vorurteile überwinden und zusammenfinden. 
Die Kleinen stampfen und klatschen, die El¬ 
tern und Großeltern singen mit. Vor der Bühne 
sitzt ein alter Punk in Lederjacke. Seine Augen 
glänzen. 



Samstag, 13.50, Eishalle 

Ballade vom Wasserrad 

Gina Pietsch und 
Christine Reumschüssel 

Unweigerlich kommt bei der DKP der 
erhobene Zeigefinger. Die ihn streckt 
ist Gina Pietsch. Sie singt vom Wasser, 
das das Rad treibt, mit dem die Großen 
der Erde auf und nieder gehen, und da¬ 
von, dass das „heitre Spiel“ der Mäch¬ 
tigen unterbleibt, „wenn das Wasser 
endlich mit befreiter Stärke seine eigne 
Sach betreibt.“ Der Finger unterstreicht 
das „wenn“, er unterstreicht, dass die 
Menschen selbst es sind, die ihre Ge¬ 
schichte machen. 


Sonntag, 17.43, Eishalle 

Avanti Popolo 

Esther Bejarano und 
Microphone Mafia 

Die kleine Frau geht vorbei an voll be¬ 
setzten Stuhlreihen zur leeren Bühne. 
Ihr Sohn nimmt ihr die Handtasche ab, 
sie klettert hinauf und hängt den lila 
Mantel über die Lehne eines Klapp¬ 
stuhls. Die Zuschauer klatschen. 
Esther Bejarano geht zum Mikrofon, 
der Beat setzt ein. Sie wippt dazu, ne¬ 
ben ihr wippen der stämmige Ros- 
si und Kutlu, Schwarzkopf mit grau¬ 
schwarzem Bart, ihr Sohn Joram spielt 
den Bass. Sie setzt die Brille auf, schlägt 
eine Mappe auf und spricht: „Schaut in 
unsere Augen, und seht die Entschlos¬ 
senheit.“ 

Diese Augen haben über ein Akkor¬ 
deon hinweg gesehen, wie die Kolon¬ 
nen der Häftlinge durch das Tor von 
Auschwitz marschierten, wenn sie im 
Mädchenorchester des Lagers Schla¬ 
ger spielte. „Esther hat immer wieder 
gesagt - darum hat sie damals auch an¬ 
gefangen, mit uns zusammen aufzutre¬ 
ten -, ihre Konzerte sind ihre späte Ra¬ 
che an den Nazis“ erzählt Kutlu. 

Als der DKP-Vorsitzende auf die Büh¬ 
ne kommt und sie umarmt, hebt Es¬ 
ther erst die linke Faust und entschei¬ 
det sich dann für die rechte. Kutlu sagt 
später: „Für uns ist das UZ-Pressefest 
ein Heimspiel - hier treffen wir Leute 
mit denselben Überzeugungen.“ 

Kutlu und Rossi rappen, Esther singt, 
sie spielen Lieder aus dem antifaschisti¬ 
schen Widerstand und dem Kölner Kar¬ 
neval, das Publikum fordert Zugaben. 
Nach der letzten wirft Esther im Takt 
des Beats Handküsse von der Bühne. 


Freitag, 23.50 Uhr, SDAJ-Zelt 
Solidaritätslied 
Achim Bigus 

Im Zelt singt Achim Bigus Arbeiter¬ 
lieder. Am Bierpilz steht Daniel. Er 
arbeitet seit Montag daran, das UZ- 
Pressefest aufzubauen. „Ich bin einer 
von denen, die nicht mehr wissen, wo 
am Körper oben und unten ist. Und das 
Beknackte ist: Darauf freue ich mich 
seit anderthalb Jahren.“ 



Die Lieder de« 
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Samstag, 19.20, Eishalle 

Auf den Straßen zu singen 

Hans-Beimler-Chor 

„Wir reißen ein Loch in den Himmel/mit unserm Gesang“, singt der Chor. „Politische Musik ist auch für die, die sie machen, 
spannend“, sagt Johannes C. Gail, der Chorleiter. Wenn der Chor über diese Stücke diskutiert, wird das Singen zur politischen 
Aktivität. Gail dreht dem Publikum den Rücken des schwarzen Anzugs zu und schwingt die Arme: „Wir gehen die Straße 
der Väter,/die Straße voll Tränen und Blut./Für alle zu sterben ist keiner zu gut.“ 


5 Pressefestes 


Auf 15 Bühnen spielten Bands, Liedermacher und 
Chöre aus Deutschland und dem Ausland 115 Kon¬ 
zerte. Das UZ-Pressefest war das Fest der revolutio¬ 
nären Kunst und Kultur. Ein Wochenende in Liedern 


Texte: Männe Grüß, Dominik Kramer, Olaf Matthes, 
Lars Mörking 

Fotos: Shari Deymann, Gabriele Senft, Frank Kop- 
perschläger, Reiner Engels und Tom Brenner 


Samstag, 11.37 Uhr, Kogge 
Sacco und Vanzetti 
Free Willy 

„Free Willy“ spielen auf einer der kleineren Bühnen des 
Pressefestes, vielleicht auf der kleinsten. Neben der Kog¬ 
ge, bei den Nordlichtern. Am Schiff, von dem die Geträn¬ 
ke ausgeschenkt werden, trinken manche Wasser, ande¬ 
re sind schon beim Bier. Nebenbei spielt „Free Willy“ 
Arbeiter- und Protestlieder. Die Gäste kommen nicht 
wegen der Musik zur Kogge, aber sie bleiben ihretwegen. 
„Free Willy“ sagt das nächste Stück an, der Dialekt ist 
hörbar. „Sind das Bayern?“ fragt eine Hamburger Ge¬ 
nossin. „Nein, Österreicher“, antwortet eine andere. 


Freitag, 21:45, Roter Markt NRW 
Rabbia E Liberta 
RedSka 

„Alerta, alerta, antifascista“, leitet der Sänger den 
nächsten Song ein. Der Bassist im Schottenrock 
hebt den rasierten Kopf und singt mit. Der Posau¬ 
nist schwenkt sein Instrument und hebt die Faust. 
Worüber die italienische Band singt? „Keine Ah¬ 
nung, aber in jedem Lied kommt zweimal Antifa 
vor“, sagt der Genosse neben mir. 

Ein Rotweintrinker mit blauem Kragen und grau¬ 
em Haarkranz schaut dem Treiben vor der Bühne 
zu und lächelt. 


Samstag, 15.25, Eishalle 

Mutter Courages Lied 

Katja Krüger und Erich Schaffner 

Das Brecht-Programm beim UZ-Pressefest steht unter dem Motto „Die 
Kunst, die Wahrheit handhabbar zu machen“. „Die Wahrheit handhab¬ 
bar zu machen“, sagt Erich Schaffner, „bedeutet, sie zu benutzen, um 
diese fürchterliche Gesellschaft zu verändern. Dabei ist Brecht unsere 
schärfste Waffe.“ 


Samstag, 11.45, Cafe K 

Dachaulied 

Ehrung der Genossen 
der ersten Stunde 

Von „Stacheldraht, mit Tod geladen“ 
singt Erich Schaffner, am Klavier Ge¬ 
org Klemp. „Wir haben die Losung von 
Dachau gelernt“, bei dem folgenden 
„Arbeit macht frei“ rollt Schaffner ein 
brutales R. Die Matinee handelt da¬ 
von, was die politischen Häftlinge im 
faschistischen KZ gelernt haben: Von 
der Gründung der SED, von der Ein¬ 
heit der Arbeiterklasse. 


Freitag, 19.00, Roter Markt NRW 


I Need You 


The Movement 

Mod-Rock-Sound mit Klassenkampfpositionen - das sind die Markenzeichen der dänischen Band „The 
Movement“. 

Sänger Lukas Scherfig überrascht mich mit nur einer Handbewegung beim Song „I need you“. 

Bis dato habe ich den Song immer als musikalisches Liebesgeständnis an eine andere Person verstanden. 
Lukas aber deutet beim Refrain auf uns alle vor der Bühne - und die Botschaft ist somit unmissverständ¬ 
lich: Es geht dem Frontmann bei diesem Lied um uns alle als Teil einer Bewegung - „I need you“ ist quasi 
eine Liebeserklärung an den gemeinsamen Kampf gegen Ausbeutung, Unterdrückung und Krieg. 
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19. UZ-Pressfest 


unsere zeit m 


„Kommunistisch angehaucht“ 

DKP ehrt Genossen der ersten Stunde. Einer von ihnen: Erwin Engelbrecht 


Vor 70 Jahren schlossen sich Kommunisten und 
Sozialdemokraten in der Sowjetischen Besat¬ 
zungszone zur SED zusammen, beim UZ-Pres- 
sefest ehrte die DKP Genossinnen und 
Genossen, die schon damals Mitglied 
der KPD, der SED und der FDJ waren. 

Einer von ihnen ist Erwin Engelbrecht. 

In seinem KPD-Mitgliedsbuch steht der 
2. August 1945 als Datum, an dem er in 
die Partei aufgenommen wurde, da war 
Erwin noch in Kriegsgefangenschaft. 

1989, nach der Konterrevolution, 
traten viele jüngere Mitglieder aus der 
DKP aus, die Alten blieben. „Als wir 
uns dann nach einem Jahr so ein biss¬ 
chen erholt hatten, standen wir wieder 
mit dem Stand auf dem Markt in Wit¬ 
ten, da haben die Leute gesagt: Ach, ihr 
seid auch noch da? So ist das langsam 
wieder angerollt.“ Erwin hatte Gründe 
zu bleiben: „Eigene Erfahrungen, die 
man gemacht hat.“ 

Er weiß schon als Jugendlicher, 
dass die KPD seine Partei ist. Als Be¬ 
satzungssoldat muss er dänische Gleise 
bewachen, damit der Widerstand sie nicht sprengt. 
Als er abkommandiert wird, um Hamburg gegen 
die Briten zu verteidigen, ist der Krieg zu Ende, 
die Briten nehmen ihn in Dänemark gefangen. 
Am 7. August 1945 ist er zu Hause in Witten und 
unterschreibt den Aufnahmeantrag der KPD. In 
diesen Monaten, als die Kommunisten aus Un¬ 
tergrund, KZ und Exil kommen, werden die Par¬ 


teibücher für alle Mitglieder eines Monats gesam¬ 
melt ausgestellt und Erwins Aufnahme vordatiert. 
Sein Bruder kommt nicht aus dem Krieg zurück. 


Erwins Vater erzählt ihm später, wie er schon 
vorher für die Partei gearbeitet hat. Wenn der Va¬ 
ter dem Kind einen Rucksack aufsetzte und sagte: 
„Da gehste nach Onkel Fritz hin“, waren in dem 
Rucksack die antifaschistischen Flugblätter, deren 
Verteilung Fritz organisierte. Der Onkel bekommt 
zwei Jahre und neun Monate Zuchthaus, der Vater 
zwei Jahre. 


Das wissen die Lehrer in der Schule - „ich bin 
geprügelt worden bei jeder Gelegenheit.“ Auch die 
Reichsbahnbeamten - Naziparteimitglieder -, die 
Erwin zum Schlosser ausbilden sollen, 
wissen vom Zuchthäusler in der Fami¬ 
lie. Der Werkschulleiter Büttmann weiß 
noch dazu, dass Erwins Großvater 1918 
in Witten die KPD mitgegründet hat. Er 
lässt Erwin vor den anderen Lehrlin¬ 
gen vortreten, ruft: „Engelbrecht, du 
bist kommunistisch angehaucht!“, und 
ohrfeigt ihn. 

Nach dem Krieg setzt Erwin die un¬ 
terbrochene Ausbildung bei der Bahn 
fort, die Ausbilder sind dieselben. „Nur: 
Man war ein bisschen stärker“, sagt Er¬ 
win. 

„Wir haben damals gehofft, dass wir 
den Sozialismus aufbauen können, wir 
haben für ein einheitliches Deutschland 
gekämpft und dann in den 50er Jahren 
gegen die Bundeswehr“ - so drückt 
es Erwin aus. „Geheimbündelei und 
Staatsgefährdung“ nennt es der Staats¬ 
anwalt, denn die FDJ, deren Flugblät¬ 
ter Erwin in der Lehrwerkstatt ausgelegt hat, ist 
schon verboten. Seinen Zeugen hat der Staatsan¬ 
walt schlecht ausgesucht, es bleibt bei fünf Wo¬ 
chen Untersuchungshaft. 

„Ich bin nicht derjenige, der sich die Ehrenur¬ 
kunde zu Hause einrahmt“, sagt Erwin. „Dat ist 
eben meine Erkenntnis: Zu kämpfen. Für unsere 
Sache, nich?“ om 


Einlittt in HÜe KPD _ 

Eintritt in die SPD 

Eintritt in den KJVD . 

Eintritt in SAJ 
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DKP - Partei der Kleingärtner 

Wahlkampf beim UZ-Pressefest 

Es sind wenige, die den Weg in das Niedersach¬ 
sen-Zelt gefunden haben, als Frank und Andreas 
von der DKP in Hannover ihren Wahlkampf vor¬ 
stellen. Am 11. September sind Kommunalwahlen 
in Niedersachsen und in Hannover tritt die DKP 
an. Damit sie kandidieren dürfen, mussten sie 700 
Unterschriften vorlegen, wenn sie etwas mehr als 
das Doppelte an Stimmen bekommen, sitzt Spit¬ 
zenkandidat Matthias Wietzer im Rat. 

Gut vorbereitet und abwechselnd vortragend 
gehen sie die Gründe für die Kandidatur durch, 
berichten von kleinen Erfolgen und großen The¬ 
men. Der Kampf um den Bau von Sozialwohnun¬ 
gen in öffentlicher Hand und mit Preisbindung 
steht in jeder kommunalpolitisch aktiven DKP- 
Gruppe auf der Tagesordnung. In Hannover sol¬ 
len Kleingärten weichen, damit Immobilien ge¬ 
baut werden können. Die DKP will Kasernen 
platt machen statt Kleingartenkolonien zu jäten. 
Sie will den Widerstand der Kleingärtner in den 
Rat tragen. 

Imö 

Das Formular 

Dein Mitgliedsbeitrag, unser 
Wiedersehen 

„Damit haben wir nicht gerechnet“, schmunzelt 
ein Genosse hinterm DKP-Stand am Lenin-Platz. 
Wir haben nach Eintrittsformularen für die DKP 
gefragt, er hat keine zur Hand. Irgendwo auf dem 
Festplatz gibt es sie, hier und jetzt nicht. 


Wir werden an die Hand genommen und zu einem 
anderen Genossen geführt. Der verweist auf ei¬ 
nen weiteren, der uns zurück zum DKP-Stand am 
Lenin-Platz führt. „Kommt in einer halben Stunde 
wieder, dann haben wir welche.“ Eine halbe Stun¬ 
de später halten wir das Formular in der Hand, das 
gleich darauf ausgefüllt werden wird. 

Ein fehlendes Formular hält keine Kommu¬ 
nistin davon ab, in die kommunistische Partei ein¬ 
zutreten. Das Formular ist der Aufnahmeantrag, 
über den die Gruppe vor Ort entscheidet. Aber 
das Pressefest ist nicht nur ein Ort, auf dem neue 
Genossinnen und Genossen sich entschließen, der 
DKP beizutreten, es ist auch ein Wiedersehen mit 
Mitgliedern, die nicht an ihre Parteigruppen an¬ 
gebunden sind und deren Beiträge nicht kassiert 
werden. Darum ging es in diesem Fall. Das For¬ 
mular sollte dazu dienen, die aktuelle Adresse und 
Kontodaten zu erfassen, um eine Kassierung zu 
ermöglichen. 

Das DKP-Mitglied, das auf unserem Fest so 
freundlich an die Hand genommen wurde, wird 
nun wieder Beiträge bezahlen. Dieses Geld er¬ 
möglicht zum Beispiel, dass wir uns auf dem 
nächsten Pressefest Wiedersehen werden. 

Imö 

Die Teufelswiese 

„Habt keine Angst vor der Wiese, sie tut euch 
nichts“ schallt es aus den Lautsprechern neben 
der Hauptbühne. Die Wiese ist nass, sumpfig 
nass. Sie stinkt. Wer es vermeiden kann, betritt 
sie nicht, auf den Spanplatten, die dort liegen, 
läuft er über die Wasserwiese. 



Die das Konzert hören, verteilen sich entlang 
der Platten und auf den wenigen trockenen Stel¬ 
len der Teufelswiese. Nur wenige riskieren nasse 
Füße oder tragen Gummistiefel. Weil das von der 
Bühne aus nicht besonders geschlossen aussieht, 
muss Grup Yorum ran. Als die türkische Gruppe 
anfängt zu spielen, ist die Wiese nicht mehr wich¬ 
tig, und auch die schlammigen Flecken sind mit 
Zuhörern besetzt. 

Imö 


Pressefest in Zahlen 

115 Stunden unterhielten Livemusiker die 
Gäste des Pressefestes 

1 Hochzeit wurde auf dem Pressefest 
gefeiert 

800 Luxemburger waren nicht auf dem 
Pressefest, weil sie das Wisefest der 
„Zeitung vom Letzebuerger Vollek“ 
besuchten 

479 Kisten Bücher wurden zum Verkauf 
angeboten 

240 Kisten Bücher verkaufte die UZ allein 

260000 Zugriffe hatte die offizi¬ 
elle Homepage der UZ allein vom 
01.07 bis zum 03.07 

180 Liter Regen pro Quadratmeter in 
gingen in Dortmund-Wischlingen 
14 Tage vor dem Pressefest runter 

l6 Tonnen Bodenplatten schützten un¬ 
sere Schuhe vor dem Schlamm 

3 Gewitter überstanden wir während 

des Pressefestes 

275 Stunden Kabarett und Theater wur¬ 
den auf geführt 

350 Flaschen Havana Club gingen über 
die Theke 

IO Stunden an Lesungen gab es 

500 Euro kosteten die teuersten verkauf¬ 
ten Bilder, darunter ein Farbholz- 
schnitt aus dem Jahr 1928 

7 Wochen war die wohl jüngste Pres¬ 
sefestbesucherin alt 

15,5 Stunden Film wurden gezeigt 

200 OOO Pressefestzeitungen wur¬ 
den im Vorfeld verteilt 

180 ehrenamtliche Aufbauhelfer halfen 

schon die ganze Woche vor dem Pres¬ 
sefest 

1/3 der Aufbauhelfer waren nicht einmal 

Mitglieder der DKP (noch nicht) 

3 Geburtstage feierte allein der Helfer¬ 

bereich 

1 Parteiaufnahme ereignete sich schon 

vor dem Pressefest am Donnerstag 

2000 Meter Bauzaun wurden aufgestellt 

1500 Meter Lichterketten erleuchteten 
das Pressefest 

18 Tonnen Elektromaterial war beim 

Pressefest im Einsatz 


Der Untergang der EU 

Diskussionen über ,Brexit‘, Griechenland, Demokratie und Kolonialkriege 


„Treibt Europa nach dem ,Brexit‘ seiner Auflösung 
entgegen?“ fragt Conrad Schuhler sich und die zahl¬ 
reichen Zuhörer. Der Chef des Münchner ISW (Insti¬ 
tut für sozialkökologische Wirtschaftsforschung) hat 
den Inhalt seines Vortrags wegen der Abstimmung der 
Briten und ihrer Entscheidung, die EU zu verlassen, 
nur leicht verändert. Es geht weiter um die Frage „EU 
zerschlagen oder demokratisieren“ - hier im Zelt der 
Südbayern, über dem hoch oben im Baum stolz die 
Aufschrift „Dorf des Widerstandes“ prangt. Schuhler 
macht den undemokratischen Charakter EU-Euro- 
pas - unter anderem - an der Tatsache deutlich, dass 
die Völker Europas zwar schon oft über ihre Teilnahme 
an diesem Staatenbündnis abgestimmt haben, dass sie 
in den Fällen, in denen sie wie fast immer zunächst mit 
Nein votierten, gezwungen wurden, noch einmal ab¬ 
zustimmen. So geschehen in Dänemark und zwei Mal 
in Irland. Und noch krasser erging es den Griechen, 
die nach ihrem „Nein = Oxi“ im Sommer 2015 ein „Ja“ 
ihrer Regierung zu den Zwangsmaßnahmen der EU 
erhalten haben. 

Erstaunlich ist an Schuhlers Vortrag, dass er den 
brutalen Charakter des imperialen Staatenbünd¬ 
nisses und der „Herrschaft der technokratischen 
Eliten, der nationalen Regierungen und des Groß¬ 
kapitals“ herausarbeitet, aber dennoch dafür plä¬ 


diert, an dieser imperialen Struktur festzuhalten, 
in dieser Struktur „die Politik nach links zu ver¬ 
schieben“ und die linke Zusammenarbeit zu ver¬ 
stärken. Ein zentrales Argument lautet, dass die 
Staaten nach einem Austritt aus der EU mindes¬ 
tens so starken Zwängen ausgesetzt sein würden 
wie innerhalb. Schuhlers Position trifft auf Wi¬ 
derstand. Zwei Stimmen seien herausgegriffen: 
Ein Isländer stellt fest, dass die Überwindung der 
Finanzkrise, die das Land weit stärker getroffen 
hatte als andere, innerhalb der EU nicht möglich 
gewesen wäre. In Finnland, berichtet ein anderer, 
habe die Linke EU und Euro Jahrzehnte lang be¬ 
fürwortet. Das Ergebnis sei ein beispielloser Vor¬ 
marsch der Rechten. 

Einige Stunden vorher, am Samstag früh, stel¬ 
len zwei Autoren ihre Bücher vor, die sich mit 
demselben Thema befassen: Winfried Wolf über 
„Die griechische Tragödie - Rebellion, Kapitula¬ 
tion, Ausverkauf - Und ihre Lehren für die eu¬ 
ropäische Linke“; und Wilhelm Langthaler: „Eu¬ 
ropa zerbricht am Euro - Unter deutscher Vor¬ 
herrschaft in die Krise“. Wolfs Buch und Vortrag 
sind in gewohnter Weise sehr faktenreich. Die 
Aspekte der griechischen Krise werden der Rei¬ 
he nach plausibel erzählt. Griechenland ist dabei 


kein Sonderfall, sondern ein besonders krasser 
Fall der Herrschaft des (deutschen) Finanzka¬ 
pitals über die Länder der EU-Peripherie. Wolf 
gibt sich immer noch ziemlich fassungslos ange¬ 
sichts der plötzlichen Kehrtwendung von Alek- 
sis Tsipras und seiner von der „Syriza“ geführten 
Regierung im Juli 2015, als das Referendum der 
Griechen mit nahe zwei Drittel der Stimmen für 
Widerstand ausgefallen war, und dann die Un¬ 
terwerfung unter das Diktat von Brüssel, Berlin 
(und IWF) folgte. 

Winfried Wolf ist kein Kommunist, ebenso 
wenig wie der Österreicher Wilhelm Langthaler. 
Dessen Vortrag ist analytisch noch ertragreicher. 
Er stellt den Konkurrenzkampf der Monopole 
und ihrer imperialistischen Staaten als den eigent¬ 
lichen Gegenstand der politischen Konflikte dar. 
Die ökonomisch starke Stellung des deutschen 
Imperialismus konnte in der EU des Binnenmark¬ 
tes ausgedehnt werden, ist aber - so Langthaler - 
im Zuge der Ausweitung nach Süden und Osten 
weit überdehnt worden. Die Volkswirtschaften 
des EU-Südens und Ostens können erkennbar 
nicht mithalten. An der rigorosen, von Berlin aus 
betriebenen Austeritätspolitik werden diese Län¬ 
der zerbrechen und aus dem System ausscheiden. 


Die frechste Lüge ist laut Langthaler das Ge¬ 
schwätz vom „Friedensprojekt Europa“. Das 
Schlimmste an dieser Lüge sei, dass sie geglaubt 
werde. In Wirklichkeit sei es „offensichtlich, dass 
die EU Nationalismus produziert“. Eine einfache 
Erkenntnis Langthalers lautet: „Demokratie ist su¬ 
pranational nicht möglich“. 

Das „Friedensprojekt Europa“ beleuchtet am 
Sonntag vormittag Gerd Schumann sozusagen von 
außen. Im Junge-Welt-Zelt spricht er über den 
„Kolonialismus damals und heute“. Das ist eine 
Buchvorstellung, die es in sich hat. Hier lautet 
die herrschende Lüge, dass der Kolonialismus ein 
Ding der Vergangenheit sei. Leider weit gefehlt. 
Vielmehr ist die Befreiung der Völker vom koloni¬ 
alen Joch im 20. Jahrhundert nur ungenügend ge¬ 
lungen. Die Abhängigkeit der alten Kolonien von 
den imperialen Zentren wurde als „Neokolonia¬ 
lismus“ bezeichnet. In der Gegenwart findet neue 
Kolonialisierung statt. Die Kriege gegen Libyen, 
Irak, Afghanistan, Syrien, Mali, die Zerstörung So¬ 
malias, des Jemen sind fürchterliche Beispiele für 
diesen Vorgang. Das „Friedensprojekt Europa“ ist 
dabei, sein Umland, seinen Vorhof kolonial zu un¬ 
terwerfen. 

Lucas Zeise 




















